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I
n großer Ernsthaftigkeit und mit
hoher Übereinstimmung disku-
tierten die Volksvertreter vergange-
ne Woche über den Abschlussbe-
richt (17/14600) des Untersu-
chungsausschusses, der Fehlgriffe

bei den Ermittlungen bei der dem „Natio-
nalsozialistischen Untergrund“ (NSU) an-
gelastete Mordserie durchleuchtet hat. Auf
der Tribüne hatten sich Bundespräsident
Joachim Gauck, der türkische Botschafter
Hüseyin Avni Karslioglu und Angehörige
der Opfer eingefunden. Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) und das Kabinett
waren präsent.
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) nannte die Erschießung von neun
türkisch- oder griechischstämmigen Klein-
unternehmern und einer Polizistin eine
„beispiellose Herausforderung unseres de-
mokratischen Rechtsstaates“. Als „Anschlag
auf die Demokratie“ geißelte die SPD-Ab-
geordnete Eva Högl die dem NSU zuge-
schriebene Mordserie. Weitgehende Ein-
mütigkeit demonstrierten die Fraktionen
auch  bei der Kritik an Polizei und Geheim-
diensten. Das Versagen bei der Aufklärung
der zehn Hinrichtungen sei nicht nur eine
Niederlage für die Sicherheitsinstanzen,
sondern für die „gesamte Gesellschaft“,
sagte Unions-Obmann Clemens Binninger.
Aus Sicht von Linken-Obfrau Petra hat der
Ausschuss „in staatliche Abgründe ge-
blickt“. FDP-Sprecher Hartfrid Wolff kon-
statierte einen „gravierenden Vertrauens-
verlust“ in die Sicherheitsbehörden.

Haltlose Verdächtigungen Mit persönli-
chen Worten eröffnete Lammert die Debat-
te. An die Adresse der Familienmitglieder
der Opfer sagte der CDU-Politiker:
„Schmerz, Trauer, auch Wut begleiten die
Angehörigen seit vielen Jahren. Wir fühlen
uns ihnen verbunden.“ Der Bundestags-
präsident entschuldigte sich im Namen
des Parlaments für die „haltlosen Verdäch-
tigungen“, denen viele Angehörige ausge-
setzt gewesen seien. Lammert würdigte die
Arbeit des Ausschusses, der verlorenes Ver-
trauen in den Rechtsstaat habe wiederher-
stellen wollen, als „Beispiel hoher demo-
kratischer Kultur“.
Von einem „außergewöhnlichen Untersu-
chungsausschuss“ sprach dessen Vorsit-
zender Sebastian Edathy. Im Blick auf die
fraktionsübergreifende Kooperation be-
tonte der SPD-Politiker, „dass sich das The-
ma nicht für Parteienstreit eignet“. Pau
nannte die Zusammenarbeit eine „Mut
machende Erfahrung“.  Unter Anspielung
darauf, dass Untersuchungsausschüsse ge-
meinhin Kampfinstrumente der Oppositi-
on sind, lobte Högl das NSU-Gremium als
„Kampfinstrument der Aufklärung“. 

Edathy erklärte, ein Rechtsstaat sei nicht
fehlerfrei, es sei jedoch dessen Stärke, Feh-
ler zu erkennen, zu analysieren „und dafür
Sorge zu tragen, dass sie sich nicht wieder-
holen“. Man habe vor allem herausgefun-
den, dass das Verhältnis der Behörden von
Konkurrenz und nicht von Kooperation ge-
prägt gewesen sei, dass der gewaltbereite
Rechtsextremismus unterschätzt worden
sei, auch sei „nicht ergebnisoffen und vor-
urteilsfrei, sondern mit Ressentiments“ er-
mittelt worden.
Bei einer solchen Mordserie stießen födera-
le Strukturen an ihre Grenzen, meinte Bin-
ninger. Er forderte, bei bedeutsamen län-
derübergreifenden Delikten eine zentrale
ermittlungsführende Stelle einzurichten.
Auch müsse das NSU-Desaster in die Fort-
und Weiterbildung bei den Sicherheitsin-
stanzen einfließen. Der Vize-Vorsitzende
des Ausschusses, Stephan Stracke (CSU),
wies darauf hin, dass das Gremium keine
„Kumpanei“ zwischen Sicherheitsinstan-
zen und NSU entdeckt habe.  
Die Behörden seien auf dem rechten Auge
„betriebsblind“ gewesen, monierte Grü-
nen-Obmann Wolfgang Wieland. Offen-

bar habe es als „Staatsdoktrin“ gegolten,
dass Rechtsterroristen Einzeltäter seien
und man deshalb organisierte Formen aus-
geschlossen habe. Aus Sicht von Pau tru-
gen die Ermittlungen „rassistische Züge“.
Serkan Tören (FDP) hingegen sagte, auf ei-
nen „institutionellen Ras-
sismus“ sei man nicht ge-
stoßen.
Pau machte sich dafür
stark, die V-Leute-Praxis al-
ler Geheimdienste zu been-
den und den Verfassungs-
schutz abzuschaffen. Wie-
land verlangte, das Bundes-
amt für Verfassungsschutz
aufzulösen und neu aufzu-
bauen. Binninger indes
meinte, auf V-Leute könne
man nicht ganz verzichten.
Wenn, wie in Brandenburg geschehen, je-
doch ein wegen versuchten Mordes verur-
teilter Rechtsextremist als V-Mann beschäf-
tigt werde, dann werde eine „rote Linie
überschritten“. Högl bezeichnete die Re-
form des Verfassungsschutzes als zentrales
Anliegen der SPD.

Wolff betonte, trotz der Leistung des Aus-
schusses seien noch viele Fragen offen. So sei-
en etwa die Geldquellen des NSU und dessen
internationale Verbindungen nicht ausrei-
chend durchleuchtet worden. Das FDP-Plä-
doyer für einen neuen Untersuchungsaus-

schuss im nächsten Bundes-
tag wurde von den anderen
Fraktionen nicht unterstützt.
Die Abgeordneten appellier-
ten aber eindringlich an das
kommende Parlament, die
nahezu 50 Reformvorschlä-
ge (siehe auch Seite 3) des
Untersuchungsausschusses
zu verwirklichen: „Jetzt heißt
es umsetzen“, sagte Stracke,
der Bericht sei nur die erste
Etappe einer langen Wegstre-
cke. Wieland nannte die

mehr als 1.300 Seiten ein „Arbeitspro-
gramm für die nächste Regierung und den
nächsten Bundestag". Karl-Otto Sattler ❚

Die Lage in Deutschland wird von
Spitzenpolitikern der Koalition
und der Opposition unter-
schiedlich bewertet. Während

Vertreter von CDU/CSU und FDP vergange-
ne Woche bei der Generaldebatte zur „Situa-
tion in Deutschland“ ausschließlich Erfolge
in ihrer Politik der vergangenen vier Jahre für
sich reklamierten, sprachen die Sprecher der
Oppositionsfraktionen SPD, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen von „vertaner Zeit“
(siehe auch Seite 9). „Es waren vier gute Jah-
re“, betonte Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) zu Beginn der dreieinhalbstündigen
Debatte. Es gehe heute vielen Leuten besser
als vor vier Jahren. So gebe es derzeit 1,9 Mil-
lionen Jobs mehr als 2009. Dies sei der
höchste Beschäftigungsgrad, den Deutsch-
land jeweils gehabt habe. Es sei ihr Ziel, die
Arbeitslosigkeit in den kommenden vier
Jahren weiter zu senken. 

Politik verantwortlich Merkel wies darauf
hin, dass die Steuereinnahmen so hoch sei-
en wie nie zuvor. Deshalb seien auch keine
Steuererhöhungen notwendig. Die gute La-
ge in Deutschland sei der Arbeit vieler Men-
schen zu verdanken; sie sei aber auch das
„Werk guter Politik“, lobte sie die Arbeit der

schwarz-gelben Koalition. Dem stimmte
Rainer Brüderle (FDP) zu. 42 Millionen
Menschen seien in Arbeit, in den vergange-
nen vier Jahren seien die Reallöhne um
durchschnittlich jeweils drei Prozent gestie-
gen. In „schwierigem Umfeld“ seien die
Bundesbürger um 22 Milliarden Euro ent-
lastet worden. Zudem sei der Haushalt kon-
solidiert worden. Diese „sensationellen Er-
folge“ konnten die Sprecher der Oppositi-

onsfraktionen nicht erkennen. Peer Stein-
brück (SPD) warf der Regierung ein „Schei-
tern auf ganzer Linie“ vor. Statt Aufbruch ge-
be es Stillstand, statt Richtung gebe es Kreis-
verkehr. Merkel habe in den vergangenen
vier Jahren nur „angekündigt, abgewartet
und ausgesessen“. Sie habe kein Projekt und
keine Vision gehabt, die über diese Legisla-
turperiode hinaus Deutschland Zukunft
und Richtung gebe habe. Deutschland sei in

den vergangenen vier Jahren „weit unter
Wert“ regiert worden. Deshalb sei ein Neu-
start notwendig.

Probleme ignoriert Katrin Göring-Eckardt
(Bündnis 90/Die Grünen) hielt Merkel vor,
soziale Probleme zu ignorieren. „Sie sind
dabei, das Land müde zu lächeln“, sagte sie.
Viele Menschen hätten nichts vom Reich-
tum des Landes, da Bildung und Aufstiegs-
chancen ungleich verteilt seien. In Deutsch-
land ginge es nur einigen gut. Gregor Gysi
(Die Linke) kritisierte, die „Konsenssoße“
der anderen Bundestagsfraktionen. Nur sei-
ne Fraktion habe konsequent gegen Kriegs-
einsätze, Waffenexporte, die falschen Wege
bei der Eurokrise, und gegen die Senkung
des Rentenniveaus und gegen Hartz IV ge-
stimmt. Er forderte unter anderem Steuer-
gerechtigkeit. Deshalb müsse der so ge-
nannte Mittelstandsbauch abgeschafft wer-
den.  Michael Klein ❚

Schmerz, Trauer, Wut
NSU-AUSSCHUSS  Bundestag rügt im Abschlussbericht einmütig Fehler und Versäumnisse der BehördenJoachim Gauck Eine bemerkenswerte Ges-

te ist dem Bundespräsidenten in Frankreich
bei einer schwierigen Mission geglückt. In der

Ortschaft Oradour-
sur-Glane, wo die
Waffen-SS im Juni
1944 mehr als 600
Bewohner ermorde-
te, umarmte Gauck,
von der bestürzen-
den Erinnerung er-
fasst, den französi-
schen Staatspräsi-
denten François Hol-
lande und den

Überlebenden des Massakers von Oradour,
Robert Hébras. Kein deutscher Staatsmann
hatte vorher je einen Besuch in dem von den
Nazis komplett zerstörten Ort gewagt und
wäre wohl auch nicht willkommen gewesen.
Die drei in Trauer vereinten Köpfe erinnern in
ihrer Symbolkraft an die große Geste von
Kanzler Helmut Kohl (CDU) und Präsident
François Mitterand, die 1984 in Verdun Hand
in Hand der Kriegstoten gedachten. pk ❚

Sitzungen hielt der Verteidigungsausschuss
in dieser Legislaturperiode ab, der damit der
Zahl nach als fleißigster gelten darf. Das Gre-
mium ist der einzige Ausschuss, der sich selbst
als Untersuchungsausschuss einsetzen kann,
wenn dies mindestens ein Viertel seiner Mit-
glieder verlangt. Zweimal war das in dieser
Wahlperiode der Fall: 2009 nach dem Luftan-
schlag bei Kundus und 2013 zum Euro-Hawk.

KOPF DER WOCHE

Präsident mit
großer Geste

ZAHL DER WOCHE
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ZITAT DER WOCHE

»Ich mach’ mir
die Welt, wide
wide wie sie mir
gefällt.«
Andrea Nahles, SPD-Generalsekretärin,
kritisiert singend in der Plenardebatte zur Si-
tuation in Deutschland die Haltung der
schwarz-gelben Koalition im Wahlkampf.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Eine Gedenktafel in Kassel erinnert an die Opfer des mutmaßlichen NSU-Mördertrios.

Gute Jahre oder vertane Zeit?

Der Bundestag war bei der Generaldebatte fast bis auf den letzten Platz gefüllt.
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»Ein Beispiel
hoher 

demokratischer
Kultur.« 

Bundestagspräsident 
Norbert Lammert (CDU) 

über die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses

Mehr zum Thema auf den Seiten 2 bis 4 sowie unter
www.bundestag.de/bundestag/ausschuesse17/ua/

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

GENERALDEBATTE Koalition und Opposition lassen die Wahlperiode Revue passieren – mit unterschiedlichen Ergebnissen
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IN DIESER WOCHE

INNENPOLITIK
Euro Hawk Opposition fordert weiterhin
Rücktritt des Verteidigungsministers Seite 5

Sport Eine Studie zum Doping in der 
Bundesrepublik sorgt für Unruhe Seite 6

WIRTSCHAFT UND FINANZEN 
Verkehr Die Bahn gelobt Besserung nach
den Zugausfällen in Mainz Seite 7

EUROPA UND DIE WELT
USA Abgeordnete ringen mit Entscheidung
zu einem Militärschlag in Syrien Seite 8

MIT DER BEILAGE 

APuZ
Internationale SicherheitM. Böckenförde · S. Mallavarapu · A. Jeng · H. Niemann ·

S. Brown · S. Van Beurden · H. Wulf · M. Thalwitz
Sicherheit und Kooperation

Peter Rudolf

Schutzverantwortung und humanitäre Intervention
Eva Schmitt

Rolle des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
Stephan Klingebiel

Marc von Boemcken · Jan Grebe

Ulrike Esther Franke

Alfred Kraft

Burak Çopur

Gunther Hellmann

Mitten im Wahlkampf, just an dem Tag, als die
Nation Sieg und Niederlage nach der TV-Diskus-
sion von Kanzlerin und Herausforderer debat-
tierte, hat der Bundestag einen Punkt des Inne-
haltens gesetzt. Auf der Tagesordnung einer
Sondersitzung stand der Abschlussbericht des
NSU-Untersuchungsausschusses, jenes parla-
mentarischen Gremiums, das zur Aufgabe hat-
te, die Hintergründe der aus Fremdenhass an
Ausländern begangenen Verbrechen aufzuklä-
ren. Zehn Morde, mindestens zwei Bombenan-
schläge und 15 Raubüberfälle werden einem
Neonazi-Trio zugerechnet, begangen über ei-
nen Zeitraum von 13 Jahren.
Als Bundestagspräsident Norbert Lammert sich
im Namen des Parlaments bei den Angehörigen
der Opfer, die zusammen mit Bundespräsident
Joachim Gauck auf der Besuchertribüne des Ho-
hen Hauses Platz genommen hatten, entschul-
digte, erfüllte warmherziger Beifall den Plenar-
saal. Über die Fraktionsgrenzen hinweg wurde
damit ein deutliches Zeichen der Einigkeit ge-
setzt: Wenn es um die Grundfesten der Nation,
um die Hoheit des Staates und um die Unver-
sehrtheit all seiner Bürger und Schutzbefohle-
nen geht, stehen Demokraten eng zusammen.
Gleich, welcher Couleur. Gleich, wie scharf ge-
rade auf der Bühne des Wahlkampfs über die
Geschicke der Republik gestritten wird.
Die Glaubwürdigkeit, mit der das Parlament
dieses Signal ins Land gesendet hat, beschert
den Opferfamilien vielleicht sogar etwas Linde-
rung ihres Schmerzes. Ganz gewiss aber festigt
die Geste den gesellschaftlichen Willen, alles zu
tun, damit Vergleichbares in Zukunft ausge-
schlossen ist.
Die akribische, sachorientierte und beispiellos
zielstrebige Arbeit des Untersuchungsausschus-
ses hat ein gelegentlich verniedlichend als
„Pannen“ bezeichnetes, in Wahrheit aber struk-
turelles Versagen deutscher Sicherheitsbehör-
den zu Tage gefördert. Jetzt gilt es, die Schluss-
folgerungen des Gremiums politisch zu disku-
tieren und verbindlich umzusetzen.
Die Verbrechen des Neonazi-Trios waren gewiss
ein besonders abscheulicher Auswuchs ideolo-
gischer Verwirrtheit. Aber: Szenen wie jüngst in
Berlin-Hellersdorf, als Anwohner schutzsuchen-
de Flüchtlinge nicht in ihrer Nachbarschaft dul-
den wollten, sind wiederkehrende Hinweise auf
eine tief sitzende Ausländerfeindlichkeit in Tei-
len unserer Gesellschaft. Nicht nur in Hellers-
dorf.

EDITORIAL

Ein Zeichen
der Einigkeit

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: NSU-Mordserie
Aufarbeitung des rechten Terrors SEITE 1-4

ELEFANTENRUNDE
Schlagabtausch der Spitzenkandidaten in 
der letzten Sitzung vor der Wahl SEITE 9 

NÄCHSTE RUNDE
Der Etatentwurf für 2014 sieht weniger
Ausgaben und Schulden vor SEITE 11
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Als Ermittlungsbeauftragter des Un-
tersuchungsausschusses zur „Terrorgruppe
nationalsozialistischer Untergrund“ ha-
ben Sie mehr als 3.600 Aktenordner ge-
sichtet, Sie waren beim Generalbundesan-
walt, beim Bundeskriminalamt, beim
Bundesamt und bei Landesämtern für Ver-
fassungsschutz und bei der Polizei an Tat-
orten der Mordserie. Sind Sie zum „Akten-
fresser“ geworden?
In gewisser Weise schon. Arbeitet man sich
nicht zügig durch solche Unterlagenberge
durch, lässt sich die Aufgabe nicht bewälti-
gen. Es ist nicht einfach, zu einem struktu-
rierten Vorgehen zu finden, um Wichtiges
vom Unwichtigen zu trennen. Schließlich
beeinflussen die Informationen in den Ak-
ten, die den Abgeordneten zur Verfügung
stehen, deren Arbeit samt Auswahl und Be-
fragung der Zeugen. Ich habe mich als Fähr-
tensucher im Dokumentendickicht verstan-
den.

Wie viele Unterlagen haben Sie nach
Berlin geschickt?
Genau Buch geführt habe ich nicht. Es war
wohl ein Sechstel der Aktenordner.

Die Parlamentarier haben zahlreiche
Dokumente nicht zu Gesicht bekommen.
Was wissen Sie denn Interessantes, was
das Gremium nicht erfahren hat?
Da muss ich passen. Alles, was wichtig war
für die Abgeordneten, ging nach Berlin. Ich
wäre todunglücklich, wenn ich irgendetwas
versehentlich nicht übermittelt hätte, was
für die Ausschussarbeit bedeutsam war.
Nicht benötigt hat das Gremium zum Bei-
spiel Obduktionsberichte über die Opfer.
Auch mehrere hundert Ordner zur Watte-
stäbchen-Affäre wurden rasch beiseite ge-
schoben. Im Fall der Heilbronner Polizistin
wurde eine Phantomfrau gejagt, die für die-
sen Mord und andere Delikte verantwort-
lich gewesen sein sollte. Letztlich kam he-
raus, dass fehlerhaft behandelte Wattestäb-
chen bei den Ermittlungen an den Tatorten
stets die gleiche DNA-Spur hinterlassen hat-
ten.

Haben Sie oft mit sich gerungen, ob Sie
etwas nach Berlin schicken oder nicht? 
Nein, das war nie ein Problem. Es galt eine
einfache Maxime: Lieber gebe ich dem Aus-
schuss eine Akte zu viel als zu wenig.

Nach welchen Kriterien haben Sie ent-
schieden, was nach Berlin geht?
Die Maßstäbe ergaben sich aus dem Ermitt-
lungsauftrag der Abgeordneten. Wichtig wa-
ren etwa Informationen über Auswahl, Kon-
trolle und Finanzierung von V-Leuten, über
die Kooperation zwischen den Behörden
oder über den Umgang mit Erkenntnissen,
die bei den Ermittlungen zu der Mordserie
gewonnen worden waren. Unterrichtet wur-
de, nicht immer zur Freude der Polizei, das
Bundestagsgremium etwa über Dokumente
zu polizeitaktischen Maßnahmen und zur
Zusammenarbeit mit dem Verfassungs-
schutz. Ein anderes Beispiel: In den Unter-
lagen für die Parlamentarier steht zu den
Nürnberger Morden viel über umfängliche
Ermittlungen in Richtung Rechtsextremis-
mus, die aber bedauerlicherweise lokal zu
eng begrenzt waren. Auch alle Hinweise zu
Verbindungen des NSU ins Ausland lande-
ten in Berlin. 

Haben Sie mit Generalbundesanwalt
Harald Range häufiger gestritten, ob er
Akten für den Ausschuss freigibt?
Nein, der Generalbundesanwalt hielt nichts
zurück, sondern zeigte sich äußerst koope-
rativ. Auch andernorts stieß ich nie auf Wi-
derstand, im Gegenteil.  Alle Behörden un-
terstützen meine Arbeit. Selbst beim Verfas-
sungsschutz akzeptierte man schließlich,
dass da einer von außen ins Amt kommt,
der alles einsehen darf, was nicht einmal
den meisten Geheimdienstlern möglich ist,
das war ein Novum.

Was hat Sie am meisten geschockt beim
Blick in die Dokumente?
Da ich als Staatsanwalt und Richter früher
mit Staatsschutzdelikten befasst war, bin ich
einiges gewohnt. Gleichwohl fand ich das
Paulchen-Panther-Video besonders
schlimm, in dem der NSU die Morde auf wi-
derliche Weise kommentiert. Ich habe mich
auch gefragt, wie man zu solchen Taten fähig
sein kann. Meine Mitarbeiter und ich haben
häufig darüber diskutiert, mit welcher Kalt-
schnäuzigkeit und Professionalität der NSU
nach dem Abtauchen vorging, obwohl die

Zelle bis dahin recht offen agiert hatte. Dem
Trio gelang es immerhin, nach dem Unter-
tauchen Anfang 1998 über ein Jahrzehnt kei-
ne Fehler zu machen, die zur Enttarnung
führten.

Sie haben sicher häufiger den Kopf ge-
schüttelt, wenn Sie auf Ermittlungspannen
bei Polizei und Geheimdiensten stießen.
Man sollte nicht vorschnell urteilen. Die Po-
lizei war intensiv um Aufklärung bemüht.
Wenn in Unterlagen Pannen und Fehlgriffe
sichtbar wurden, habe ich mich gefragt, was

ich in solchen Situationen getan hätte. Aber
es lief in der Tat einiges schief. So zeigen Ak-
ten immer wieder, dass der Informationsaus-
tausch zwischen Verfassungsschutz und Poli-
zei lückenhaft war. Vor allem ist vermasselt
worden, die 1998 bei einer Garagendurchsu-
chung aufgetauchte Liste mit rechtsextremen
Kontaktadressen für die Fahndung zu nut-
zen. Wäre man da professionell vorgegan-
gen, hätte man das Trio wohl frühzeitig fin-
den können. Im Fall der Heilbronner Polizis-
tin verwundert mich ein zentraler Wider-
spruch: Die Polizei vermutet neben Uwe
Böhnhardt und Uwe Mundlos noch andere
Täter, während der Staatsanwalt dies bestrei-
tet. Die Unterlagen offenbaren noch andere
bislang ungeklärte Fragen. 

Sie haben auch Skurriles entdeckt. In
Nürnberg betrieb die Polizei getarnt eine
Dönerbude, um Täter im kriminellen Mi-
lieu aufzuspüren. In Köln kontaktierte die
Polizei einen Hellseher, in Hamburg einen
„Metaphysiker“. 
In den Medien hat man sich über diese Din-
ge amüsiert. Ich mache hingegen der Polizei
keine Vorwürfe. Man kann es auch so sehen:
Es wurde selbst „Abwegiges“ probiert, um die
Mordserie aufzuklären.

Wie wichtig ist ein Ermittlungsbeauf-
tragter für einen Untersuchungsausschuss?
Das ist ein sehr sinnvolles Instrument, wenn
ein Gremium Tausende von Akten heranzie-
hen muss. Da ist eine Vorauswahl, ein erster
Filter durchaus hilfreich. 

Sie waren ein Mann im Hintergrund.
Hat es Sie bei den Pressekonferenzen wäh-
rend der Ausschusssitzungen gedrängt, öf-
fentlich Stellung zu nehmen?
Ans Mikrofon hat es mich nie gezogen. Ein
Ermittlungsbeauftragter hat keine politi-
schen Bewertungen abzugeben. Es war auch
nie so, dass ich gern in Zeugenanhörungen
eingegriffen hätte. In nichtöffentlichen Sit-
zungen des Ausschusses habe ich indes mit-
diskutiert, wenn es etwa um das weitere Vor-
gehen, um Beweisanträge und um Fragenlis-
ten für Zeugen ging.

Was prädestiniert einen Anwalt für Fa-
milien- und Strafrecht für die Aufgabe ei-
nes Ermittlungsbeauftragten beim Thema
Rechtsterrorismus?
Vor meiner Tätigkeit als Anwalt war ich
Staatsanwalt und Richter, unter anderem
stand ich mehrere Jahre an der Spitze des
Staatsschutzsenats beim Bayerischen Obers-
ten Landesgericht. Befasst war ich auch mit
dem von Martin Wiese geplanten Attentat
anlässlich der Grundsteinlegung für das jüdi-
sche Gemeindezentrum in München. Man
hat sich im Ausschuss wohl gesagt, dass ich
in Sachen Rechtsterrorismus über berufliche
Erfahrungen verfüge.

Würden Sie im nächsten Bundestag
wieder als Ermittlungsbeauftragter zur
Verfügung stehen?
Gewiss doch. Das Durcharbeiten von Unter-
lagen mutet auf den ersten Blick langweilig
an. Aber beim Aktenstudium taucht man in
ein Stück Zeitgeschichte ein. Wo kann man
so etwas sonst erleben? Das ist eine spannen-
de Sache. ❚

Das Interview führte Karl-Otto Sattler.

Bernd von Heintschel-Heinegg ist Rechtsan-
walt und Honorarprofessor für Strafrecht und

Strafprozessrecht an der Universität Regens-
burg. Zuvor war er Vorsitzender Richter am

Bayerischen Obersten Landesgericht und am
Oberlandesgericht in München.  
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BRAUCHEN WIR WEITER V-LEUTE? 

Peter Kurz 
»Westdeutsche Zeitung«,
Düsseldorf

Markus Decker
»Mitteldeutsche Zeitung«,
Halle

Nicht blind stellen 

Bayerns Innenminister wählte kürzlich im
Zusammenhang mit dem Fehlverhalten
des Verfassungsschutzes und dessen 
V-Leuten einen denkwürdigen Vergleich:

Wenn die Feuerwehr mal eine Viertelstunde zu spät
komme, stelle auch niemand die Feuerwehr insge-
samt in Frage. Angesichts des Ausmaßes, das das
Versagen des Verfassungsschutzes im Fall der 
NSU-Morde hatte, erscheint das als unzulässige Re-
lativierung. Doch auch wenn die auf die Rechtsex-
tremen angesetzten V-Leute gegenüber ihren Auf-
raggebern offenbar alles andere als „ehrliche Verrä-
ter“ waren und die behördlichen Kontaktpersonen
versagt haben, muss doch das Instrument „V-Leu-
te“ generell noch kein Tabu sein.
Der Geheimdienst ist in der unbequemen Lage, dass
er Informationen über durch V-Leute aufgedeckte
Strukturen und dadurch verhinderte Anschläge
nicht an die große Glocke hängen kann – um nicht
einzelne Informationszuträger und damit das gan-
ze Instrument zu gefährden. Doch mit dem Abhö-
ren von Gesprächen, dem Mitlesen von Mails oder
dem Observieren kann er nur Teilausschnitte des
Zielobjekts von außen beleuchten. Ein Gesamtbild
entsteht erst, wenn Menschen, die vor Ort die
Strukturen und Planungen mitbekommen, auf Zu-
sammenhänge und Vernetzungen hinweisen. Zu-
träger, die in die Szene integriert sind und für Au-
ßenstehende unverständliche Begriffe übersetzen.
Und so den Weg für weitere Observationen eröff-
nen. Darauf zu verzichten, hieße, sich blind zu stel-
len und der Gefährdung freien Lauf zu lassen.
Die Feuerwehr ist im NSU-Fall nicht nur zu spät ge-
kommen, sondern hat das Haus abbrennen lassen.
Und doch brauchen wir sie weiter – eine besser
funktionierende Feuerwehr im Kampf gegen poli-
tisch oder auch religiös motivierte Brandstifter.

Alle abschalten 

Es gibt vieles, was infolge der Pannen bei
der jahrelangen Fahndung nach den Mör-
dern von neun türkisch- oder griechisch-
stämmigen Kleinunternehmern und einer

deutschen Polizistin – besser bekannt als NSU-Skan-
dal – anders werden muss in Deutschland. Dazu ge-
hört ganz zweifelsfrei, auf den Einsatz von 
V-Leuten in rechtsextremen Kreisen zu verzichten.
Der Einsatz hat sich nicht bewährt. Ja, mehr noch:
Er ist skandalös schief gegangen.
Spitzel wie der Thüringer Tino Brandt, der dem Na-
tionalsozialistischen Untergrund nahe war, haben
nicht nur Straftaten begangen. Er hat für seine 
V-Mann-Tätigkeit überdies nicht dementierten Be-
richten zufolge 200 000 D-Mark kassiert – und das
Geld in die Szene reinvestiert. Dabei ist Brandt  nicht
der einzige Fall dieser Sorte. Nun soll der V-Mann-
Einsatz straffer organisiert werden. Das ist sicher ei-
ne gute Idee. Sie ändert aber nichts an dem Grund-
problem. Das, was V-Leute melden, beispielsweise
wann und wo ein Skinhead-Konzert stattfindet, ist
verzichtbares Wissen. Und das wirklich Wichtige –
dies hat der NSU-Skandal zur Genüge bewiesen –
melden die V-Leute nicht: den Vollzug schwerer kri-
mineller Handlungen oder die Vorbereitung dersel-
ben. Was soll’s also?
Ein V-Mann, der Essenzielles berichtet, der hat ent-
weder moralische Skrupel oder politische Zweifel
bekommen. Solche Fälle mag es geben. Doch sie
dürften die absolute Ausnahme sein. Im Kern blei-
ben V-Leute, was sie auch vorher waren: überzeug-
te Extremisten – in diesem Falle Rechtsextremisten.
Deren vorrangiges Interesse besteht darin, vom
Staat noch ein bisschen Geld einzuheimsen. Sonst
nichts.
Dafür jedoch sollte sich der Staat zu schade sein. Er
sollte alle V-Leute abschalten.

Entschiedener Aufklärer: Sebastian Edathy

Der Befund des Vorsitzenden im NSU-Untersu-
chungsausschuss ist so eindeutig wie erschre-
ckend: „Wir haben es mit einem gewissermaßen
systemischen Versagen unserer Sicherheitsbehör-

den zu tun“, sagt Sebastian Edathy (SPD). Die Behörden seien
nicht in der Lage gewesen, die Existenz einer solchen Gruppe wie
dem NSU zu erkennen, weil sie die Gefährlichkeit des Rechtsex-
tremismus unterschätzt hätten. „Und weil es mehr Konkurrenz-
denken als Kooperationswillen gegeben hat“, setzt er hinzu.
Von einem bewussten Wegsehen spricht der Sozialdemokrat
nicht. Aber: „Es gab einen Mangel an Scharfsicht auf dem rech-
ten Auge.“ Die auf einen rechtsextremen Hintergrund weisen-
den Erkenntnisse seien nicht ernst genug genommen worden.
Schlimmer noch: Als die Ermittler im Jahr 2006 nach den neun
Morden an Personen mit Migrationshintergrund selbst darauf
kamen, es könne einen rechten Hintergrund der Mordserie ge-
ben, hätten sie sich darauf verständigt, dies öffentlich nicht zu
äußern – ja es gar auf Nachfrage zu bestreiten.
Edathy konstatiert daher auch eine „ungute Mentalitätslage“.
Die Mordopfer mit ausländischer Familienbiografie seien als
„Opfer zweiter Klasse“ betrachtet worden. „Es wurde nicht er-
gebnisoffen und vorurteilsfrei ermittelt, wie man es in einem
Rechtsstaat erwarten können muss“, lautet sein Fazit.
Jetzt wird nach durchgreifenden Reformen der Sicherheitsbehör-
den gerufen, auch vom NSU-Ausschuss-Vorsitzenden Edathy.
„Wenn wir nicht in der Lage sind, aus einem solchen historischen

Versagen der Sicherheitsbehörden Schlüsse zu ziehen, wären wir
eine bemitleidenswerte Demokratie“, warnt er. Zugleich nimmt
er die Länderparlamente wie auch den nächsten Bundestag in
die Pflicht, an dem Thema dran zu bleiben. Schließlich dürfe man
das Beharrungsvermögen der Behörden nicht unterschätzen.
„Da gibt es einen gewissen Strukturkonservatismus“, weiß der
Innenpolitiker.

Ob Sebastian Edathy in der kommenden Legislaturperiode als
Bundestagsabgeordneter an dem Thema dran bleiben kann, ent-
scheiden die Wähler in seinem Wahlkreis Nienburg-Schaumburg.
Den hat Edathy seit 1998 immer direkt gewonnen. „Ich bin gu-
ten Mutes, dass die Bürger mir erneut ihr Vertrauen ausspre-
chen“, gibt sich der Niedersachse, dessen Vater ein aus Indien
stammender evangelischer Pastor ist, optimistisch.
Die Annahme, dass Edathy angesichts seiner indischen Abstam-
mung selbst Opfer von Fremdenfeindlichkeit geworden ist und
er sich deshalb intensiv dem Thema Rechtsextremismus widmet,

ist im Übrigen falsch. Er sei privilegiert gewesen, denn: „Mit dem
Kind eines Pastors geht man anders um als mit dem Kind eines
Fabrikarbeiters“, sagt er und kommt zu der Einschätzung: „Dis-
kriminierung hat deutlich mehr mit sozialer als mit ethnischer
Zugehörigkeit zu tun. Außerdem müsse man keinen Migrations-
hintergrund haben, um sich gegen Rechtsextremismus zu enga-
gieren. „Bei dem Thema geht es um fundamentale Fragen der
Demokratie“, betont er.
Dass er sich diesen Fragen einmal als Abgeordneter des Bundes-
tages widmen würde, hatte der junge Sebastian Edathy im Jahr
1990 noch nicht auf dem Schirm. „Eigentlich wollte ich Journa-
list werden“, sagt er. Doch kaum hatte er die ersten Geschich-
ten für ein Anzeigenblatt in seiner Heimatregion geschrieben, er-
hielt er die Anfrage der niedersächsischen SPD-Landtagsabge-
ordneten Bärbel Tewes, ob er nicht deren Pressearbeit überneh-
men wolle. Edathy, als 21-Jähriger erst kurz zuvor „insbesondere
wegen Gerhard Schröder und dem frischen Wind, den er mitge-
bracht hat“ in die SPD eingetreten, sagte zu.
1993 ging es dann nach Bonn – als persönlicher Referent des
SPD-Bundestagsabgeordneten Ernst Kastning. Da Kastning 1998
nicht mehr antreten wollte, wurde Edathy ein Jahr zuvor gefragt,
ob er sich denn eine Kandidatur vorstellen könnte. „Das war ei-
gentlich nicht meine Lebensplanung“, sagt er heute. Und kandi-
dierte damals dennoch. „Im Bundestag kann man die Rahmen-
bedingen mitgestalten, die für die Menschen im Land wichtig
sind“, nennt er den entscheidenden Grund. Götz Hausding ❚

»Es gab einen Mangel 
an Scharfsicht auf 

dem rechten Auge.«

»Sucher
im Akten-
Dickicht«
BERND VON HEINTSCHEL-HEINEGG
Der Jurist über seine Arbeit
als Sonderermittler des 
NSU-Untersuchungsausschusses 
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Der Bericht hat es in sich: Auf über tausend Seiten analysiert er schonungslos die Ermittlungspannen nach den Morden an neun türkisch- oder griechischstämmigen Kleinunternehmern und einer Polizistin durch den NSU in den Jahren 2000 bis 2007.

I
n Nürnberg wurde im September
2000 ein Blumenhändler ermordet
– das erste Opfer einer unheimli-
chen Mordserie: In den folgenden
Jahren wurden unter anderem ein
Gemüsehändler in Hamburg, der

Inhaber eines Schlüsseldienstes in Mün-
chen, der Betreiber eines Internetcafes in
Kassel und ein Döner-Aushilfsverkäufer in
Rostock erschossen – das letzte Opfer war
2007 eine Polizistin in Heilbronn. So bei-
spiellos die Hinrichtung von neun türkisch-
oder griechischstämmigen Kleinunterneh-
mern und einer Polizistin war, so beispiel-
los war das Versagen von Polizei und Ge-
heimdiensten bei der Aufklärung dieser Ver-
brechen: Die immerhin 36 beteiligten Si-
cherheitsinstanzen waren nicht in
der Lage, bei diesen Anschlägen ei-
ne rechtsterroristische Spur zu ent-
decken. Die Schuppen fielen ihnen
erst im Herbst 2011 von den Augen,
als die Terrorzelle „Nationalsozialis-
tischer Untergrund“ (NSU) aufflog,
der diese Taten angelastet werden.
Bis dahin blieben Uwe Böhnhardt,
Uwe Mundlos und Beate Zschäpe
über ein Jahrzehnt unbehelligt
Der Untersuchungsausschuss sollte
die Missgriffe bei den Ermittlungen
durchleuchten, und tatsächlich do-
kumentieren die elf Abgeordneten in
ihrem Abschlussbericht (17/14600)
ein fatales Scheitern der Behörden.
Zu Zeiten des RAF-Terrors unterliefen
Fahndern ebenfalls Fehler, auch die
linksterroristischen Morde sind nicht
sämtlich aufgeklärt. Aber dass Polizei
und Verfassungsschutz bei einer Er-
schießungsserie, zu der sich noch Spreng-
stoffattentate und Banküberfälle gesellten,
komplett blind blieben, das gab es in der
Bundesrepublik noch nie.

Zwingende Lektüre Die Parlamentarier
haben das NSU-Debakel als kollektiven
Blackout der Behörden akribisch aufgear-
beitet und fast 50 Reformvorschläge als
Konsequenz aus dem Versagen vorgelegt.
Die mehr als 1.300 Seiten sind gewiss nicht
leicht, aber gleichwohl spannend zu lesen –
eine unverzichtbare Lektüre für die Exper-
ten im Bundestag, in Ministerien sowie bei
Polizei und Geheimdiensten. 
Schon während der Sitzungen des Aus-
schusses und auch in der Plenardebatte
zum Abschlussbericht in der vergangenen
Woche haben der Ausschuss-Vorsitzende
Sebastian Edathy (SPD) und die Fraktions-
obleute harte Gesamturteile gefällt. Edathy
nannte das Fiasko „eines Rechtsstaats un-
würdig“. Linken-Sprecherin Petra Pau gei-
ßelte einen „Ermittlungs-GAU“. Unions-
Obmann Clemens Binninger wollte es nicht
in den Kopf, warum man die Tätersuche auf

die organisierte Kriminalität beschränkte –
wo doch ein ausländerfeindliches Motiv
„auf der Hand lag“.
Der Bericht stützt seine massive Kritik auf
eine Fülle von Details. Die Parlamentarier
fanden nicht einen Kardinalfehler, auf den
allein das Fiasko zurückzuführen ist, aber
viele Missgriffe und Pannen, deren Vermei-
den die Chance auf eine Ergreifung des
NSU-Trios erhöht hätte. 

Ungestört abgetaucht Mehrfach verdeut-
licht der Bericht ein Kernproblem: Hinwei-
se und Spuren wurden nicht adäquat aus-
gewertet. Auf Beifall stieß im Ausschuss ei-
ne These Heinz Fromms, der wegen der
NSU-Affäre seinen Hut als Chef des Bun-

desamts für Verfassungsschutz (BfV) neh-
men musste: „Borniertheit“ und „analyti-
sche Engführung“ seien im Spiel gewesen,
man habe die rechtsextreme Ideologie nur 
unzureichend begriffen und sich das Ent-
stehen kleiner Terrorzellen nicht vorstellen
können. 
Als das Trio Anfang 1998 abtauchte, ent-
deckte die Polizei in einer Jenaer Garage
Adressen von Rechtsextremisten, vor allem
in Sachsen, wo die Gruppe Unterschlupf ge-
funden hatte. Hätte das Thüringer Landes-
kriminalamt (LKA) diese Liste genutzt, was
nicht geschah, wäre die Zelle wohl ins Netz
der Fahnder gegangen – und zur Mordserie
wäre es vermutlich nicht gekommen. Noch
ein zweites Mal war man am NSU nahe
dran: Nach dem Kölner Nagelbombenan-
schlag von 2004 hätte die Polizei nur in der
Sprengstoffdatei des Bundeskriminalamts
(BKA)  nachschauen müssen, und Böhn-
hardt wie Mundlos wären ins Visier geraten
– doch das unterblieb.
Im Bericht wimmelt es von Hinweisen auf
die mangelnde Kooperation, ja das Gegen-
einander-Arbeiten von Behörden, bei dem

föderale Strukturen massiv an ihre Grenzen
stießen. In Bayern verließ sich die Nürnber-
ger Soko „Bosporus“ vergeblich darauf, dass
der Geheimdienst des Landes bundesweit
nach eventuell als Täter in Frage kommen-
den Rechtsextremisten forscht. In Branden-
burg unterrichtete ein Spitzel den Verfas-
sungsschutz über Versuche der unterge-
tauchten Gruppe, an Waffen zu gelangen –
doch die heiße Information erreichte das
LKA in Erfurt nicht. In Thüringen lieferten
sich LKA und Geheimdienst einen regel-
rechten Kleinkrieg,
Innerhalb des Geheimdienstverbunds
herrschte zudem ein Verwirrspiel über V-
Leute: Das BfV unterrichtete Landesämter
über eigene Spitzel, etwa bei der „Operati-

on Rennsteig“ in Thüringen – um-
gekehrt geschah dies jedoch nicht.
Mit dem brisanten Thema V-Leute
befasst sich der Bericht deshalb aus-
führlich. Die Abgeordneten waren
schockiert, dass Spitzel teilweise
strafrechtlich verurteilt waren, zu-
weilen hohe Vergütungen kassierten
und mit dem Geld auch die rechts-
extreme Szene sponserten.

Schablonenhafte Ermittlung Auch
die Tatwaffe wurde nicht frühzeitig
bei einem Mittelsmann in der
Schweiz entdeckt, obwohl dieser be-
reits im BKA-Visier war. Die Soko
„Bosporus“ musste E-Mail-Anfragen
beim BfV auf dem gleichen Weg stel-
len wie jeder andere Bürger. Unter
Wolfgang Schäuble (CDU), 2006
Bundesinnenminister, wurde damals
nicht dem Ansinnen des BKA nachge-

kommen, die Ermittlungen in dieser Behör-
de zu zentralisieren. Schäubles Vorgänger
Otto Schily (SPD) verneinte 2004 nach dem
Kölner Attentat vorschnell einen terroristi-
schen Hintergrund. 
Es war nicht so, dass die Polizei gar nicht in
Richtung Rechtsterrorismus geschaut hätte.
Entsprechende Hinweise fanden sich frei-
lich nicht, unter anderem deshalb, weil in
Nürnberg nur in einem lokal sehr eng ge-
fassten Bereich recherchiert wurde. Warum
aber, fragen sich die Parlamentarier, wurde
die rechtsterroristische Spur nicht näher ge-
prüft, nachdem die Theorie von der organi-
sierten Kriminalität nichts gebracht hatte?
Edathy monierte, es sei mit „Scheuklappen“
und „schablonenhaft“ ermittelt worden.
Auf einen „strukturellen Rassismus“ sei
man jedoch nicht gestoßen, genauso wie
sich keine Anhaltspunkte für eine „Kumpa-
nei“ zwischen Behörden und NSU gefun-
den hätten. Zudem existieren keine Indi-
zien für eine Spitzeltätigkeit des Trios.
Nach der Durchleuchtung des Versagens
richtet sich nun der Blick nach vorn. Mit ih-
ren Vorschlägen verbinden die Abgeordne-

ten den Appell an den nächsten Bundestag,
diese Reformen auch anzupacken. SPD-Ob-
frau Eva Högl: „Der Bericht darf nicht in
Schubladen verschwinden.“
Zu dem Katalog gehört etwa die Forderung
nach einer besseren Zusammenarbeit zwi-
schen den Behörden – was einfach gesagt
ist, wegen des Eingriffs in Kompetenzen in-
des Konfliktpotential in sich birgt. In be-
deutsamen länderübergreifenden Fällen
müsse eine „zentrale ermittlungsführende
Dienststelle“ geschaffen werden. Erweitern
will der Ausschuss die Befugnisse des Gene-
ralbundesanwalts, der gravierende Delikte
leichter an sich ziehen können soll. Sinn-
voll sei auch eine polizeiliche Einheit, die
ungelöste Fälle immer mal wieder neu

prüft. Die Behörden benötigten mehr „in-
terkulturelle Kompetenz“. Die Parlamenta-
rier verlangen, bei Gewaltdelikten an Mig-
ranten stets auch ausländerfeindliche Moti-
ve zu prüfen, sofern Hinweise nicht in an-
dere Richtungen weisen. Unabdingbar sei
eine bessere parlamentarische Kontrolle des
Geheimdiensts. Die Frage nach Eignung,
Auswahl und Arbeit von V-Leuten müsse
neu geregelt werden. Für Speicherung, Ar-
chivierung und Löschung von Akten bedür-
fe es klarer Vorgaben. Viel Gewicht misst der
Ausschuss außerdem einer verstärkten Prä-
ventionsarbeit zu.  

Chancenlose Sondervoten SPD, FDP, Lin-
ke und Grüne haben dem Bericht noch Son-

dervoten angefügt. Die Union hat das nicht
getan, um dessen „Schlagkraft“ nicht zu
schwächen. Die SPD plädiert für einen per-
sonellen Neuanfang in der Abteilung
Rechtsextremismus im BfV, die nach Berlin
ziehen soll. Linke und Grüne wollen den
Einsatz von V-Leuten generell beenden, die
Linke möchte den Inlandsgeheimdienst
ganz abschaffen, die Grünen wollen das BfV
auflösen und neu aufbauen – Vorstöße, die
chancenlos sind.
Auch die Idee der Liberalen, wegen unge-
klärter Fragen im nächsten Bundestag er-
neut einen Untersuchungsausschuss einzu-
setzen, bleibt ohne Resonanz. Mit dem Be-
richt, betont die Union, sei der Auftrag „er-
füllt“. Karl-Otto Sattler ❚

Debakel eines Blackouts
NSU-ABSCHLUSSBERICHT Behörden-Kleinkrieg, versandete Infos und unbeachtete Spuren ließen die mutmaßlichen Täter unbehelligt

Unzählige Male flimmerte diese Aufnahme
über die TV-Bildschirme: Am Rande der Sit-
zungen des NSU-Ausschusses traten die
fünf Fraktionsobleute und der Vorsitzende
Sebastian Edathy häufig zusammen vor den
Mikrophonwald der Journalisten, um die
Zeugenbefragungen zu kommentieren. Ein-
mal fanden sich die Sprecher erst nachei-
nander ein, und schon witterte ein Reporter
Zoff: Ob dieses nicht gemeinsame Erschei-
nen bedeute, dass es mit der Einigkeit unter
den Abgeordneten  vorbei sei? „Ich kann Sie
beruhigen“, meinte Eva Högl von der SPD,
„das ist nicht der Fall“. 
Gemeinhin sind Untersuchungsausschüsse
Kampfinstrumente der Opposition gegen-
über der Regierung. So war es immer bei
den 48 vorangegangenen Gremien dieser
Art. Der 49. Ausschuss aber wurde einstim-
mig eingesetzt, fast 400 Beweisbeschlüsse
wurden einstimmig gefasst, zuletzt wurde
der Bericht einstimmig verabschiedet, bei
der Konfrontation mit den Zeugen spielten
sich die Parlamentarier die Bälle zu – all das
ist ein Novum. Gewiss gab es auch Konflik-
te, doch die wurden meist intern geregelt,
um Formulierungen im Bericht etwa wurde
teils hart gerungen. 
Hartfrid Wolff  (FDP) zeigte sich „beein-
druckt“ von der „einmaligen Zusammenar-
beit“, und dies in einem Wahlkampfjahr.
Als „Kleinod“ lobte Högl den Ausschuss.
Man habe parteipolitische Vorteile hinter
das eigentliche Anliegen zurückgestellt,
freute sich Linken-Obfrau Petra Pau, das ha-
be sie im Bundestag „so noch nicht erlebt“.
Wolfgang Wieland (Grüne) würdigte die
Leistung des Gremiums als „beachtlich“. So
wurde die verschworene Runde das, was ein
Untersuchungsausschuss eigentlich stets

sein sollte: „Wir haben gezeigt, dass das ge-
samte Parlament die Exekutive kontrol-
liert“, hebt  Unions-Sprecher Clemens Bin-
ninger hervor. 
Was aber hat die Elfertruppe zur Gemein-
samkeit motiviert? Es war der Schock darü-
ber, dass jahrelang zehn Morde, zwei
Sprengstoffattentate und ein gutes Dutzend
Banküberfälle verübt werden konnten, oh-
ne dass Polizei und Geheimdienste die
NSU-Spur zu entdecken vermochten. Ange-
sichts der Herausforderung durch den
Rechtsterrorismus habe sich eine „parteipo-
litische Profilierung“ verboten, analysierte
Edathy: Allen Fraktionen sei es darum ge-
gangen, „verloren gegangenes Vertrauen in
den Rechtsstaat wieder wachsen zu lassen“.
Der Zusammenhalt hat den Abgeordneten
geholfen, Blockadeversuche von Behörden

und Ministerien abzuwehren, letztlich wur-
den etwa alle angeforderten Akten heraus-
gerückt. SPD, FDP, Linke und Grüne haben
im Bericht mit Sondervoten einige eigene
Akzente gesetzt, Linke und Grüne wollen et-
wa die V-Leute abschaffen. Doch auch die
vier Fraktionen betonen, es komme in ers-
ter Linie auf die einhellig entwickelten Re-
formkonzepte an (siehe Beitrag oben).  Bin-
ninger ist überzeugt, dass der Bericht wegen
der Gemeinsamkeit einen „hohen Verände-
rungsdruck erzeugen wird“. kos ❚

Einstimmig zum Ziel
ZUSAMMENARBEIT Aufklärungswille statt Parteipolitik prägte die Arbeit des Ausschusses

Obleute und Vorsitzende des NSU-Untersuchungsausschusses
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Wer besonders gut verteidigen kann, spielt in einer Fuß-
ballmannschaft in der Abwehr.Wer gut hält, steht im Tor.
Und wer gut Tore schießen kann, spielt im Sturm. So
ähnlich ist es auch im Bundestag. Dort gibt es 22 Mann-
schaften,die sich mit bestimmten Themen befassen.Sie
heißen Ausschüsse, also zum Beipiel Finanzausschuss.
Dort besprechen Finanzexperten der Parteien, wie das
Steuergeld ausgegeben wird. Manchmal passiert in
der Politik etwas, was gegen Gesetze verstoßen ha-
ben könnte. Das kann dann in einem Untersuchungs-
ausschuss geklärt werden. Wie ein Gericht kann ein
Untersuchungsausschuss dazu Zeugen befragen, da-
mit der Fall aufgeklärt wird.

Untersuchungsausschuss
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Die in Bayern regierende CSU betrachtet
die innere Sicherheit gerne als ihre Kern-
kompetenz. Und doch kamen die dortigen
Sicherheitsbehörden den NSU-Mördern
nicht auf die Spur. Dafür gab es vom NSU-
Untersuchungsausschuss des Bayerischen
Landtags schlechte Noten – und zwar par-
teiübergreifend. Immerhin wurden fünf
der zehn NSU-Morde in Bayern verübt,
zwei in München und drei
in Nürnberg – so viele wie
in keinem anderen Bundes-
land. 

50 Zeugen Die Behörden
hätten besser untereinan-
der sowie mit den Kollegen
in anderen Bundesländern
kooperieren sollen, ist dem
Anfang Juli vorgelegten Ab-
schlussbericht des Gremi-
ums recht eindeutig zu ent-
nehmen. Auf den hatten
sich alle fünf Fraktionen
einschließlich der regierenden CSU und
FDP nach rund einem Jahr Aufarbeitung
und der Anhörung von 50 Zeugen verstän-
digt. Zentraler Vorwurf darin: Die Ermitt-
ler haben zu lange immer nur in Richtung
Organisierte Kriminalität gedacht. Die
Idee, dass hinter den unaufgeklärten Mor-
den auch Rechtsextremismus stecken
könnte, sei ihnen zwar gekommen, ihr
wurde jedoch nicht konsequent nachge-
gangen. Eine der größeren Pannen war
nach Ansicht des Ausschusses, dass die Er-
mittler der Aussage einer Zeugin nur halb-
herzig nachgegangen seien, die einen der
Verdächtigen auf einem Video des Nagel-
bombenanschlags in Köln wiedererkannt
haben wollte. Stattdessen hätten „vagere
Vermutungen und letztlich haltlose Ge-
rüchte über kriminelle Machenschaften
der Opfer umfängliche Untersuchungen“
nach sich gezogen, heißt es im Bericht des
Ausschusses. Kritisiert wird auch die man-

gelhafte Zusammenarbeit zwischen Polizei
und Landesamt für Verfassungsschutz. Die
Polizei habe bei den Verfassungsschützern
freilich sehr allgemein nachgefragt, Letzte-
re hätten dafür „sehr bürokratisch“ rea-
giert. „Individuelle persönliche Eitelkei-
ten“ könnten die Ermittlungen auch an an-
derer Stelle behindert haben, vermuten die
Mitglieder des Ausschusses. 

Während es in dem von al-
len Fraktionen beschlosse-
nen Mehrheitsbericht weit-
gehend bei diesen deftigen
Rügen blieb, forderten SPD
und Grüne in einem Son-
dervotum weitergehende
Konsequenzen, wie etwa
den Verzicht auf V-Leute
beim Verfassungsschutz.
Das wollten CSU und FDP
nicht mittragen. Auch das
Fazit der Opposition, die
von einem „klaren Versagen
der Sicherheitsbehörden in

Bayern“ sprach, ging den Regierungspartei-
en zu weit. Einen „Kardinalfehler“ der Be-
hörden will Ausschussvize Otmar Bernhard
(CSU) jedenfalls nicht erkennen. Dennoch
hatte die Erfolglosigkeit des bayerischen Si-
cherheitsapparats im Fall NSU bereits Kon-
sequenzen. Man setze zur Beobachtung des
Rechtsextremismus nun „sehr viel mehr
und qualifizierteres Personal ein als vor ei-
nigen Jahren“, sagte der Vizepräsident des
Verfassungsschutzes, Franz Gruber. Für ei-
nen Kriminalbeamten könnte der NSU-
Ausschuss gar unangenehme Folgen haben.
Er hatte als Zeuge angegeben, in Ermittler-
kreisen habe frühzeitig das Kürzel NSU die
Runde gemacht. Einige seiner Kollegen wi-
dersprachen. Jetzt ermittelt die Staatsan-
waltschaft gegen ihn wegen uneidlicher
Falschaussage. Ralf Müller ❚

Der Autor ist Redakteur 
bei der „Nürnberger Zeitung“.

Deftige Rügen 
BAYERN Eitelkeit der Sicherheitsbehörden

B
eate Zschäpe wendet der Welt
konsequent den Rücken zu.
Die 38-Jährige tut dies jeden
Morgen, wenn sie den Saal A
101 des Oberlandesgerichts in
München betritt. Carsten S.

geht mit tief ins Gesicht gezogener Kapuze
zu seinem Platz, Holger G. verdeckt seines
meist mit einer Aktenmappe. Nur André E.
und Ralf Wohlleben demonstrieren Gelas-
senheit angesichts der Fotografen und Ka-
meraleute.
Seit dem 6. Mai muss sich Zschäpe als mut-
maßliches Mitglied des „Nationalsozialisti-
schen Untergrunds“ (NSU) vor Gericht ver-
antworten. Zschäpe soll ihre mutmaßlichen
Komplizen Uwe Mundlos und Uwe Böhn-
hardt bei den rassistisch motivierten Mor-
den an neun Männern türkischer und grie-
chischer Herkunft, dem Mord an einer deut-
schen Polizistin, zwei Sprengstoffanschlä-
gen und 15 Raubüberfällen maßgeblich
unterstützt haben. Zschäpe ist wegen Mittä-
terschaft angeklagt. Das bedeutet, dass sie
nach Überzeugung der Bundesanwaltschaft
die Taten genauso gewollt hat, als hätte sie
selbst den Finger am Abzug
gekrümmt. Doch Zschäpe
nachzuweisen, etwas ge-
wusst, gewollt und entschei-
dend unterstützt, aber nicht
ausgeführt zu haben, ist kei-
ne einfache Aufgabe. „Sie
müssen sich das vorstellen
wie ein Puzzle“, hat Bundes-
anwalt Herbert Diemer ein-
mal gesagt. Er meint damit,
dass sich nach und nach ein
Bild ergeben werde, ein Bild
von der Schuld Zschäpes. 

Die Angeklagte schweigt Nach gut 30
Prozesstagen aber fehlen in dem Puzzle
noch die meisten Teile. Und Zschäpe wird
wohl nicht beim Zusammenfügen helfen.
Sie schweigt vor Gericht. Es gelte erst noch
festzustellen, ob es überhaupt eine terroris-
tische Vereinigung gab, sagte einer ihrer Ver-
teidiger vor dem Prozess. Der mitangeklag-
te Holger G. indes bezeichnete Zschäpe,
Böhnhardt und Mundlos schon früh als
„Mitglieder einer terroristischen Vereini-
gung“. Er habe die Drei als Einheit erlebt.
Und genau darauf kommt es an, um Zschä-
pe als Mittäterin verurteilen zu können.
Holger G. ist vom Freund zu einem der
wichtigsten Zeugen der Anklage geworden.
Einem Beamten des Bundeskriminalamtes
(BKA) sagte er, dass Zschäpe seinem Ein-
druck nach ein „gleichberechtigtes Mit-
glied“ innerhalb der Dreier-Gruppe gewe-
sen sei. Zschäpe sei „durchsetzungsstark“
und „kein Typ, der sich unterordnen wür-
de“, habe Holger G. gesagt. Sie habe die Fi-
nanzen der Drei geregelt. Holger G. versorg-
te das Trio mit Ausweisen und lieferte ihnen

auch eine Waffe. Zschäpe soll ihn damals
vom Bahnhof abgeholt und zugeschaut ha-
ben, als einer ihrer mutmaßlichen Kompli-
zen die Waffe durchlud. Von den Morden
will Holger G. nichts gewusst haben. 

Prahlen mit der Pumpgun Der mitange-
klagte Carsten S. hat Zschäpe bisher kaum
belastet. Sie sei bei der Übergabe der Ceska
– jener Waffe, mit der neun Menschen er-
schossen wurden – nicht dabei gewesen. Als
Zschäpe sich ihnen näherte, während Böhn-
hardt und Mundlos ihm von einem An-
schlagsversuch erzählten, sollen sie zu Cars-
ten S. „Psst!“ gesagt haben. S. verstand das
so, dass Zschäpe nichts mitbekommen soll-
te. Aber was genau sollte sie nicht mitbe-
kommen? Dass es einen Anschlagsversuch
gab? Oder dass sie Carsten S. davon erzähl-
ten? Ein entscheidender Unterschied.
Mundlos und Böhnhardt neigten offenbar
zur Geschwätzigkeit. Auch Holger G. zeig-
ten sie ihre Pumpgun, erzählten ihm von
Sprengstoff und dessen Herkunft. Erzählten
sie nie etwas von den Morden? Und Zschä-
pe lebt mit Mördern zusammen und weiß

von nichts? Warum zündete
sie dann die Wohnung in
Zwickau an, die dem NSU
als Versteck diente? Bisher
gelang es ihren Anwälten
nicht, darauf eine überzeu-
gende Antwort zu finden.
Stattdessen präsentierten
die Ermittler beeindrucken-
de Ergebnisse. So etwa der
BKA-Beamte, der vor Ge-
richt als Zeuge gehört wird
und mit seinem rheinländi-
schem Charme Zschäpe

während einer achtstündigen Autofahrt da-
zu brachte, Sätze zu sagen wie: Sie habe sich
ja nicht der Polizei gestellt, um nicht auszu-
sagen. Wenn sie aussage, würde sie es voll-
ständig tun, da sie „niemand sei, der nicht
zu ihren Taten stehe“. Welche Taten sollte sie
meinen? Oder die Ermittler, die in den
Trümmern der Zwickauer Wohnung an der
Frühlingsstraße belastendes Material fan-
den: im offenen Tresor die Handschellen
der getöteten Polizistin Michèle Kiesewet-
ter, im Flur Stadtpläne mit Tatortmarkierun-
gen und überall Waffen.
Dass Zschäpe die Brandstifterin ist, daran
zumindest gibt es kaum Zweifel. Zeugen sa-
hen sie vor dem brennenden Haus. Ermitt-
ler fanden Benzinspuren an ihren Strümp-
fen. Der leere Benzinkanister lag vor ihrer
Tür. Anders sieht es beim Vorwurf des ver-
suchten Mordes aus. Die Handwerker, die in
der Wohnung über dem NSU-Versteck ar-
beiteten, waren Kaffee trinken, als es brann-
te. Vielleicht kein Zufall. Eine knarzende
Holztreppe könnte Zschäpe signalisiert ha-
ben, dass die Männer in Sicherheit waren.
Bleibt noch die alte, gehbehinderte Nachba-

rin. Die Frau gab an, dass jemand bei ihr
klingelte. Wollte Zschäpe sie warnen?
Zschäpes Anwälte werden es vermutlich so
darstellen. 
Richter Manfred Götzl hat sich nach dem
misslungenen Start wegen der Vergabe der
Presseplätze schnell Respekt verschafft.
Dass er ein versierter Jurist ist, steht außer
Frage. Doch er gerät an seine emotionalen
Grenzen, wenn er mit der Trauer und dem
Schmerz der Angehörigen der Opfer kon-
frontiert wird – etwa bei der Witwe des vier-
ten NSU-Opfers. Habil Kilic wurde am Mor-
gen des 29. August 2001 in seinem Lebens-
mittelgeschäft in München durch zwei
Kopfschüsse getötet. Auf Fotos, die im Ge-
richt gezeigt werden, liegt die Leiche des 38-
Jährigen auf weißen Fliesen in einer riesigen

Blutlache. Wieder ein türkischer Kleinunter-
nehmer als Opfer. Wieder eine Ceska als
Mordwaffe. Auch die Ermittler erkannten,
dass ihr Fall anderen Morden ähnelte. „Wir
wussten, da werden Menschen gezielt hin-
gerichtet“, sagte der damalige Leiter der
Mordkommission vor Gericht. Die Frage
war: Warum? Die Polizisten kamen immer
auf dieselbe falsche Antwort. Die Einwande-
rer wurden nicht als Opfer von Neonazis er-
kannt, sondern über Jahre zu Unrecht selbst
kriminalisiert. Drogen, Mafia, Rotlichtmi-
lieu – die Ermittler hielten vieles für mög-
lich, nur einen rassistischen Hintergrund
schlossen sie lange aus. 
Jener Verhandlungstag zum Fall Kilic zeig-
te,  was das für die Familien bedeutete. Die
Witwe wirkte traumatisiert. Sie musste die

Spuren des Blutbads damals selbst wegwi-
schen. Danach war sie nicht mehr in der La-
ge, das Geschäft fortzuführen. Sie war vor
Gericht keine einfache Zeugin: aufgeregt
und voller Misstrauen, zwischendurch
weinte sie. Richter Götzl wollte wissen, was
ihr Mann für ein Mensch gewesen ist. Die
Witwe verstand die Frage nicht. Vielleicht
lag es an Götzls Juristensprache, vielleicht
auch daran, was die Frau in den vergange-
nen zwölf Jahren durchgemacht hat. Wie es
ihr nach der Tat ergangen sei, fragte Götzl
weiter. Ob er sich denn nicht vorstellen
könne, wie es ihr ergangen ist, fragte sie zu-
rück. Götzl fand nicht den Ton, ihr Vertrau-
en zu gewinnen. Stattdessen ermahnte er
sie zur Höflichkeit. Doch sie wollte nicht
kooperieren. „Ich habe keine Nerven mehr.

Ich kann das nicht mehr. Wir haben genug
gelitten“, sagte sie. 
Es geht in diesem Prozess auch um den Vor-
wurf, dass die Gesellschaft weggeschaut
hat, als über Jahre Einwanderer erschossen
wurden. Einer der wohl bekanntesten
Mordermittler Bayerns geriet im NSU-Pro-
zess unter Rechtfertigungsdruck. „Wir alle
hätten diese Serie gerne geklärt. Und wir
sind auch nicht auf dem rechten Auge
blind“, sagte er. Doch ein Bedauern kam
ihm nicht über die Lippen. Das Gericht hat
rund 160 weitere Verhandlungstage bis En-
de 2014 terminiert. Die Wahrheitssuche hat
erst begonnen. Wiebke Ramm ❚

Die Autorin ist freie Journalistin und 
spezialisiert auf Prozessberichterstattung.

Der komplizierte Schuldnachweis
ZWISCHENBILANZ Beim NSU-Prozess in München hat die schwierige Suche nach der Wahrheit erst begonnen

Die Angeklagte im NSU-Prozess sagt nichts: Beate Zschäpe im Oberlandesgericht München (oben). Richter Manfred Götzl (unten Bildmitte) im Kreise seiner Kollegen.

„Sie müssen
sich das 

vorstellen wie
ein Puzzle.“

Bundesanwalt Herbert 
Diemer über den 

schwierigen Nachweis der
Schuld im NSU-Prozess
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Erst seit kurzem wird im NSU-Untersu-
chungsausschuss des Thüringer Landtages
intensiv über jene Garagendurchsuchung
in Jena gesprochen, bei der die Rechtster-
roristen Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos
und Beate Zschäpe im Januar 1998 in den
Untergrund abtauchten. Bei zahlreichen
Zeugenvernehmungen vor dem im Januar
2012 von Landtag einstimmig eingesetzten
Gremium wollten viele der
Geladenen zwar immer
wieder auf die Durchsu-
chung und ihre Folgen zu
sprechen kommen, jeden-
falls wenn sie zu den Zeu-
gen gehörten, die nicht
fortwährend auf Erinne-
rungslücken verwiesen. Die
Abgeordneten unterban-
den derartige Versuche aber
in aller Regel. „Wir beschäf-
tigten uns aktuell nur mit
der Zeit bis zur Garagen-
durchsuchung“, wiederhol-
te die Ausschussvorsitzende Dorothea
Marx (SPD) immer wieder.

Viel zu nachlässig Etwa ein Jahr lang un-
tersuchten CDU, Linke, SPD, Grüne und
FDP in Erfurt so die frühe Phase der Entste-
hung des NSU. Aus gutem Grund: Böhn-
hardt, Mundlos und Zschäpe wuchsen in
den 1990er Jahren in Jena auf, radikalisier-
ten sich dort und waren den Sicherheitsbe-
hörden des Freistaates längst bekannt, be-
vor sie untertauchten. Thüringen trage des-
halb für die Jahre bis 1998 die „ungeteilte
Verantwortung“ für das Entstehen des NSU,
wie es Marx bei der Vorstellung des Thürin-
ger NSU-Zwischenberichts im März 2013
formulierte. Die vielleicht wichtigste Er-
kenntnis aus der bisherigen Aufklärungsar-
beit: sowohl die Landespolitik als auch die
Sicherheitsbehörden des Freistaates gingen
in den 1990er Jahren viel zu nachlässig mit
dem Erstarken des rechten Milieus um, in

dem sich die späteren Rechtsterroristen be-
wegten. 
An vielen Details haben die Parlamentarier
das herausgearbeitet, sodass diese Ein-
schätzung parteiübergreifend geteilt wird.
Ein Beispiel: Eine damals eingerichtete
Sonderkommission Rechtsextremismus
wurde unter ominösen Umständen de
facto aufgelöst, während rechte Straftäter

weiter regelmäßig für
Schlagzeilen sorgten. Trotz
aller politischen Differen-
zen bemühen sich Union,
Sozialdemokraten, Libera-
le, Linke und Grüne im Er-
furter Ausschuss um ein ge-
meinsames Auftreten, was
meist gelingt und nur da-
durch eingetrübt wird, dass
sich – wie auch auf Bundes-
ebene – beim Thema Verfas-
sungsschutz keine gemein-
same Position finden lässt.
So sieht die Linke im Verhal-

ten des Thüringer Inlandsgeheimdienstes in
den 1990er Jahren ein weiteres Argument
für dessen Abschaffung. Die übrigen Partei-
en werfen der Behörde „nur“ Pannen vor
und fordern ihre Neuaufstellung. Dem Zwi-
schenbericht stellte die Linksfraktion des-
halb ein Sondervotum zu dieser Frage bei.
Bis zur Landtagswahl 2014 haben die Abge-
ordneten in Erfurt nun noch Gelegenheit,
sich mit der Zeit von der Garagendurchsu-
chung bis zum Auffliegen des NSU im No-
vember 2011 zu beschäftigten. Aber einge-
denk der Tatsache, dass sie etwa ein Jahr lang
zur Vorgeschichte des NSU gearbeitet haben,
will kaum jemand ausschließen, dass es in
der nächsten Wahlperiode einen weiteren
NSU-Untersuchungsausschuss auf Landes-
ebene geben könnte. Sebastian Haak ❚

Der Autor ist freier Nachrichtenjournalist in
Erfurt und Mitglied im Korrespondenten-

netzwerk freier medien dienst (fmd).

Ungeteilte Verantwortung
THÜRINGEN Den Anfängen des Terrors auf der Spur

Holprig war der Start im April 2012, unge-
wollt das ganze Gremium. Dass so viele ge-
gen den „3. Untersuchungsausschuss Neo-
nazistische Terrornetzwerke in Sachsen“
waren, hat vor allem damit zu tun, dass im
Dresdner Landtag auch die rechtsextreme
NPD sitzt und mit einem Vertreter am Aus-
schuss beteiligt werden musste. Der werde
so zum „NPD-Informationsausschuss“,
warnten CDU-Landespoli-
tiker. Auch der Vorsitzende
des NSU-Untersuchungs-
ausschusses im Bundestag,
Sebastian Edathy (SPD),
gab zu bedenken, es beste-
he die Gefahr, dass vertrau-
liche Informationen an die
NPD gelangen könnten.
Ein gegenseitiges Besuchs-
recht für nichtöffentliche
Sitzungen und den Aus-
tausch von Protokollen gab
es daher nicht.
Die Opposition im Sächsi-
schen Landtag, mit deren Stimmen der Aus-
schuss eingesetzt wurde, sieht dieses Pro-
blem zwar auch, weist aber darauf hin, dass
die NPD im Ausschuss keine eigenen Be-
weisanträge durchsetzen und so die über-
wiegend öffentlichen Zeugenvernehmun-
gen nicht für sich ausnutzen könne. Dass
die Mahnungen der Skeptiker allerdings
nicht substanzlos sind, bewies eine Panne
im Juni: Unaufgefordert hatte das Landes-
amt für Verfassungsschutz dem Ausschuss –
und damit auch dem NPD-Abgeordneten –
ein Papier zugeschickt, in dem die Zahl sei-
ner in der NPD platzierten V-Leute genannt
wurde. Die Arbeit des Ausschusses krankt

aber nicht nur daran. Grundsätzlich tut sich
Schwarz-Gelb in Sachsen mit der Aufklä-
rung der NSU-Mordserie schwer. Minister-
präsident Stanislaw Tillich (CDU) schwieg
lange zu den Vorgängen und sprach dann
gern vom „Thüringer Terror-Trio“, als hät-
ten die drei Rechtsterroristen nicht jahre-
lang unerkannt in Chemnitz und Zwickau
leben können. Auch ihre Überfälle auf meh-

rere Sparkassen und Postfi-
lialen in beiden Städten
blieben unaufgeklärt. In-
nenminister Markus Ulbig
(CDU) schiebt die Schuld
gern ins Nachbarland. Die
Federführung der Ermitt-
lungen habe bei den Thü-
ringer Behörden gelegen –
und die hätten ihre Erkennt-
nisse weder richtig einge-
ordnet noch sie an die
sächsischen Kollegen wei-
tergeleitet. Inzwischen hat
der Ausschuss 21 Mal getagt

und zahlreiche Zeugen vernommen. Im Ok-
tober soll es eine ganze Ausschusswoche ge-
ben. 

Katastrophale Fehleinschätzung Der
Vorsitzende Patrick Schreiber (CDU)
glaubt aber nicht, dass noch gravierend
Neues zu erwarten ist. „Dass die Kommu-
nikation zwischen den Ländern und den Si-
cherheitsbehörden mangelhaft und offen-
bar niemand in der Lage war, die Puzzletei-
le richtig zusammenzusetzen, ist bekannt.
Was soll da noch kommen?“ Für Kerstin
Köditz, Obfrau der Linken, ist grundsätz-
lich festzustellen, dass die Strukturen der
extremen Rechten in Sachsen lange „kata-
strophal falsch“ eingeschätzt wurden.
„Wenn wir sicherstellen wollen, dass da-
raus nie wieder eine derartige Mordserie
hervorgehen kann, müssen unsere Erkennt-
nisse weit über eine reine Fehleranalyse hi-
nausgehen.“ Susanne Kailitz ❚

Umstrittenes Gremium 
SÄCHSEN NPD sitzt mit im NSU-Ausschuss

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Sie fliegt unbemannt in großen Höhen und
wird vom Boden aus kontrolliert: Die Droh-
ne mit der Bezeichnung „Euro Hawk“
(Hawk zu Deutsch Falke) wurde einst in
Auftrag gegeben, um die „strategische Lü-
cke“ in der Luftaufklärung der Bundeswehr
zu schließen. Mit dem Einstieg in die Droh-
nen-Aufklärungstechnologie sollte ein
„Modernisierungsschub“ in der Armee er-
reicht werden, wie Verteidigungsminister
Thomas de Maizière (CDU) es formulierte.
Der fertiggestellte Prototyp des „Euro
Hawk“ basiert auf dem US-Trägersystem
„Global Hawk“, einem unbemannten Lang-
streckenflugzeug, das in den USA bereits in
Serie gegangen und im Einsatz erprobt ist.
Hersteller ist das US-Unternehmen Nor-
throp Grumman aus Falls Church in Virgi-
nia. Die Aufklärungssensorik (ISIS) für den
Euro Hawk wird von der Firma Cassidian
entwickelt, die zum Rüstungskonzern EADS
gehört. Mit einer maximalen Einsatzzeit
von rund 30 Stunden, einer Einsatzhöhe
von rund 18 Kilometern und einer Reich-
weite von 14.000 Kilometern zählt das Flug-
gerät zur Kategorie HALE UAS (High Altitu-
de Long Endurance Unmanned Aircraft Sys-
tem). 
Die Drohne ist auch in ihrer Größe durch-
aus beeindruckend. Mit einer Höhe von fast
fünf Metern, einer Länge von knapp 15 Me-

tern und einer Flügelspannweite von rund
40 Metern erreicht der „Euro Hawk“ locker
die Ausmaße eines Passagierjets. Angetrie-
ben wird das Fluggerät von einem Rollce-
Royce-Triebwerk, das am Heck über dem
aus Aluminium gefertigten Rumpf befestigt
ist und die Maschine auf bis zu 611 Stun-
denkilometer beschleunigt. Die wuchtige
Drohne bewegt sich auf programmierten
Flugrouten, wobei die Bodenstation jeder-
zeit korrigierend eingreifen kann, was
Steuerung, Ausrüstung und Datenübertra-
gung angeht. Ein Pilot am Boden ist verant-
wortlich nur für Start und Landung, ein an-
derer im sogenannten Mission Control Ele-
ment für den eigentlichen Flug der Drohne.

Auswertung von Radarsignalen Das inte-
grierte Aufklärungs- und Überwachungssys-
tem kann Funksignale im Operationsgebiet
aufzeichnen, Funksprüche oder Befehlsco-
des etwa. Eine weitere wichtige Funktion be-
steht darin, Radarsignale zu erfassen. Dies
dient der Analyse gegnerischer Waffensyste-
me, beispielsweise radargeführten Flugab-
wehrstellungen, wie auch dem Schutz der
Drohne. Je nach Ausgangslage kümmern
sich in der Bodenstation vier bis zehn Spe-
zialisten um die Datenauswertung und die
Steuerung des Missionssystems.

Claus Peter Kosfeld ❚

Hoch am Himmel
AUFKLÄRUNG Der »Euro Hawk« zeichnet Funksignale auf

E
in Auto das nicht fährt, das ist
sein Geld nicht wert“, reimte
der bayerische Liedermacher
Fredl Fesl Ende der 1970er Jah-
re in seinem „Anlass Jodler“.
Doch was ist ein Auto wert, das

zwar fährt, aber keine Zulassung für den
Straßenverkehr erhält? Dies ist vereinfacht
ausgedrückt das Grundproblem der Aufklä-
rungsdrohne „Euro Hawk“, die der amerika-
nische Luftfahrtkonzern Northrop Grum-
man gemeinsam mit dem deutschen Her-
steller EADS Cassidian für die Bundeswehr
entwickelte. Im Kern sah das Projekt vor, das
deutsche Aufklärungssystem „Isis“ in eine
amerikanische Drohne vom Typ „Global
Hawk“ der Baureihe Block 20 zu integrieren.
Dies ist soweit auch gelungen, Ende Sep-
tember soll mit letzten Testflügen des gelie-
ferten Prototypen die Funktionsfähigkeit
des Aufklärungssystems abschließend ge-
prüft werden. Und doch verzichtete das Ver-
teidigungsministerium im Mai dieses Jahres
darauf, das unbemannte Flugsystem in Se-
rie produzieren zu lassen, um weitere vier
„Euro Hawk“-Drohnen für die Streitkräfte
zu ordern. Der Grund: der „Euro Hawk“
wird keine Musterlassung für die Teilnahme
am Luftverkehr erhalten. Für eine solche
Musterzulassung müssten weitere 600 Mil-
lionen Euro in das Projekt investiert werden
– allerdings ohne eine Erfolgsgarantie. Das
Ministerium zog „die Reißleine“, wie es Ver-
teidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU) ausdrückte.
Am 26. Juni konstituierete sich schließlich
der Verteidigungsausschuss des Bundestages
als Untersuchungsausschuss, um die Frage
zu klären, aus welchen Gründen das Rüs-
tungsprojekt scheiterte und wer dafür die
Verantwortung trägt. Für die Oppositions-
fraktionen SPD, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen stand vor allem die Frage im
Vordergrund, ob de Maizière das Parlament
korrekt über seine Kenntnisse von den Pro-
blemen informiert hat. 
Nach 57 Stunden Zeugenvernehmungen
und dem Studium von rund 1.500 Ordern
von Akten und Unterlagen hatten Oppositi-
on und Koalition am Ende genau jene
Wahrheit gefunden, die sie bereits vor dem
Untersuchungsausschuss verkündet hatten.
Anfang vergangener Woche übergab
schließlich die Ausschussvorsitzende Susan-
ne Kastner (SPD) den  1.531 Seiten starken
Abschlussbericht (17/14650), in dem der
Verlauf und die Ergebnisse der Untersu-
chung nebst allen Zeugenaussagen festge-
halten sind, an Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU). 

Rücktrittsforderung Für Sozialdemokra-
ten, Linke und Grüne steht fest, dass Minis-
ter  de Maizière das Parlament und die Öf-
fentlichkeit belogen hat und entgegen sei-
ner Behauptung bereits vor dem 13. Mai
über die Zulassungsprobleme des „Euro
Hawk“ informiert war. Er selbst habe vor
dem Ausschuss „allein acht Gelegenheiten
aufgezählt, zu denen er mit den Problemen
bei der Zulassung konfrontiert“ worden sei,
heißt es im Sondervotum von SPD und Grü-
nen zum Abschlussbericht. Und weiter
schreiben sie: „Es ist deshalb geradezu gro-
tesk, zur Verteidigung weiter an einer Unter-
scheidung von ,lösbaren’ und ,unlösbaren‘
Problemen“ festzuhalten.“ In der Bundes-
tagsdebatte über den Bericht hielt der vertei-
digungspolitische Sprecher der SPD-Frakti-
on, Rainer Arnold, de Maizière vor, er habe
„die Öffentlichkeit hinter die Fichte führen“
wollen. Er solle deshalb die Konsequenzen
ziehen und zurücktreten. Omid Nouripour,
verteidigungspolitischer Sprecher der Grü-
nen, schloss sich der Kritik an. De Maizière
sei der Falsche für den Posten des Verteidi-
gungsministers. Auch für die Linksfraktion
ist klar, dass der Minister „nachweislich die
Unwahrheit gesagt“ hat. 
Ganz anders sehen das CDU/CSU und FDP:
De Maizière habe „von Anfang an die Wahr-

heit gesagt. Es existiert auch nach der Befra-
gung des Verteidigungsministers vor dem
Untersuchungsausschuss kein einziges In-
diz, welches das Gegenteil belegt. Alle ein-
schlägigen Zeugen haben die Äußerungen
des Ministers untermauert, dass er bis Mai
2013 nicht mit unlösbaren Problemen bei
der Zulassung des ,Euro Hawks’ befasst wur-
de“, resümieren Union und FDP im Bericht.
Und der CDU-Verteidigungspolitiker Mar-
kus Grübel setzte in der Bundestagsdebatte
bissig hinzu: „Wer etwas anderes sagt, der ist
entweder ahnungslos oder bösartig – im
Zweifel beides.“ Auch sein FDP-Kollege Joa-
chim Spatz attackierte die Opposition:
„Wenn Sie wahrheitswidrig sagen, der Mi-
nister habe gelogen, dann müsste man Sie
zum Rücktritt auffordern; nur leider geht
das bei der Opposition nicht.“ 

Völlig konträre Standpunkte vertreten Ko-
alition und Opposition in der Frage, ob  und
welcher Schaden durch den „Euro Hawk“
entstanden ist. Fakt ist, dass in das Projekt
rund 600 Millionen Euro an Entwicklungs-
kosten geflossen sind. Bekommen hat die
Bundeswehr dafür den Prototypen des
„Euro Hawk“ mit dem integrierten Aufklä-
rungssystem „Isis“. Einsetzen können die
Streitkräfte die Drohne wegen der fehlen-
den Zulassung allerdings nicht. Und selbst
wenn die Zulassung doch erfolgen würde,
so wäre frühestens ab dem Jahr 2017 eine
ausschließlich deutsche Missionsplanung
möglich, da die hierfür benötigte amerika-
nische Technik in den USA noch über keine
Exportgenehmigung verfügt. Bis dahin wäre
die Bundeswehr weiterhin auf die Amerika-
ner bei den Missionsplanungen angewie-

sen. Doch dies widerspricht dem Ansinnen,
über ein Aufklärungssystem in nationaler
Hoheit zu verfügen. „For german eyes only“
(Nur für deutsche Augen), lautete das ur-
sprüngliche Ziel.  

Unterstützung für de Maizière Union
und FDP machen deshalb eine ganz einfa-
che Rechnung auf. „Durch die Entscheidung
des Ministers, die Serie von vier ,Euro
Hawks’ nicht zu kaufen, ist nicht nur kein
Schaden entstanden, sondern gerade auch
Schaden verhindert worden“, argumentier-
te Grübel vor dem Parlament. Der Kaufpreis
von 600 Millionen Euro für die Serie und
die geschätzten weiteren 600 Millionen
Euro für eine ungewisse Musterzulassung
seien gespart worden. Dieses Geld stünde
nun für eine alternative Lösung zur Verfü-

gung. So werde nun geprüft, das Aufklä-
rungssystem „Isis“ auf einer anderen Träger-
plattform – einem bemannten Flugzeug
oder einer anderen Drohne – zum Einsatz
zu bringen. Bis Anfang nächsten Jahres sol-
len diese Möglichkeiten nach Aussage von
de Maizière geprüft und eine Entscheidung
getroffen werden. Auch die Entwicklungs-
kosten von 600 Millionen Euro sehen Uni-
on und Liberale nicht gänzlich als Fehlin-
vestiton an. Allein 360 Millionen Euro sei-
en in die Entwicklung und Erprobung von
„Isis“ geflossen. Dies könne genutzt werden.
Ein vorzeitiger Abbruch des Rüstungsvorha-
bens hätte im Gegenteil auch diese Investi-
tionen zunichte gemacht, argumentieren
die Koalitionsfraktionen. 
Für die Opposition stellt dies jedoch eine
Milchmädchenrechnung dar. Bislang sei der
Nutzen von „Isis“ nicht bewiesen und es
werde „in den nächsten Jahren voraussicht-
lich auch nicht zum Einsatz kommen“,
schreiben SPD und Grüne im Bericht. „Das
heißt, wir haben 600 Millionen Euro ausge-
geben und am Ende nichts dafür bekom-
men“, hielt Arnold  in der Debatte fest. 
Die Linksfraktion wiederum hält das Pro-
jekt in jedem Fall für einen Fehler. „Die Bun-
deswehr brauchte diesen ,Euro Hawk’ aus
ihrer Sicht für Auslandseinsätze“, monierte
deren außenpolitischer Sprecher Jan van
Aken. „Wir finden die Kriegseinsätze falsch.
Deswegen fanden wir die Drohne falsch.
Das finden wir heute immer noch.“ Die Lin-
ke kritisiert zudem, dass der „Euro Hawk“
im Zuge der Amtshilfe auch für Einsätze im
Inland genutzt werden sollte. Er sei nichts
anderes als ein „Datenstaubsauger“, der bei-
spielsweise auch Mobilfunktelefonate der
Bürger mitschneiden könne. In diesem Zu-
sammenhang weist Die Linke in ihrem Son-
dervotum darauf hin, dass der amerikani-
sche Geheimdienst NSA an der Zulieferung
der Verschlüsselungstechnik beteiligt war.

Die Schuldfrage Auch wenn der Untersu-
chungsausschuss letztlich herausarbeiten
konnte, aus welchen Gründen das Projekt
„Euro Hawk“ nicht zu einem erfolgreichen
Abschluss geführt wurde, so uneins sind
sich die Fraktionen in der Frage, wer dafür
verantwortlich ist. CDU/CSU und FDP se-
hen diese Verantwortung bei allen Beteilig-
ten des Projektes. So sei die prinzipielle Ent-
scheidung für eine deutsche Aufklärungs-
drohne, die das auslaufende bemannte Auf-
klärungsflugzeug „Breguet Atlantic“ er-
setzen sollte, durch Verteidigungsminister
Rudolf Scharping (SPD) gefallen. Bei SPD
und Grünen habe damals eine „wahre
Drohneneuphorie“ geherrscht, hielten Grü-
bel und Spatz der Oppostion vor. Gleichzei-
tig habe man die bereits damals bekannten
Zulassungsprobleme unter den Tisch ge-
kehrt. Auch die Linke sieht Scharping mit in
der Verantwortung. SPD und Grüne hinge-
gen halten de Mazière vor, er habe sich um
das Projekt nicht ausreichend gekümmert. 
Zumindest an einem Punkt konnte eine ge-
wisse Einigkeit hergestellt werden. Rüs-
tungsprojekte dieser Größenordnung sollen
zukünftig im Ministerium aber auch durch
den Bundestag kritischer begleitet und das
vom Bundesrechnungshof monierte unzu-
reichende Controlling erheblich verbessert
werden. Denn von den Problemen des
„Euro Hawk“ waren in der Vergangenheit al-
le großen Rüstungsvorhaben betroffen. Ver-
teidigungsminister de Maizière hatte dem
Ausschuss dazu bereits Vorschläge unter-
breitet. Dazu gehört auch die regelmäßige
Information des Verteidigungs- und des
Haushaltsausschuss des Bundestages. 
Für die Soldaten der Bundeswehr, die für
den bevorstehenden Abzug aus Afghanistan
die Fähigkeiten des „Euro Hawk“ hätten gut
gebrauchen können, wie Generalinspekteur
Volker Wieker ausgeführt hatte, kommt dies
jedoch zu spät. Sie dürften den Wert der
Drohne ganz ähnlich wie Fredl Fesl bewer-
ten.  Alexander Weinlein ❚

Zwei Wahrheiten
EURO HAWK Opposition und Koalition sehen sich jeweils
durch die Ergebnisse des Untersuchungsausschusses bestätigt

Verteidigungsminister Thomas de Maizière vor dem „Euro Hawk“-Untersuchungsausschuss des Bundestages

Die Aufklärungsdrohne „Euro Hawk“ während des Überführungsfluges aus den USA nach Deutschland im Juli 2011.
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1998-2002 In der Amtszeit von Verteidi-
gungsminister Rudolf Scharping (SPD) wird
bei der Aufklärungstechnik der Bundeswehr
eine „strategische Fähigkeitslücke“ er-
kannt. Besonders deutlich wird dies im Ko-
sovo-Einsatz 1999. Mit der Drohnen-Tech-
nologie soll die Lücke geschlossen werden.

Oktober 2001 Ein „Project Agreement“
zwischen dem Bundesverteidigungsministe-
rium und der US-Air Force sowie den beiden
Rüstungspartnern EADS und Northrop
Grumman (USA) wird unterzeichnet. Ziel der
Vereinbarung ist es, die Machbarkeit einer
hochfliegenden Aufklärungsdrohne mit lan-
ger Einsatzdauer im deutschen Luftraum
nachzuweisen.

Oktober 2003 Demonstration des US-Trä-
gersystems „Global Hawk“ in Nordholz.

November 2005 In Friedrichshafen am
Bodensee wird die „Euro Hawk“-GmbH als
Joint Venture der Firmen Cassidian (EADS)
und Northrop Grumman gegründet.

Februar 2007 Der „Euro Hawk“-Vertrag
wird unterzeichnet. Die Herstellerfirmen er-
halten für die Entwicklung des Prototypen
Mittel in Höhe von 430 Millionen Euro. Cas-
sidian soll das Signalaufklärungssystem
„Isis“ liefern, die US-Rüstungsfirma Nor-
throp Grumman den Träger auf Basis des
„Global Hawk“. Die Serie soll später aus
fünf Drohnen bestehen.Verteidigungsminis-
ter ist Franz Josef Jung (CDU).

Februar 2010 Nach einer Besprechung mit
Vertretern der Herstellerfirmen und der Pro-
jektleitung wird entschieden, wegen der Zu-
lassungsprobleme die Musterprüfung für
die „Euro Hawk“-Serie zurückzustellen und
auf eine Prototypenprüfung zu reduzieren.
Verteidigungsminister ist Karl-Theodor zu
Guttenberg (CSU).

Juni 2010 Das Marineaufklärungsflugzeug
„Breguet Atlantic“ wird nach rund 40 Jah-
ren im Einsatz außer Dienst gestellt.

März 2011 Thomas de Maizière (CDU) wird
zum Verteidigungsminister ernannt.

Juli 2011 Der erste „Euro Hawk“ startet
von der Edwards Air Force Base in Kalifor-
nien zum Überführungsflug nach Deutsch-
land. Die Drohne landet nach fast 23 Stun-
den Flugzeit im bayerischen Manching, wo
das Signalaufklärungssystem „Isis“ einge-
baut wird.

Oktober 2011 Der „Euro Hawk“ wird mit
einem feierlichen „Roll-Out“ in Manching
der Öffentlichkeit vorgestellt.

Februar 2012 De Maizières Staatssekretä-
re  Stéphane Beemelmans und Rüdiger Wolf
werden darüber informiert, dass eine Mus-
terzulassung für die „Euro Hawk“-Serie zu-
sätzlich schätzungsweise bis zu 600 Millio-
nen Euro kosten könnte.

Januar 2013 Der „Euro Hawk“ startet in
Manching in einem militärisch kontrollierten
Luftraum zu einem ersten Testflug in
Deutschland. Die Drohne steigt auf 15 Kilo-
meter Höhe und landet nach fast sechs
Stunden wieder.

Mai 2013 Die beiden Staatssekretäre sowie
Generalinspekteur Volker Wieker entschei-
den, die Serie nicht zu beschaffen. Der Mi-
nister schließt sich dem Votum am 13. Mai
an und informiert die Öffentlichkeit einen
Tag später. Er begründet die Entscheidung
mit den unverhältnismäßig hohen Kosten
für die Serienzulassung der Drohne.

Juni 2013 Der Verteidigungsausschuss kon-
stituiert sich als Untersuchungsausschuss
und erhält den Auftrag, bis zum 31. August
„den Umgang der Bundesregierung mit
dem Entwicklungsvorhaben ,Euro Hawk’
unter vertraglichen, rechtlichen, haushälte-
rischen, militärischen, technologischen und
politischen Gesichtspunkten zu untersuchen
sowie die Aufklärungs- und Informations-
praxis der Bundesregierung zu diesem Vor-
gang zu überprüfen“.

Juli 2013 Der U-Ausschuss vernimmt an
sechs Sitzungstagen insgesamt 18 Zeugen,
darunter die Ex-Wehrminister Scharping
und Jung sowie am Schlusstag de Maizière.
Der Minister versichert, bis zum Frühjahr
2013 keine Kenntnis über unlösbare Proble-
me mit dem „Euro Hawk“ gehabt zu haben,
räumt aber ein, er hätte sich früher genau-
er informieren lassen sollen.

September 2013 Der „Euro Hawk“ wird
mit der Aufklärungssensorik „Isis“ weiter
getestet. Parallel dazu läuft die Suche nach
einem alternativen Trägersystem. Die Senso-
rik soll Ende September offiziell abgenom-
men und auf jeden Fall weiter genutzt wer-
den. PK ❚

CHRONIK DES EURO HAWK

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Vorwurf stand gegen Vorwurf: „Sie wollen
die Affäre totschweigen“, hielt Thomas Op-
permann, Parlamentarischer Geschäftsfüh-
rer der SPD-Fraktion, vergangene Woche im
Bundestag der Koalition vor.  „Sie skandali-
sieren ohne Argumentationsgrundlage“,
kritisierte sein Unions-Kollege Michael
Grosse-Brömer (CDU) seinerseits die Op-
position. Streitpunkt war deren Forderung,
in der voraussichtlich letzten Plenarsitzung
der Legislaturperiode eine Debatte zur Aus-
spähaffäre um US-amerikanische und briti-
sche Geheimdienste zu führen. Am Ende
der Geschäftsordnungsdebatte lehnte es das

Parlament in der vergangenen Woche mit
den Stimmen der schwarz-gelben Mehrheit
ab, entsprechende Anträge der SPD-, der
Links- und der Grünen-Fraktion auf die Ta-
gesordnung zu setzen.

Aufnahme Snowdens gefordert Nach
dem Antrag der SPD-Fraktion (17/14677)
sollte die Bundesregierung unter anderem
aufgefordert werden, „die Aufklärung des
Ausspähskandals nicht weiter zu bagatelli-
sieren“ und dafür zu sorgen, „dass die mut-
maßliche flächendeckende Ausspähung
deutscher und europäischer Bürgerinnen
und Bürger unverzüglich beendet wird“. Seit
Beginn der Enthüllungen des Whistleblo-
wers Edward Snowden vor rund zehn Wo-
chen stehe der Vorwurf im Raum, „dass US-
amerikanische und britische Nachrichte-
dienste deutsche und europäische Staatsbür-
ger massenhaft und flächendeckend

ausspionieren“. Die Linksfraktion forderte
in ihrer Vorlage (17/14679) unter anderem,
die „unkontrollierbar gewordene Zusam-
menarbeit der Nachrichtendienste in
Europa und zwischen Europa und den USA
einzustellen“. Wie Die Linke sprach sich die
Grünen-Fraktion in ihrem Antrag
(17/14676) unter anderem dafür aus,
Snowden „aus humanitären Gründen und
zur Wahrung politischer Interessen der Bun-
desrepublik“ in Deutschland aufzunehmen. 

»Unerhörter Vorgang« Oppermann sagte,
dass „wir von den Geheimdiensten von
Großbritannien und den Vereinigten Staa-
ten, von unseren engsten Bündnispartnern,
ausgespäht werden“, sei ein „so unerhörter
Vorgang“, dass darüber der Bundestag de-
battieren müsse. Der US-Geheimdienst
NSA habe „lediglich bestritten, dass wir flä-
chendeckend ausgespäht werden. Aber was

heißt schon ,flächendeckend’?“  Wenn mil-
lionenfach E-Mail-Verkehr und Telefonate
in Deutschland überwacht würden, berüh-
re das die Grundrechte
der Bürger. 
Für Die Linke argumen-
tierte ihr Abgeordneter
Jan Korte, man müsse
über den „massiven An-
griff auf die freie Kommu-
nikation“ diskutieren,
„weil er Angst verursacht“.
Das führe dazu, dass
Menschen nicht mehr frei
kommunizierten, „weil
sie nicht genau wissen,
was mitgelesen wird“. 
Der Parlamentarische
Grünen-Frakt ionsge-
schäftsführer Volker Beck
betonte, man könne die

Affäre nicht dem geheim tagenden Parla-
mentarischen Kontrollgremium überlassen.
„Hier vor dem Bundestag und der deut-

schen Öffentlichkeit ist der Ort der Aufklä-
rung“, sagte Beck. 

»Nicht einen Beleg« Sein FDP-Kollege Jörg
van Essen entgegnete, Schwarz-Gelb werde
auf die Vorschläge der „rot-rot-grünen Ko-
alition“ nicht eingehen. „Bürgerrechte sind
bei uns besser aufgehoben“, fügte van Essen
hinzu. 
Grosse-Brömer warf der Opposition vor, sie
wolle die Menschen aus wahltaktischen
Gründen verunsichern. „Es gibt nicht einen
Beleg für die massenhafte Ausspähung; es
gibt nicht einen Beleg für millionenfache
Grundrechtsverletzung“, sagte er. Er sei
„froh, dass man sich national, bilateral und
international für einen verbesserten Daten-
schutz einsetzt“. Das seien die „richtigen po-
litischen Schritte, aber nicht die Skandali-
sierung eines Themas, das keinen Skandal
darstellt“.  Helmut Stoltenberg ❚

Verhinderte Debatte
GEHEIMDIENSTE Bundestag lehnt mit schwarz-gelber Mehrheit die Aussprache über Oppositionsanträge zu Ausspähaffäre ab

DOPING Eine Studie versetzt
Sportpolitiker in Unruhe. Gab es auch im
Westen staatlich finanziertes Doping?
Bundesinnenminister Friedrich schließt
ein Anti-Doping-Gesetz nicht aus

In einer 
anderen Zeit

Demonstration in Hamburg gegen das US-Spähprogramm

Auch die Olympische Spiele – hier in München 1972 – standen im Zeichen Ost-West-Konfliktes.

F
ür Giselher Spitzer ist die Sache
klar. Seit 1950 habe es in der
Bundesrepublik „systemische
Dopingforschung“ gegeben.
Dies sei ab 1970 durch die
Gründung des dem Bundesin-

nenministerium (BMI) unterstellten Bun-
desinstituts für Sportwissenschaften (BISp)
„ergänzt“ worden, sagte der Sporthistoriker
vergangene Woche während einer Sonder-
sitzung des Sportausschusses. 
Thema dort: Der Endbericht zur Studie „Do-
ping in Deutschland von 1950 bis heute aus
historisch-soziologischer Sicht im Kontext
ethischer Legitimation“ an der Spitzer und
sein Team von der Humboldt-Universität
Berlin gemeinsam mit Wissenschaftlern der
Westfälischen Wilhelms-Universität Müns-
ter seit 2008 gearbeitet haben. Die Studie
lässt viel Raum für Spekulationen und Fra-
gen: Haben etwa die beiden ehemaligen
Bundesinnenminister Hans-Dietrich Gen-
scher und Werner Maihofer (beide FDP) –
genervt von der, möglicherwiese dem Do-
ping geschuldeten, Überlegenheit der Sport-
ler aus dem Ostblock – die Dopingfor-
schung nicht nur geduldet sondern gar for-
ciert? Haben sie etwa den Einsatz von Do-
pingmitteln mit Blick auf die Olympischen
Spiele in München 1972 sogar gefordert? 

Kein Staatsdoping Um über diese und an-
dere Fragen und über Konsequenzen aus der
Studie zu reden, hatte der Sportausschuss
Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich
(CSU) geladen, der den Abgeordneten 75
Minuten lang Rede und Antwort stand. Mit
einem aus Sicht der Opposition unzurei-
chenden Ergebnis. „Ich hätte mir deutliche-
re Aussagen gewünscht, sagte etwa die Aus-

schussvorsitzende Dagmar Freitag (SPD).
Vieles sei im Unklaren geblieben, bemän-
gelte sie.
Klar ist zumindest aus Sicht der Bundesre-
gierung, dass es sich – anders als im Falle
der DDR – nicht um eine Art Staatsdoping
gehandelt hat. Dass es dennoch Doping ge-
geben habe, müsse im historischen Kontext
des Kalten Krieges betrachtet werden. „Es
war eben eine andere Zeit, mit anderen
Maßstäben“, sagte Innenminister Friedrich.
Was die Konsequenzen angeht, so zeigte er
sich in der Frage, ob es eines Anti-Doping-
Gesetzes bedarf – wie es die Autoren der Stu-
die fordern – „für alle Argumente offen“.
Wenn Ermittler sagen würden, „wir brau-
chen im Anti-Doping-Kampf neue Vor-
schriften, müssen wir das aufnehmen“, sag-
te der Minister, der dafür plädierte, alle
eventuellen Auswirkungen neuer Regelun-
gen zuvor genau zu prüfen.

Expertenrunde Friedrich verwies jedoch
auch auf das Spannungsfeld zwischen
Sportgerichtsbarkeit und Strafgerichtsbar-
keit. Es bestehe die Gefahr, dass die Sport-
gerichtsbarkeit ausgehebelt wird, wenn man
auf das Urteil eines Strafgerichtsprozesses
warten muss. Diese Befürchtung teilte auch
die Unionsfraktion und lehnte daher ein
Anti-Doping-Gesetz ab. „Wir legen großen
Wert auf die Autonomie des Sports“, sagte
der CDU-Sportexperte Klaus Riegert. Zu-
gleich forderte er die Bundesländer auf, wei-
tere Schwerpunktstaatsanwaltschaften zu
schaffen. 
Nach Ansicht der Grünen-Sportexpertin
Viola von Cramon ist die Sportgerichtsbar-
keit mit dem Anti-Doping-Kampf aber über-
fordert. „Ohne ein Anti-Doping-Gesetz

kann nicht gegen dopende Spitzensportler
ermittelt werden“, befand sie und kritisierte
die zögerliche Haltung der Bundesregie-
rung. „Wie viele Experten wollen Sie denn
noch befragen, bevor sie endlich handeln?“,
fragte von Cramon den Innenminister, der
eine Expertenrunde zu dem Thema für den
26. September angekündigt hatte. 
Friedrich hielt dem entgegen, dass durch
das novellierte Arzneimittelgesetz schon
umfangreiche Regelungen für den Anti-Do-
ping-Kampf geschaffen worden seien. „Das
können Sie doch nicht ignorieren“, sagte er
an die Abgeordnete der Grünen gewandt.
Riegert warf von Cramon vor, Spitzensport-
ler kriminalisieren zu wollen und lobte das
BMI für das „Vorgehen mit Augenmaß“. 

Was die Studie selbst angeht, so machte In-
nenminister Friedrich deutlich, dass seitens
des BMI darin „nichts geschwärzt oder ge-
strichen wurde“. Auf die Frage des SPD-Ab-
geordneten Martin Gerster, ob Berichte über
eine Löschung einiger für die Forscher rele-
vanter Akten zutreffend seien, verwies er auf
ein ordnungsgemäßes Löschverfahren im
Jahr 2006. „Von späteren Löschungen weiß
ich nichts“, sagte Friedrich. Ein Aktenlö-
schungs-Moratorium, wie es der Linken-Ab-
geordnete Jens Petermann angeregt hatte,
sei daher unnötig. 

Kritik an Spitzer Als Friedrich schließlich
den Sitzungsaal verlassen hatte, sah sich Gi-
selher Spitzer heftiger Kritik an seiner For-
schungsarbeit ausgesetzt. So sprach Lutz
Knopek (FDP) von „unglaublichen Vorwür-
fen“, die nicht ausreichend belegt seien. Die
Vorstandsvorsitzende der Nationalen-Anti-
Doping-Agentur (Nada), Andrea Gotz-
mann, verwies darauf, dass die Nada den
Forschern sehr wohl Angebote zur Akten-
einsicht gemacht habe, die vom Berliner
Team jedoch nicht wahrgenommen worden
seien. „Den Vorwurf, wir hätten Akten nicht
zur Verfügung gestellt, weise ich zurück“,
sagte Gotzmann. 
Der Sportmediziner Klaus-Michael Brau-
mann, wissenschaftlicher Beirat der Do-
ping-Studie, warf den Berliner Forschern
vor, „nicht ergebnisoffen“ geforscht zu ha-
ben und einen Dopingbegriff „aus dem
Bauch heraus“ geschaffen zu haben. „So
wird irgendwann aus jeder Tasse Kaffee Do-
ping“, kritisierte er. Spitzer reagierte auf die
Vorwürfe zurückhaltend. Er äußerte ledig-
lich die Bitte, man möge die Studie auf-
merksam lesen. Götz Hausding ❚

>KOMPAKT

> Doping-Studie Initiiert durch den Deut-
schen Olympischen Sportbund (DOSB)
wurde die Studie 2008 vom Bundesinsti-
tut für Sportwissenschaften beauftragt.

> Inhalt Drei Zeitabschnitte haben die For-
scher jeweils einzeln untersucht. Die Ar-
beiten an der Zeitspanne 1990 bis 2007
sind noch nicht abgeschlossen. Derzeit ist
unklar, ob die Arbeit fortgeführt wird.

> Konsequenzen Der DOSB hat eine sie-
benköpfige Expertenkommission einberu-
fen, die Empfehlungen für den Umgang
mit der Doping-Vergangenheit und für da-
raus zu ziehende Konsequenzen im Anti-
Doping-Kampf geben soll.
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Eine Woche vor der Bundestagswahl sind
am kommenden Sonntag in Bayern rund
9,3 Millionen Bürger aufgerufen, einen neu-
en Landtag zu wählen. Die Abstimmung im
Süden der Republik ist nicht nur ein wich-
tiger Stimmungstest für die anschließende
Bundestagswahl am 22. September, son-
dern auch eine mit Spannung erwartete
Richtungsentscheidung im Freistaat. Mit
Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU)
und seinem Herausforderer, dem langjähri-
gen Münchner Oberbürgermeister Christi-
an Ude (SPD), gehen zwei ebenso promi-
nente wie populäre Kandidaten ins Rennen
um den Posten des Regierungschefs.
Im aktuellen „Bayerntrend“ der ARD liegt
die CSU mit 47 Prozent klar vorne und
könnte die absolute Mehrheit der Mandate
holen. Ihr jetziger Bündnispartner, die FDP,
muss hingegen um den Wiedereinzug in
das Maximilianeum bangen, liegt sie doch
in der Umfrage nur bei drei Prozent. Die
SPD kommt auf 21 Prozent, die Grünen auf
elf und die Freien Wähler, mit denen SPD
und Grüne eine Mehrheit anstreben, auf sie-
ben Prozent der Stimmen. Linke (drei Pro-
zent) und Piraten scheinen ebenso wie die
rechten Gruppierungen keine Chancen auf
einen Einzug in das Parlament zu haben.
Viele Wähler wissen aber noch nicht, wem

sie ihre Stimme geben sollen. Bei einer Di-
rektwahl des Ministerpräsidenten würden
sich laut „Bayerntrend“ 51 Prozent für See-
hofer und 35 Prozent für Ude entscheiden. 

Jeder Wähler hat zwei Stimmen Im Baye-
rischen Landtag sind derzeit fünf Fraktio-
nen und 187 Abgeordnete vertreten, neben
CSU (92 Sitze), SPD (39) und FDP (15)
auch die Freien Wähler (21) und die Grü-
nen (19). Sieben Sitze resultieren aus vier
Überhang- und drei Ausgleichsmandaten.
Die frühere CSU-Landrätin Gabriele Pauli
sitzt fraktionslos im Parlament.
Mit jeweils zwei Stimmen entscheiden die
Wähler über die Zusammensetzung des 
17. Bayerischen Landtags in den nächsten
fünf Jahren. Mit der Erststimme wird ein
Stimmkreiskandidat direkt gewählt. Die Par-
teien stellen dazu einen Kandidaten für jeden
der 90 Stimmkreise auf. Wer die meisten
Stimmen im Kreis erhält, zieht in den Land-
tag ein, wobei die Partei des Gewinners lan-
desweit die Fünf-Prozent-Hürde überwinden
muss. Mit der Zweitstimme werden Wahl-
kreiskandidaten auf einer von den Parteien
gebildeten offenen Liste gewählt. Über die
sieben Wahlkreise, die den Regierungsbezir-
ken entsprechen, werden ebenfalls 90 Man-
date vergeben, insgesamt also 180. pk ❚

Wichtiger Stimmungstest
LANDTAGSWAHL IN BAYERN CSU in Umfragen klar vorne

Der Petitionsausschuss fordert die Bundesre-
gierung auf, die Justizreform in der Türkei
weiterhin kritisch zu begleiten sowie auf die
Wahrung der Menschenrechte in dem Land
zu achten. In der Sitzung am vergangenen
Dienstag beschlossen die Abgeordneten da-
her einstimmig, eine dahingehende Petition
der Bundesregierung „zur Berücksichtigung“
zu überweisen. Die Petition stammt von dem
türkischen Schriftsteller, Journalisten und Ab-
geordneten Mustafa Balbay, der nach vierjäh-
riger Untersuchungshaft Anfang August 2013
zu einer langjährigen Haftstrafe verurteilt
wurde. Balbay wurde die Mitgliedschaft im so
genannten Geheimbund Ergenekon vorge-
worfen. Die Unionsabgeordnete Stefanie Vo-
gelsang hat im Rahmen der Aktion „Parla-
mentarier schützen Parlamentarier“ die Pa-
tenschaft für den Petenten übernommen.
Wie aus der Begründung zur Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses hervorgeht, war der
Prozess gegen Balbay und seine Mitangeklag-
ten in der Türkei und auch international sehr
umstritten. Obwohl sich hochrangige türki-
sche Politiker im Herbst dahingehend geäu-
ßert hatten, dass sie sich um eine Lösung für

die inhaftierten Abgeordneten bemühen
würden, habe es keinerlei konkrete Schritte
für deren Freilassung gegeben, schreiben die
Abgeordneten. Ein Antrag des Petenten auf
Haftentlassung von Anfang Juli 2012 sei auch
nach Inkrafttreten des 3. Justizreformpaketes,
das unter anderem erweiterte Möglichkeiten
für Haftverschonung vorsieht, mit Hinweis
auf Flucht- und Verdunklungsgefahr abge-
lehnt worden. 

Weite Auslegung Aus Sicht des Ausschusses
verstößt die mehr als vierjährige Untersu-
chungshaft „eklatant gegen die Prinzipien ei-
nes Rechtsstaates“. Eine solch lange Untersu-
chungshaft sei in der Türkei keine Ausnahme,
heißt es weiter. Nach deutscher Einschätzung
liege dem eine sehr weite Auslegung der An-
ti-Terror-Gesetze zugrunde. Diese Problema-
tik, aber auch die Beachtung der Menschen-
rechte, bringe die deutsche Seite in Gesprä-
chen mit der türkischen Regierung regelmä-
ßig zur Sprache, schreibt der Ausschuss. Mit
dem breitem Votum für die Petition wolle
man die Bundesregierung ermutigen, in die-
sen Bemühungen nicht nachzulassen. hau ❚

Lange Untersuchungshaft
PETITIONEN Ausschuss setzt sich für türkische Politiker ein

Die Aufgabenstellung war im Grunde nicht
lösbar. Ob er denn nicht ein paar Ratschlä-
ge geben könnte, wie man die Demokratie
in den arabischen Staaten aufbauen kann,
wurde Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) im Rahmen der Begrüßungs-
veranstaltung für die Teilnehmer am Pro-
gramm des Internationalen Parlaments-Sti-
pendiums (IPS) für arabische Staaten 
vergangene Woche gefragt. „Vielleicht ein
paar Ratschläge, die man im Internet so
nicht findet“, präzisierte ein Stipendiat aus
Tunesien. 
Mit Patentlösungen könne er leider nicht
dienen, entgegnete der Bundestagspräsi-
dent. „Und weil das so ist, stellen wir uns
eine dialogische Zusammenarbeit auf ver-
schiedenen Ebenen vor.“ 
Dazu gehört auch das IPS-Programm für
Teilnehmer aus arabischen Staaten, an dem
in diesem Jahr 24 junge Leute aus acht Län-
dern teilnehmen. Vier Wochen lang werden
sie sich in den Büros einzelner Abgeordne-
ter direkt mit der Arbeit des Bundestages be-
schäftigen – Wahlkampf inklusive. 

Wenngleich Lammert auch keine Ratschlä-
ge geben wollte, so verwies er doch auf die
deutschen Erfahrungen auf dem schwieri-
gen Weg zur Demokratie, „die in Deutsch-
land nicht erfunden wurde“. Der erste De-
mokratieversuch habe keine 14 Jahre gehal-
ten und sei schließlich kollabiert, sagte er
mit Hinweis auf die Weimarer Republik. 

Fehlender Konsens Ein wesentlicher
Grund für das Versagen sei gewesen, „dass
es einen grundsätzlichen Konsens aller De-
mokraten darüber, was sie miteinander ver-
bindet, nicht gab“. Eine Demokratie könne
aber nur stabil sein, wenn die ganz große
Mehrheit der Menschen in einem Land da-
von überzeugt ist, „dass die Einhaltung von
Regeln Vorrang vor der Durchsetzung eige-
ner Interessen hat“. Dies sei ein kultureller
Lernprozess, der durch Dekrete nicht zu er-
setzen sei, sagte Lammert. 
Die Stipendiaten rief er im Anschluss dazu
auf, die vierwöchige Zeit im Bundestag zu
nutzen, „um vor Ort zu sehen, wie es läuft
oder eben auch nicht läuft“. hau ❚

Wie geht Demokratie?
STIPENDIATEN Gäste aus arabischen Ländern im Bundestag

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die Bundesregierung hat davor gewarnt, die
Situation der mit dem niedrigen Zinsniveau
kämpfenden deutschen Lebensversicherun-
gen schlechtzureden. Von einer Notlage zu
reden, sei aus Sicht der Regierung „zum ei-
nen abwegig, zum anderen verantwortungs-
los“, sagte der Vertreter der Bundesregierung
in der vergangenen Woche in einer Sitzung
des Finanzausschusses. 

Nur ein Unternehmen betroffen Die Ab-
geordneten waren zusammengekommen,
um sich über die Situation dieser privaten
Säule der Altersversorgung der Bundesbür-
ger informieren zu lassen. Grund waren Zei-
tungsberichte, nach denen mehrere Lebens-
versicherungsunternehmen bei der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) Anträge gestellt hätten, um die Min-
destzuführungspflicht zu Gunsten ihrer Ver-
sicherten zu reduzieren. Wenn die BaFin
diese Anträge genehmigt, können die Versi-
cherer Zahlungen an ihre Kunden ausset-
zen, müssen diese aber bei Verbesserung ih-
rer wirtschaftlichen Lage nachholen.
Nach Angaben der Regierung ist die in Zei-
tungsberichten genannte Zahl von zehn
Unternehmen, die solche Anträge gestellt
hätten, „schlichtweg falsch“. Es gebe nur ein
Unternehmen, das solch einen Antrag ge-
stellt habe. Dabei handele es sich um einen

Einzelfall. Denn das Unternehmen betreibe
kein Neugeschäft, sondern verwalte nur be-
stehende Lebensversicherungsverträge. Auf
Grund von Fragen der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen teilte die Regierung mit, im
vergangenen Jahr seien vier Anträge von Un-
ternehmen angekündigt, aber nur ein An-
trag sei von dem Unternehmen ohne Neu-
geschäft gestellt worden. 
Der Regierungsvertreter erklärte aber auch,
das Erreichen ausreichender Renditen sei
angesichts des niedrigen Zinsniveaus
schwierig. 2012 sei die Umlaufrendite für
Bundesanleihen erstmals unter den Garan-
tiezins in der Lebensversicherung gefallen.
Es gebe Unternehmen, die ihre stillen Reser-
ven mobilisieren würden, indem sie Wert-
papiere, deren Kurse aufgrund der niedrigen
Zinsen stark gestiegen seien, verkaufen und
damit die Kursgewinne realisieren würden.
Die Lebensversicherungswirtschaft sei aber
insgesamt so aufgestellt, dass sie auch über
einen längeren Zeitraum mit dem niedrigen
Zinsumfeld klarkommen könne. hle ❚

D
as hatte es in Deutsch-
land noch nicht gegeben.
Wegen Engpässen beim
Personal war eine Lan-
deshauptstadt zeitweise
fast völlig vom Bahnver-

kehr abgeschnitten. Weil zu wenig Mitarbei-
ter im Stellwerk waren, wurde Züge gestri-
chen oder weiträumig umgeleitet. Erst nach
mehreren Wochen normali-
sierte sich die Lage in der
rheinland-pfälzischen Lan-
deshauptstadt Mainz wie-
der. Die Politik zeigte sich
entsetzt über den Staatsbe-
trieb Deutsche Bahn. 

Besserung gelobt Besse-
rung ist jedoch in Sicht:
Bahn und der Eigentümer
Bund bekräftigten ihre Ab-
sicht, durch geeignete Maß-
nahmen Zugausfälle auf
Grund von Personalengpässen wie im Stell-
werk Mainz in Zukunft zu vermeiden. „An
Geld werden die Maßnahmen nicht schei-
tern“, versicherte Bahnchef Rüdiger Grube in
der vergangenen Woche in einer Sitzung des
Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung. Auch Verkehrsminister Peter
Ramsauer (CSU) wies darauf hin, dass der
Bund als Eigentümer sofort nach Bekannt-
werden der Einschränkungen des Zugetrie-
bes in Mainz alle notwendigen Aktivitäten in
die Wege geleitet habe. Was in Mainz passiert
sei, sei für den Eigentümer nicht akzeptabel

gewesen, sagte Ramsauer zu den massenhaf-
ten Ausfällen von Zugverbindungen. 
Auch Grube bezeichnete vor den Abgeord-
neten die Vorfälle in Mainz als „äußerst är-
gerlich. Wir bedauern das sehr.“ Die Kun-
den würden mit bis zu 50 Euro entschädigt.
Inzwischen laufe der Betrieb in Mainz wie-
der normal. Neben kurzfristigen Maßnah-
men gebe es auch ein ganzes Portfolio ge-

zielter Vorhaben, um auf die
demografische Entwicklung
im Berufsbild Fahrdienstlei-
ter zu reagieren. In einem
Bericht des Unternehmens
heißt es dazu, die Bahn be-
schäftige 12.000 Fahrdienst-
leiter: „Damit ist der Eisen-
bahnbetrieb auf Deutsch-
lands Schiene gewährleis-
tet.“ Um Personalpuffer zu
schaffen, habe die DB Netz
AG in diesem Jahr die Zahl
der einzustellenden Fahr-

dienstleiter zusätzlich um 340 auf 600 er-
höht. 2012 seien bereits rund 300 Mitarbei-
ter in diesem Berufsfeld eingestellt sowie
110 Auszubildende übernommen worden. 
Sehr kritisch zur Personallage der Bahn äu-
ßerten sich die Vertreter der Gewerkschaften
in der Sitzung des Ausschusses. Alexander
Kirchner, der Vorsitzende der Eisenbahn-
und Verkehrsgewerkschaft (EVG), sagte, der
Personalmangel betreffe nicht nur das
Mainzer Stellwerk. Grund für die Engpässe
sei die seit Jahren budgetierte Personalpoli-
tik und dass der Rotstift beim Personal an-

gesetzt werde. Behauptungen, bei den Per-
sonalausfällen im Mainzer Stellwerk hande-
le es sich um einen verdeckten Streik, wies
Kirchner zurück. Was in Mainz passiert sei,
sei absehbar gewesen. Claus Weselsky, der
Bundesvorsitzende der Gewerkschaft deut-
scher Lokomotivführer (GDL), bezeichnete
die Lage in Mainz als „Spitze eines Eisber-
ges“. Alle bisherigen Maßnahmen zur Ver-
besserung der Personalsituation hätten sich
als nicht wirksam erwiesen. 
Die CDU/CSU-Fraktion führte die Proble-
me bei der Bahn auf Personalkostenreduzie-
rungen und Personalabbau unter dem frü-
heren Management zurück, als die Ministe-
rien für Finanzen und Verkehr von SPD-Po-
litikern geführt worden seien. Das heutige
Management könne nicht für die Probleme
verantwortlich gemacht werden. Die Union
erinnerte zudem daran, dass das damals
SPD-geführte Finanzministerium auf 500
Millionen Euro Dividendenzahlung von der
Bahn bestanden habe und diese Zahlung
auf Jahre hinaus festgeschrieben worden sei.
Diese Angaben bestätigte Ramsauer, der von
einem der „dunkelsten bahnpolitischen Ka-
pitel“ der SPD sprach. Grube bestätigte, dass
die Dividendenabführung an den Bund bis
zum Jahr 2013 jährlich 500 Millionen Euro
betrage. 
Die SPD-Fraktion konterte mit dem Hin-
weis auf die damalige Regierungsbeteili-
gung der Union. Die Union sei immer an
den Maßnahmen beteiligt gewesen und tue
jetzt so, als habe sie nichts damit zu tun ge-
habt. Haushaltspolitiker der Union hätten

die als Einnahme für den Verkehrshaushalt
vorgesehene Dividende überdies in den all-
gemeinen Bundeshaushalt umgeleitet. 
Nach Ansicht der FDP-Fraktion eignet sich
das Thema nicht für den Wahlkampf. Der
Gewinn der Bahn sei höher als die Dividen-
denabführung an den Bund. Und das Inves-
titionsvolumen des Unternehmens sei auch
gestiegen. Dies sei ebenfalls ein Teil der
Wahrheit. Wie schon die GDL bezeichnete
auch die Fraktion Die Linke die Lage im
Stellwerk Mainz als „Spitze des Eisbergs“. Es
gebe auch aus anderen Städten dramatische

Berichte. Die Fraktion verwies auf den pro-
blematischen Zustand des rollenden Mate-
rials, und auch der Zustand der Gleisanla-
gen sei schlecht. Für die Grünen-Fraktion
steht fest, dass das „Renditedenken“ die
Bahn ausgelaugt habe. Jetzt müssten Lösun-
gen gefunden werden, um das System Bahn
langfristig sicher aufzustellen. 
Ramsauer erklärte auf Fragen, ob es erneut
zu Zugausfällen wie in Mainz kommen kön-
ne, er könne nicht ausschließen, dass noch
„Probleme aus der Vergangenheit“ schlum-
mern. Hans-Jürgen Leersch ❚

VERKEHR Bahn stellt nach massiven Problemen in Mainz mehr Personal ein

Ein Zug wird kommen

Mehr Menschen
in Großstädten
VERKEHR UND BAU Alle deutschen Groß-
städte haben seit dem Jahr 2000 Bevölke-
rungsgewinne verzeichnet. Dagegen sind
außerhalb von Großstadtregionen in den
letzten zehn Jahren alle Typen von Städten
und Gemeinden von Bevölkerungsverlus-
ten betroffen. Das geht aus dem Stadtent-
wicklungsbericht 2012 (17/14450) der
Bundesregierung hervor. Viele westdeutsche
Großstädte hätten die Bevölkerungsverluste
der 1980er Jahre wieder ausgleichen kön-
nen. „Städte sind nicht nur attraktiver und
lebenswerter geworden, sondern auch schö-
ner“, heißt es. Inzwischen würden drei Vier-
tel der Bevölkerung in Großstadtregionen
leben und arbeiten. Der Flächenanteil die-
ser Regionen entspricht etwa der Hälfte der
Fläche der Bundesrepublik. Vier Fünftel des
Gewerbesteueraufkommens werde in den
Großstadtregionen erzielt. „Diese Zahlen
belegen, dass sich in Großstadtregionen der
Großteil der wirtschaftlichen, sozialen und
demografischen Dynamik abspielt“,
schreibt die Bundesregierung, die beson-
ders auf die neue ökonomische Dynamik
durch die Transformation von einer Indus-
trie- zur Dienstleistungs- und Wissensge-
sellschaft hinweist. Positiv hervorgehoben
wird, dass der Anteil des motorisierten In-
dividualverkehrs in Großstädten deutlich
niedriger sei als in allen anderen Städte-
und Gemeindetypen. Er behalte aber mit ei-
nem Anteil von 50 Prozent eine große Be-
deutung. hle ❚

»E 10« nachteilig
für Regenwald 
FINANZEN Durch die gestiegene Nutzung
der Bioenergie kann es zur Abholzung von
Wäldern und Trockenlegung von Mooren
kommen. Dies ergibt sich aus dem von der
Bundesregierung als Unterrichtung
(17/14641) vorgelegten Bericht zur Steuer-
begünstigung für Biokraftstoffe 2012.
„Durch die steigende Nachfrage nach Bio-
energie, Nahrungs- und Futtermitteln sowie
Biomasse für die stoffliche Nutzung steigt
der Druck auf Flächen, die bisher nicht zur
landwirtschaftlichen Produktion genutzt
werden“, schreibt die Regierung. 
Weiter heißt es: „Bei der Umwandlung von
Flächen mit hohem Kohlenstoffgehalt
(zum Beispiel Regenwaldgebiete) kann es
zur Freisetzung erheblicher Mengen Koh-
lenstoffs in Form von Treibhausgasemissio-
nen sowie zur Gefährdung ökologisch wert-
voller Gebiete kommen.“ Zwar würden EU-
Kriterien direkte Umwandlungen zum Bei-
spiel von Regenwäldern in
Produktionsflächen für Biomasse für Kraft-
stoffe ausschließen. „Nicht ausgeschlossen
ist jedoch, dass Biomasse für energetische
Zwecke auf Flächen produziert wird, die
vorher zur Produktion von Biomasse für an-
dere Zwecke (zum Beispiel Lebens- oder
Futtermittel) genutzt wurden, und deren
Produktion infolgedessen zumindest teil-
weise in Gebiete mit hohem Kohlenstoffge-
halt (zum Beispiel Wälder oder Moore)
oder mit hoher biologischer Vielfalt ver-
drängt wird.“ Dadurch könnten ökologisch
wertvolle Gebiete gefährdet werden.“
Der Absatz von Biokraftstoffen insgesamt
habe im vergangenen Jahr leicht zugenom-
men, berichtet die Bundesregierung. Insbe-
sondere die direkte Beimischung von Bioet-
hanol zu Ottokraftstoff sei von 1,05 Millio-
nen Tonnen im Jahr 2011 auf 1,09 Millio-
nen Tonnen im vergangenen Jahr gestiegen.
0,64 Millionen Tonnen hätten aus dem Aus-
land importiert werden müssen.  hle ❚

Versicherung nicht in Not
ALTERSVERSORGUNG Aber Probleme mit niedrigen Zinsen

>STICHWORT

> Pünktlichkeit Über Zugverspätungen kann fast jeder
Bahnreisende berichten. Die Statistik besagt aber, dass im
Juli diesen Jahres 94,2 Prozent aller Personenzüge der Deut-
schen Bahn AG pünktlich waren. Als noch pünktlich gelten
Züge, wenn sie maximal 5,59 Minuten zu spät sind.

> Infrastruktur Nicht mehr rekordverdächtig ist der Zu-
stand des deutschen Schienennetzes. In einem internatio-
nalen Ranking kam die Bundesrepublik nur auf Platz sie-
ben. Die höchste Qualität der Schieneninfrastruktur hat die
Schweiz, gefolgt von Japan, Hongkong und Frankreich.

> Beförderungsleistung 2012 wurden im Schienenperso-
nennahverkehr 2,4 Milliarden Personen befördert, 2005 wa-
ren es mit zwei Milliarden Personen erheblich weniger.

DEUTSCHE BAHN – Pünktlicher als von vielen geglaubt

Fahrradfahren ist gesund, umweltverträg-
lich und günstig. Entsprechend ist Fahr-
radfahren nicht nur eine prima Fortbewe-
gungsart, sondern auch eine sehr beliebte
Freizeitbeschäftigung. Das sieht auch die
Bundesregierung und erkennt deshalb
weiteres Potenzial im Radverkehr und im
Radtourismus, wie sie in einer Antwort
(17/14275) auf eine Große Anfrage
(17/10236) der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen zum Thema Zukunft des Reiselan-
des Deutschland schreibt. 

Mobilität Neben den genannten Vortei-
len trage diese Art der Mobilität auch zur
Attraktivität von Tourismusregionen bei.
Entsprechend werde sie immer mehr
nachgefragt. In diesem Zusammenhang
erwartet die Bundesregierung auch, dass
die Eisenbahnunternehmen entsprechen-
de Angebote bereitstellen, damit Urlauber
ihre Fahrräder im Fernverkehr mitnehmen
können. Neben dem öffentlichen Nahver-
kehr wäre das Fahrrad auch eine Möglich-
keit, das Problem der „letzten Meile“, der
Überbrückung des letzten Reiseabschnitts,
üblicherweise vom Bahnhof zum endgül-
tigen Ziel, zu lösen, heißt es in der Ant-
wort weiter.
Daneben wird zudem auf den Nationalen
Radverkehrsplan 2020 verwiesen, in dem

sich die Bundesregierung zur weiteren För-
derung des Radverkehrs als Teil einer nach-
haltigen und Mobilität in Städten und
ländlichen Regionen bekennt. In den ver-
gangenen zehn Jahren seien 877 Millionen
Euro in die Errichtung und den Unterhalt
des Radwegenetzes an Bundesstraßen in-
vestiert worden. In ihrer Verkehrspolitik
setzt die Bundesregierung auf einen Maß-
nahmenmix, der ökonomische, ökologi-
sche und soziale Aspekte berücksichtigt.
Das helfe auch dem Tourismus, denn die-
ser sei auf ein leistungsfähiges und sicheres
Verkehrssystem angewiesen.
In ihrer Antwort geht die Bundesregierung
auch auf weitere Fragen der Fraktion zur
Zukunft des Reiselandes Deutschland ein. 
Die Senkung des Mehrwertsteuersatzes für
Hotelübernachtungen habe eine positive
Auswirkung auf das Hotelgewerbe in
Deutschland gehabt und zu einem Inves-
titionsschub  geführt. Eine Ausweitung der
ermäßigten Umsatzsteuersätze auf alle
Restaurantumsätze lehnt die Bundesregie-
rung ab. Die differenzierte umsatzsteuerli-
che Behandlung von Außer-Haus-Speisen
und Vor-Ort-Speisen trage dem unter-
schiedlichen wirtschaftlichen Gehalt der
Vorgänge Rechnung.  Derzeit seien keine
weiteren Änderungen der Umsatzsteuer-
sätze geplant. jbb ❚

Fahrradfahren im Urlaub 
TOURISMUS Radtourismus bietet Potenziale 
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»An 
Geld 

werden die
Maßnahmen

nicht 
scheitern.«

Bahnchef Rüdiger Grube

Personalmangel am Stellwerk in Mainz sorgte für Zugausfälle und Chaos am Hauptbahnhof der rheinland-pfälzischen Landeshauptstadt.
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Die tschechischen Parteien sind nach der
Selbstauflösung des Parlaments in einen
polarisierenden Wahlkampf gestartet. Nach
aktuellen Umfragen haben gleich mehrere
neue Parteien eine Chance, in das Abgeord-
netenhaus einzuziehen, während die etab-
lierten Kräfte in einer tiefen Krise stecken.
Die vorgezogenen Neuwahlen finden am
25. und 26. Oktober statt, nachdem die Mit-
te-Rechts-Koalition unter Premierminister
Petr Necas nach einer Abhöraffäre zurück-
treten musste.
Im Wahlkampf spielt Präsident Miloš Ze-
man eine herausgehobene Rolle. Der ehe-
malige Sozialdemokrat, der erst im März
sein Amt angetreten hatte, mischt sich
trotz seiner vor allem repräsentativ ausge-
legten Funktion aktiv in das politische Ge-
schehen ein. Er warnt ausdrücklich vor ei-
ner neuerlichen Mitte-Rechts-Regierung
und macht aus seiner persönlichen Präfe-
renz keinen Hehl: Er wünsche sich eine so-
zialdemokratische Regierung unter kom-
munistischer Duldung, verkündete der
68-Jährige in einem Interview, das er aus-
gerechnet der Parteizeitung der weit links
stehenden kommunistischen Partei gege-
ben hat. Beobachter in Prag sehen mit Sor-

ge, wie der Präsident in die
Tagespolitik eingreift.
Schon auf dem Weg zu den
vorgezogenen Neuwahlen
hat Miloš Zeman mehrere
umstrittene Entscheidun-
gen getroffen Dazu zählt
unter anderem die Ernen-
nung einer Übergangsre-
gierung aus seinen eigenen
Gefolgsleuten, obwohl die
Mit te -Rechts -Koal i t ion
auch nach dem Rücktritt
von Premierminister Necas
noch über eine ausreichen-
de Mehrheit im Parlament
verfügte. Nach der tsche-
chischen Verfassung muss
der Präsident den Auftrag
zur Regierungsbildung ge-
ben; dabei ist er nicht durch die Mehr-
heitsverhältnisse im Abgeordnetenhaus
gebunden.
Miloš Zeman war von 1998 bis 2002 tsche-
chischer Premierminister und Vorsitzender
der Sozialdemokraten, anschließend hat er
sich im Streit von der Partei getrennt. Vor ei-
nigen Jahren hat er seine eigene Partei ge-
gründet, die sich nach ihm „Zemanovci“
nennt (übersetzt etwa „Zemänner“). Bei
den letzten Wahlen ist sie deutlich an der
Fünf-Prozent-Hürde gescheitert, seit Ze-
mans Amtseinführung als Präsident befin-
det sie sich jedoch – auch wegen seiner aus-
drücklichen Unterstützung – im Aufwind.

Nach derzeitigen Hochrechnungen dürften
bei der Wahl im Oktober die Sozialdemo-
kraten zur stärksten Kraft werden. Die Par-
teiführung allerdings ist zerstritten: Der Vor-
sitzende Bohuslav Sobotka ist in der Vergan-
genheit mehrfach auf Distanz zum Präsi-
denten gegangen und zählte lange zu den
Kritikern einer möglichen Zusammenarbeit
mit den Kommunisten. Seine Position ist
allerdings geschwächt; in der Partei gewinnt
der Flügel um den Vize-Chef Michal Hašek
an Einfluss, der für eine größere Nähe zu
den Positionen des Präsidenten wirbt.
Die konservativen Parteien indes stellen
sich auf eine empfindliche Wahlniederla-

ge ein. Besonders die Bürgerdemokraten
aus der ODS, die zuletzt unter Petr Necas
die stärkste Regierungspartei gestellt hat-
ten, dürften nach aktuellen Meinungsum-
fragen dramatisch an Unterstützung ver-
lieren. Die Partei ist vor allem durch an-
haltende Personalquerelen ausgelaugt.
Außerdem schadet ihr der Ruf, dass dubio-
se Regionalfürsten direkten Einfluss auf
den Kurs der Partei nehmen, deren Namen
immer wieder in Zusammenhang mit mil-
lionenschweren Korruptionsdelikten ge-
nannt werden. Dadurch könnte die ODS,
die seit 1991 besteht, erstmals ihren Rang
als größte Kraft des Mitte-Rechts-Lagers

einbüßen: Die erst vor vier Jahren gegrün-
dete Partei „Top09“ um den früheren Au-
ßenminister Karel Schwarzenberg liegt
derzeit in der Beliebtheit deutlich vor dem
einstigen Koalitionspartner. Vor allem
Schwarzenberg als ungebrochen populä-
rer Politiker verleiht der Partei hohe Zu-
stimmungsraten. Eine große Koalition aus
„Top09“ und Sozialdemokraten, die im-
mer wieder als Möglichkeit gehandelt
wird, müsste in der Praxis allerdings gro-
ße Unterschiede überbrücken, vor allem
in den Bereichen der Steuer- und Sozial-
politik.
Mit Aufmerksamkeit verfolgen Beobachter
indes drei neue Parteien, die erstmals ins
Prager Parlament einziehen könnten. Ne-
ben der Zeman-Partei ist das die liberal-
ökologische Partei LES, die als konservative-
re Abspaltung von den Grünen entstanden
ist. Für Schlagzeilen sorgt aber besonders
die liberale Bewegung ANO 2011 des Milli-
ardärs Andrej Babiš. 
Dem zweitreichsten Mann Tschechiens wer-
den schon lange politische Ambitionen
nachgesagt, diesmal tritt er mit seiner eige-
nen Partei erstmals bei den Wahlen an. Die
öffentliche Aufmerksamkeit ist gewaltig, vor
allem wegen der großen finanziellen Mittel,
die Babiš aus seinem Privatvermögen in den
Wahlkampf investiert. Kritiker fürchten be-
reits eine Berlusconisierung der tsche-
chischen Politik. Kilian Kirchgeßner ❚ 

Der Autor ist Korrespondent in Prag. 
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Der lange Arm des Präsidenten 
TSCHECHIEN Nach der Auflösung des Parlaments steht das Land vor Neuwahlen im Oktober. Zeman will seine Macht weiter ausbauen 

F
ür die Kongressmitglieder in Wa-
shington wird die Rückkehr aus
der Sommerpause an diesem
Montag alles andere als gemüt-
lich. US-Präsident Barack Obama
will die Verantwortung für einen

Militärschlag gegen Syriens Diktator Bashar
al-Assad nicht alleine tragen und hat den
Kongress gebeten, eine Intervention zu auto-
risieren.
Es ist das erste Mal seit dem Irak-Krieg 2003,
dass die Senatoren und Abgeordneten über
Krieg und Frieden entscheiden sollen. Und
während viele von ihnen ausdrücklich gefor-
dert hatten, einbezogen zu werden, wünscht
sich jetzt manch einer, nicht im Rampenlicht
zu stehen. Denn es ist eine dieser Abstim-
mungen, an denen Politiker noch viele Jahre
später gemessen werden – wie der unbelieb-
te Irak-Krieg gezeigt hat.
So unentschlossen war Amerika noch nie,
wenn es um Krieg und Frieden ging. US-Prä-
sident Barack Obama wirkt in diesen Tagen,
als bereue er es, je die „rote Linie“ gezogen zu
haben, die der syrische Diktator Bashar al-As-
sad nach US-Einschätzung mit dem Einsatz
von Chemiewaffen überschritten hat. Die
US-Geheimdienste sehen es als erwiesen an,
dass bei dem Angriff am 21. August auf Vor-
orte von Damaskus mehr als 1.400 Men-
schen durch Giftgas aus Assads Arsenalen ge-
tötet wurden. Obamas Glaubwürdigkeit
stand auf dem Spiel: Ihm blieb kaum eine
Wahl, als einen Militärschlag vorzubereiten,
den die Mehrheit der Amerikaner ablehnt 
Aber ausgerechnet der Demokrat, der als
Multilateralist angetreten war, sah sich plötz-
lich international isoliert. Eine Resolution im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen schien
keine Option. Die Nato-Partner – mit Aus-
nahme Frankreichs und der Türkei – hielten
sich zurück. Als dann auch noch der Verbün-
dete Großbritannien ausfiel, weil das Parla-
ment Premierminister David Cameron die
Zustimmung zu einem Militärschlag verwei-
gerte (siehe Beitrag rechts), zog Obama die
Notbremse: Nun soll auch in Washington
der Kongress über den Einsatz von Gewalt
entscheiden.
Es ist eine gefährliche Wette: Denn es ist nicht
ausgemacht, dass die Volksvertreter dem Prä-
sidenten die demokratische Rückendeckung
geben, die er sich wünscht. Obama setzt sich
in der aktuellen Stimmungslage der realen
Gefahr aus, als erster US-Präsident in die Ge-
schichte einzugehen, dem der Kongress die
Autorisierung zur Anwendung militärischer
Gewalt verweigert. Seit dem Zweiten Welt-
krieg hat der Kongress nur vier Militäreinsät-
ze ausdrücklich autorisiert.
Der Kongress ist in der Syrien-Frage so ge-
spalten wie das Volk – und die Trennlinien
verlaufen nicht einmal entlang der Partei-
grenzen. Auf nationale Stärke bedachte Repu-
blikaner finden sich an der Seite von Demo-
kraten wieder, die Interventionen aus huma-
nitären Gründen begrüßen. Auf der anderen
Seite bilden isolationistische Republikaner
und pazifistische Demokraten eine Anti-
Kriegs-Allianz.

Werben um Stimmen Auf die Unterstüt-
zung der demokratischen Fraktionsführer in
beiden Häusern kann der Präsident immer-
hin setzen. Im Senat gab sich demokratische
Mehrheitsführer Harry Reid nach Berichten
zuversichtlich, dass er die 60 Stimmen be-
kommen könne, die nötig sind, um eine Blo-
ckade zu durchbrechen. Im Repräsentanten-
haus wirbt die Fraktionsführerin Nancy Pelo-
si für einen Militärschlag, gab jedoch am
Dienstag zu, dass „noch viel Arbeit vor uns
liegt“. „Ich glaube nicht, dass die Menschen
in meinem Wahlkreis davon überzeugt sind,
dass militärisches Handeln notwendig ist,
aber es ist wichtig, dass sie verstehen, dass der
Gebrauch von Massenvernichtungswaffen

die Lage verändert hat“, sagte sie nach einem
Treffen mit Obama im Weißen Haus. Einen
Durchbruch hatte Obama am Dienstag im
Oppositionslager, als die beiden ranghöchs-
ten Republikaner im Repräsentantenhaus,
Fraktionsführer John Boehner und sein Vize
Eric Cantor, sich auf seine Seite schlugen. Bo-
ehners Sprecher erklärte jedoch kurz darauf,
dass es beim Präsidenten liege, die Überzeu-
gungsarbeit zu leisten: „Alle Abstimmungen,
die die Anwendung militärischer Gewalt au-
torisieren, sind Gewissensabstimmungen.“
Für Obama brachte die vergangene Woche
immerhin einen Schritt in die richtige Rich-
tung. Der Auswärtige Ausschuss im Senat, der
frühzeitig aus der Sommerpause zurückge-
kehrt war, stimmte vergangene Woche für ei-
nen Gesetzesentwurf, der Vergeltungsangrif-
fe auf Einrichtungen des Assad-Regimes gut-
heißt. Allerdings war der Ausgang mit zehn

zu sieben Stimmen knapp, wenn man be-
denkt, dass in dem Ausschuss viele Senatoren
sitzen, die als Pragmatiker gelten. 
Ein knappes Ja im Kongress gilt den meisten
Beobachtern als der wahrscheinlichere Aus-
gang. Stimmen die Volksvertreter jedoch mit
Nein, wachsen Obamas Probleme: Akzep-
tiert er den Ausgang der Abstimmung, leidet
sein Status im Inneren wie im Äußeren. Der
republikanische Senator John McCain warnt
vor „katastrophalen Folgen“ für die Glaub-
würdigkeit der USA bei Freunden wie Fein-
den. Setzt Obama sich über ein Nein hinweg
und lässt das Militär trotzdem Bomben über
syrischen Militäreinrichtungen abwerfen,
muss er sich unangenehmen Fragen nach der
Rechtmäßigkeit seines Handelns stellen. „Sie
machen einen Witz aus uns“, beschimpfte
der Tea-Party-Senator Rand Paul Außenmi-
nister John Kerry, als dieser in einer Senats-

Anhörung am Dienstag darauf bestand, dass
der Präsident an ein Nein des Kongresses ver-
fassungsrechtlich nicht gebunden sei. 
Doch alle rechtlichen Rechtfertigungen än-
dern nichts daran, dass der Präsident in die
Defensive geraten ist – innenpolitisch wie
international. Auf dem Weg zum G20-Gip-
fel in Sankt Petersburg verteidigte Obama
bei einem Besuch in Stockholm seinen
Kurs, indem er sagte, die Ächtung von Che-
miewaffen sei nicht seine persönliche rote
Linie gewesen, sondern die rote Linie der
ganzen Welt. „Meine Glaubwürdigkeit steht
nicht auf dem Spiel. Die Glaubwürdigkeit
der internationalen Gemeinde steht auf
dem Spiel – und die Amerikas und des Kon-
gresses.“ Sabine Muscat ❚

Die Autorin ist Korrespondentin 
in Washington.

In der Defensive
USA Die Abgeordneten sollen über einen Angriff auf Syrien ent-
scheiden. Sie sind genauso gespalten wie das Volk 

Präsident Miloš Zeman, hier im tschechischen Parlament, greift zunehmend in die Tagespolitik ein 

Für US-Präsident Barack Obama (oben, Bildmitte) ist mit dem Giftgasangriff in Syrien die „rote Linie“ überschritten worden 
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Eine Abstimmungsniederlage über Krieg
und Frieden, „das hat es seit dem 19. Jahr-
hundert nicht gegeben“, staunte hinterher
der Politologe Philip Cowley von der Uni-
versität Nottingham. Auch andere, nicht zu-
letzt viele der Beteiligten, rieben sich die Au-
gen: Bei seiner hastig einberufenen Sonder-
sitzung hatte das Unterhaus Ende August ei-
ne britische Beteiligung an Militärschlägen
gegen Syrien mit 285 gegen 272 Stimmen
abgelehnt. „Ich habe verstanden“, sagte der
gedemütigte Premier David Cameron und
blieb auch vergangene Woche bei seiner In-
terpretation der Abstimmung: Die viert-
größte Militärmacht der Welt werde sich
keinesfalls an Strafaktionen gegen Syriens
Präsidenten Baschar al-Assad beteiligen.
Sowohl im konservativ-liberalen Kabinett
als auch im Parlament selbst glauben man-
che, der Regierungschef habe in der Enttäu-
schung der Niederlage das Votum überinter-
pretiert. Tatsächlich hatten 490 der rund
600 anwesenden Abgeordneten für je eine
von zwei beinahe deckungsgleiche Vorlagen
der Labour-Opposition sowie der Regierung
gestimmt. Beide Resolutionen spiegelten
klassische britische Außenpolitik wider: al-
le diplomatischen Mittel ausschöpfen, die
UN einbeziehen, einen Konsens suchen –
aber notfalls auch ohne UN-Mandat militä-
risch vorgehen.

Uneingeschränkte Ablehnung Die La-
bour-Vorlage wurde durch die Konservati-
ven und Liberalen nur abgelehnt, weil die
Koalition ihre geringfügig schärfere Formu-
lierung durchpeitschen wollte, was am Wi-
derstand von Abweichlern in den eigenen
Reihen scheiterte. “Statt klarer Einschrän-
kungen für eine mögliche Militäraktion ha-

ben wir jetzt eine uneingeschränkte Ableh-
nung jeglicher militärischer Komponente”,
analysierte Labours verteidigungspoliti-
scher Sprecher Jim Murphy die Lage. Laut
Oppositionsführer Edward Miliband erlitt
die Regierung vor allem deshalb eine Nie-
derlage, weil die Parlamentarier „einen vor-
schnellen Krieg vermeiden“ wollten.

Trauma Unverkennbar hing über der De-
batte der Schatten des Irak-Krieges. Wäh-
rend des fast achtstündigen Schlagabtau-
sches sprachen mehrere Redner von „Sad-
dam Hussein“, wenn sie Assad meinten –
Hinweis auf das tiefe Trauma, das die lügen-
hafte Begründung des damaligen Premiers
Tony Blair in weiten Teilen der bürgerlichen
Gesellschaft des Landes hinterlassen hat.
Durch Blairs Vorgehensweise sei „die öffent-
liche Meinung durch und durch vergiftet
worden“, räumte Premierminister Cameron
ein.
Im Oberhaus bezweifelte der Erzbischof der
anglikanischen Staatskirche, Justin Welby,
die Effektivität von Gewalt zur Verhinde-
rung künftiger Chemiewaffen-Einsätze:
„Ich habe nichts gehört, was dafür spricht.“ 
Nur wenige Parlamentarier mochten sich
klar zur Gewaltandrohung bekennen. Wäh-
rend der zwei Bürgerkriegsjahre sei die Lage
des Landes „schrittweise schlimmer“ gewor-
den, betonte die frühere Labour-Außen-
Staatssekretärin Meg Munn. Dabei gebiete
das Prinzip der „Schutzverantwortung“ ge-
genüber Minderheiten ausdrücklich das
Eingreifen in die Belange eines anderen
Staates: „Wir können und müssen interve-
nieren.“ Sebastian Borger ❚

Der Autor ist Korrespondent in London. 

Irak-Krieg wirft Schatten
GROSSBRITANNIEN Regierung erleidet herbe Niederlage 

Die zeitliche Überschneidung beider Ereig-
nisse war vielleicht kein Zufall. Als der fran-
zösische Präsident François Hollande in der
vergangenen Woche in Oradour-sur-Glane
beim Staatsbesuch mit dem deutschen Bun-
despräsidenten Joachim Gauck einen der
eindrucksvollsten Gedenkorte des Kriegs-
grauens in Europa besuchte, debattierten
die Abgeordneten der französischen Natio-
nalversammlung über eine mögliche Straf-
aktion gegen die syrische Führung. 
Der französische Premierminister Jean-
Marc Ayrault erklärte dabei, es sei nicht zu
akzeptieren, dass ein Land Chemiewaffen
verwende. „Wenn wir nicht zuschlagen, ist
keine politische Lösung möglich“, warnte
der sozialistische Regierungschef. Frank-
reich geht seit Tagen verbal scharf gegen das
syrische Regime vor, will über die Fragen ei-
nes Militäreinsatzes aber nicht im Parla-
ment abstimmen lassen. Man suche derzeit
nach der „größtmöglichen Koalition“, sagte
der Sozialist. Dennoch betonte Ayrault:
„Frankreich will keine Bodentruppen ein-
setzen. Es kann keine andere Lösung geben
als die der Verhandlung.“ 

Drängen auf Abstimmung Die Konserva-
tiven drängen hingegen darauf, nur mit Zu-
stimmung des Sicherheitsrates in Syrien
einzugreifen und fordern eine Abstimmung
in der französischen Nationalversamm-
lung. „François Hollande hat das Parlament
einberufen, ohne vorher irgendeine Ent-

scheidung zu treffen. Da muss er sich nicht
wundern, wenn eine Abstimmung verlangt
wird“, sagte der Fraktionschef der größten
Oppositionspartei, der konservativen UMP,
Bruno Jacob. Gleichzeitig warf er der Regie-
rung vor, Frankreich in der Europäischen
Union isoliert zu haben.  

Öffentliche Debatte Eine Abstimmungs-
niederlage bei der Frage, ob sich das Land
an einem Militäreinsatz beteiligt, muss
François Hollande aber nicht fürchten.
Denn gemäß der Verfassung der Fünften Re-
publik entscheidet der Präsident als obers-
ter Befehlshaber der Streitkräfte alleine über
den Einsatz des Militärs. Nach der Entschei-
dung von US-Präsident Barack Obama, den
Kongress zum Militäreinsatz zu befragen,
wuchs jedoch der innenpolitische Druck
auf Hollande, eine öffentliche Debatte über
den Militäreinsatz zu führen. Die Mehrheit
der Franzosen wünscht sich, so eine Mei-
nungsumfrage im Auftrag des Medienrates
CSA, dass das Parlament über den Syrien-
einsatz abstimmt. 
Der französische Präsident dürfte bei seiner
Rede in Oradour-sur-Glane wohl auch Sy-
rien im Blick gehabt haben, als er zum deut-
schen Bundespräsidenten sagte: „Daher ist
ihre Anwesenheit, Herr Präsident, mehr als
ein Symbol, sie ist ein Versprechen, die
Menschenrechte immer dann zu verteidi-
gen, wenn sie verletzt werden, in unserer
Nähe oder weit entfernt.“ Annette Sach ❚  

Suche nach Rückendeckung
FRANKREICH Parlament debattiert zu Syrien ohne Votum  

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Kontrahenten im Kampf um das Kanzleramt: Regierungschefin Angela Merkel (CDU) (links im Bild) hofft auf eine Fortsetzung der schwarz-gelben Koalition. Herausforderer Peer Steinbrück (SPD, am Rednerpult) setzt auf eine rot-grüne Mehrheit nach der Wahl am 22. September.

E
s ist kurz vor 9 Uhr, als an die-
sem regengrauen Dienstag die
schwarzen Limousinen und
beigefarbenen Taxen am Ost-
portal des Reichstagsgebäudes
vorfahren. Voraussichtlich ein

letztes Mal in dieser 17. Legislaturperiode
sind die Abgeordneten im Parlament gefor-
dert, ganze drei Wochen vor der Bundes-
tagswahl. Mit Rollköfferchen und Assisten-
ten im Schlepptau bahnen sich die Parla-
mentarier den Weg in den wuchtigen Bau
an der Spree. Drinnen steht ein gewichtig
wirkendes Thema als einziger Punkt auf der
Tagesordnung der Sondersitzung: eine auf
dreieinhalb Stunden angesetzte Debatte
über die „Situation in Deutschland“. Die
Rednerliste mit den Spitzenvertretern von
Regierung und Koalition lässt keine Zwei-
fel aufkommen, dass nicht
Haushaltsdetails anstehen,
sondern eine letzte „Elefan-
tenrunde“ vor der Wahl am
22. September.

Die Tribüne ist voll Hun-
dertschaften an Besucher-
gruppen flankieren an die-
sem Tag den Plenarsaal, um
aus erster Hand aktuelle In-
formationen zu bekom-
men, vielleicht gar eine
Wahlempfehlung oder ein-
fach die Chance, einen Polit-Promi mal aus
der Nähe zu sehen. Den vielen Gästen auf
der Tribüne, darunter etliche Schulklassen,
wird ein beachtliches parlamentarisches
Spektakel geboten mit einer Themen-
spannbreite, die von der schweren Syrien-
Krise bis zu den schwachen Kommunalfi-
nanzen reicht.
Angela Merkel (CDU) hat sich diesmal für
das blaue Sakko entschieden, lächelt und
wirkt wie immer siegessicher. Ihre Streit-
macht, die Unionsfraktion, empfängt die
Kanzlerin vorab mit Applaus und hat der
CDU-Spitzenkandidatin schon einen ers-
ten Erfolg beschert, bevor es richtig losgeht:
Anträge der Oppositionsfraktionen von
SPD, Grünen und Linken, im Plenum auch
über die US-Spähaffäre und die Enthüllun-
gen des nach Russland geflüchteten NSA-
Experten Edward Snowden zu sprechen,
werden mit schwarz-gelber Mehrheit abge-
lehnt. 
Der scheidende Parlamentarische Ge-
schäftsführer der FDP-Fraktion, Jörg van
Essen, nutzt seinen letzten Auftritt im Bun-
destag für eine Spitze gegen die Oppositi-
on und mutmaßt, eine „rot-rot-grüne Ko-
alition“ wolle hier nur etwas aufbauschen.
Unionsfraktionsgeschäftsführer Michael
Grosse-Brömer springt dem Kollegen gleich
zur Seite und verkündet in Richtung Oppo-
sition: „Sie skandalisieren ein Thema, das

kein Skandal ist.“ Nun geht es munter zur
Sache. Auf der Tribüne sitzen die jungen
Leute und staunen.
Es ist an diesem Morgen nicht die beste TV-
Sendezeit, dafür werden die Wahlkämpfer
im Bundestag nicht wie bei den pedantisch
regulierten Rededuellen im Fernsehen von
lästigen Zwischenfragen gestoppt. Merkel
kann endlich ihren politischen Katalog vor-
tragen, ohne von Entertainer Stefan Raab
abgewürgt zu werden, und blickt in ihrer
Bilanz auf eine „ungewöhnlich herausfor-
dernde Zeit“ zurück mit Finanz-, Banken-
und Euro-Krise, dem Atomunfall in Fukus-
hima, dem Arabischen Frühling, den Kon-
flikten in Syrien, Libyen, Ägypten und Ma-
li und nicht zuletzt dem schweren Hoch-
wasser in Deutschland, das wieder rekord-
verdächtig war und so viele Existenzen

ruiniert hat.
Merkel stellt Erfolge der
Wirtschaftsmacht Deutsch-
land heraus: die niedrige
Arbeitslosigkeit und hohe
Beschäftigungsquote, den
strukturell ausgeglichenen
Haushalt, Steuereinnah-
men in Rekordhöhe und sie
kommt zu dem Schluss:
„All das ist auch das Werk
kluger Politik.“ Die Opposi-
tion jault auf ob des Selbst-
lobes der Kanzlerin, die da-

raufhin kurz von ihrem Zettel aufschaut
und klagt: „Ich trage nur Fakten vor, und da
ist schon so ein Geschrei.“ Ihre Leute sind
begeistert und wollen am Ende des rund
halbstündigen Referates gar nicht mehr
aufhören zu klatschen. Merkel wirkt zufrie-
den und lächelt nun auch mal ihrem Vize-
kanzler Philipp Rösler (FDP).

Reformen dringend nötig SPD-Spitzen-
kandidat Peer Steinbrück ist mit schwar-
zem Anzug und dunkler Krawatte erschie-
nen und gibt jetzt auch den Staatsmann.
Wo die Bundeskanzlerin zuvor auf „alles
in allem vier gute Jahre für Deutschland“
zurückgeblickt hat, konstatiert der He-
rausforderer nunmehr: „Deutschland ist
in den vier Jahren unter Wert regiert wor-
den.“ Der Regierungschefin wirft er vor,
über Ankündigungen kaum hinausge-
kommen zu sein. Steuern, Pflege, Energie-
wende, Frauenquote: „angekündigt, abge-
wartet, ausgesessen“. Das Land müsse
dringend reformiert werden angesichts ei-
ner maroden Infrastruktur, überschulde-
ten Kommunen und dem „größten Nied-
riglohnsektor in Europa“. Steinbrück wirft
der Kanzlerin vor, nur am Machterhalt in-
teressiert zu sein und angesichts der mas-
senhaft prekären Beschäftigung im Land
eine Spaltung der Gesellschaft zu riskie-
ren. „Sie sind die Architektin der Macht,

aber Sie sind nicht die Architektin des
Landes“, ruft er in den Saal. Dass die SPD
ganz im Gegensatz zur Union Steuererhö-
hungen auf hohe Einkommen angekün-
digt hat, ist vor Wahlen riskant, aber für
Steinbrück rhetorisch kein Problem. Das
Geld werde schließlich in Bildung, Kom-
munen, Infrastruktur und Schuldenabbau
investiert. Die CSU und ihren Vorsitzen-
den Horst Seehofer erwähnt Steinbrück
nur ein Mal und watscht ihn knapp ab.
Seehofer habe mit seiner Forderung nach
einer Pkw-Maut wieder einmal gezeigt,
dass er ein „Quartalsirrläufer“ sei. Merkel
schaut geradeaus und scheint sich ein Lä-
cheln zu verkneifen.

Der SPD-Kanzlerkandidat wirkt gut vorbe-
reitet, seine Pointen sitzen und er hat auch
noch ein Ass im Ärmel: Als er auf die Euro-
papolitik zu sprechen kommt, wird sein
Tonfall schneidend. Jetzt attackiert nicht
mehr der Wahlkämpfer, sondern es mahnt
der frühere Finanzminister der Großen Ko-
alition. Steinbrück klagt, Merkel habe der
SPD in einem Interview vorgehalten, euro-
papolitisch unzuverlässig zu sein und das,
obgleich die SPD bei den Entscheidungen
zur Rettung des Euro „keine Obstruktions-
politik“ betrieben, sondern „Verantwor-
tung wahrgenommen“ habe für Deutsch-
land, während Merkels Reihen nicht ge-
standen hätten. Der Vorwurf sei somit un-
redlich, sagt Steinbrück und richtet eine
deutliche Warnung an die Regierungs-
chefin. „Sie machen Gemeinsamkeiten ka-
putt, wo wir vielleicht aufeinander ange-
wiesen sind.“ Später wird Merkel ihren
Sprecher vorschicken, um den Vorwurf an
die SPD zu relativieren.

Tabubruch in Syrien Auch beim Thema
Syrien ist der Wahlkampf im Bundestag ab-
rupt zu Ende. Allen Fraktionen ist daran ge-
legen, das ernste Thema staatspolitisch ver-
antwortlich zu behandeln. 

Merkel spricht mit Blick auf den tödlichen
Giftgaseinsatz, dem auch viele Kinder
zum Opfer fielen, von einem „Tabu-
bruch“, der eine Antwort der Staatenge-
meinschaft erfordere, die freilich noch
nicht greifbar sei. FDP-Fraktionschef Rai-
ner Brüderle erinnert an die „beklemmen-
den Bilder“ aus Syrien und mahnt hier ei-
ne „sachliche Linie“ in der Debatte an.
Linksfraktionschef Gregor Gysi sieht der-
weil schon die nächste Sondersitzung des
Bundestages zum Thema Syrien näher rü-
cken. 
FDP-Spitzenkandidat Brüderle hat es an
diesem Tag vor allem auf die Grünen ab-
gesehen, denen er vorhält, die Gesellschaft

mit Verboten zu überziehen, angefangen
beim Fleischkonsum. Er spielt auf den von
Fraktionschefin Renate Künast vorgeschla-
genen „Veggi Day“ an, einen vegetarischen
Tag pro Woche. Von Wirtschaft verstünden
die Grünen hingegen nichts, was in Ba-
den-Württemberg gut zu beobachten sei,
wo die grün-rote Koalition ihren Kontroll-
pflichten beim Versorger EnBW nicht
nachkomme, moniert Brü-
derle, der gleich ein klassi-
sches Bild parat hat. „Auf-
sichtsrat sein heißt nicht,
nur Lachsschnittchen zu
essen.“
Bei Nahrungsmitteln ken-
nen sich auch die Grünen
ganz gut aus, was Spitzen-
kandidatin Katrin Göring-
Eckardt zu der Bemerkung
veranlasst: „Lieber einmal
in der Woche freiwillig Spi-
nat mit Ei als jahrelang un-
freiwillige Überwachung durch die NSA.“
Abseits dieser Einlage ist den Grünen ei-
gentlich nicht zum Scherzen zumute. Gö-
ring-Eckardt jedenfalls bescheinigt der
schwarz-gelben Koalition „vier verlorene
Jahre“ und lässt auch kein gutes Haar an

der Kanzlerin. Merkel habe keine politi-
sche Vision, und sie habe sich ihr Pro-
gramm „von der Krise schreiben lassen“.
Deutschland sei zwar reich, aber die meis-
ten Menschen hätten davon nichts. „Nein,
Deutschland geht es nicht gut, hier geht es
einigen gut, den Privilegierten“, befindet
die grüne Spitzenkandidatin und erinnert
an verbreitete Armutslöhne sowie die vie-
lerorts marode Infrastruktur. Bei der Re-
gierungschefin vermisst sie Pioniergeist
und Aufbruchstimmung: „Sie sind dabei,
das Land müde zu lächeln.“ Gysi will auch
Wahlkampf machen, findet aber, die De-
batte hätte dann ehrlicherweise gleich so
deklariert werden sollen. Während der

Linken-Frontmann darüber reflektiert,
dass mit deutscher Hilfe „der Süden
Europas ruiniert“ und hierzulande der
Mittelstand ständig zur Kasse gebeten wer-
de, lichten sich die Reihen im Rund. Un-
beirrt feuert Gysi weiter in Richtung Regie-
rungsbank, geißelt Lohndumping, Leihar-
beit und die Rente mit 67 und schmückt
seine Argumentation noch mit einer klei-

nen Provokation: „Man
kann ja noch mit 90 im
Bundestag rumdödeln, oh-
ne dass es einer merkt, aber
ein Dach decken können
sie dann nicht mehr.“

Das große Geld Auf der
Tribüne sind zufriedene
Gesichter auszumachen,
während schon ein neuer
Schub Gäste auf die Besu-
chertribünen im Plenarsaal
drängt. Ein Kleingärtnerve-

rein aus Leipzig ist extra angereist zur po-
litischen Fortbildung. Den Gartenfreun-
den war in der Debatte das Thema Syrien
wichtig und „natürlich das große Geld“,
wie ein älteres Ehepaar anmerkt. Dabei
spielt der Bundeshaushalt, der wegen der

Wahl erst im kommenden Jahr von der
neuen Regierung beschlossen werden
wird, in der Debatte nur am Rande eine
Rolle. Auch die jungen Leute, die erstmals
das Parlament von innen gesehen haben,
sind offenbar beeindruckt. Sarah, Pascal
und Annika aus Hannover jedenfalls fan-
den die hitzige Debatte „interessant“,
wählen dürfen die Jugendlichen freilich
noch nicht.

Abschied vom Bundestag Wehmut und
Nostalgie schwingen auch mit an diesem
Tag, denn viele bekannte Gesichter schei-
den aus dem Parlament aus, manche aus
eignen Stücken, andere nicht. Michael
Glos (CSU) gehört zu denen, die sich erst
noch entwöhnen müssen, wie der frühere
Wirtschaftsminister zugibt: „Ein Trinker
geht in die Trinkerheilanstalt, aber eine
Politikerheilanstalt gibt es nicht“, sagt er
und fährt gesenkten Hauptes allein im
Aufzug davon. Sein FDP-Kollege Jürgen
Koppelin, elf Jahre lang Parlamentarischer
Geschäftsführer, resümiert: „Man geht
nicht gerne, aber man geht zufrieden.“ 
Ausgesprochen gut gelaunt ist Ilse Aigner
(CSU) an diesem für sie persönlich denk-
würdigen Tag. Die Agrarministerin kehrt
der Berliner Republik den Rücken und
geht zurück nach Bayern, um dort neue
Aufgaben zu übernehmen, womöglich in
absehbarer Zukunft gar als erste Minister-
präsidentin des Freistaates. „Ich freue
mich auf Bayern“, strahlt sie – und schießt
später von der Regierungsbank aus noch
schnell ein paar Fotos zur Erinnerung.

Aufruf zur Wahl Wolfgang Thierse (SPD)
sieht nachdenklich aus, als er ein letztes
Mal auf dem erhöhten Präsidentenstuhl
Platz nimmt. Thierse blickt auf 24 Jahre
parlamentarische Arbeit zurück, von de-
nen das erste Jahr, jenes in der DDR-Volks-
kammer 1990, „sicher am aufregendsten“
gewesen sei. Eine wichtige Botschaft will
der Bundestagsvizepräsident im Plenum
noch anbringen, bevor er geht. Sein Vater,
so erzählt der 69-Jährige bewegt, habe in
seinem ganzen Leben nie frei wählen kön-
nen. Es mache ihn daher „traurig und wü-
tend“ zu sehen, wie viele Menschen auf ihr
kostbares Wahlrecht verzichteten. Es ist
13.30 Uhr, als Thierse schließlich verkün-
det: „Die Sitzung ist geschlossen.“ Alle
Parlamentarier erheben sich zu Ehren
Thierses von ihren Sitzen und applaudie-
ren. Claus Peter Kosfeld ❚

Abschied im Wahlkampf   
GENERALDEBATTE Regierung und Opposition beurteilen die Situation in Deutschland grundverschieden

»Alles in
allem waren

es vier
gute Jahre für
Deutschland.«
Bundeskanzlerin Angela

Merkel (CDU)

»Deutschland
ist in den vier
Jahren unter
Wert regiert

worden.«
SPD-Kanzlerkandidat 
Peer Steinbrück (SPD)

Schlagfertige Redner im Parlament (von links): Rainer Brüderle (FDP), Gregor Gysi (Linke), Katrin Göring-Eckardt (Grüne)
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Diese steile Abwärtskurve betrachten sie im
Finanzministerium mit Freude: Wie auf ei-
ner Rutschbahn fallen die Zinsen, die der
deutsche Staat auf seine Schuldpapiere zah-
len muss. Anfang der 1990er Jahre lag der
Durchschnittszins über sieben Prozent. Bis
zur Finanzkrise sank er auf 4,5 Prozent. Mit
der Euro-Krise gab es 2012 einen Abwärts-
schub unter drei Prozent. Die Umlaufren-
dite purzelte sogar unter 1,5 Prozent. Zeit-
weilig konnte der Bund sogar kurz laufen-
de Anleihen mit negativen Renditen ver-
kaufen, das heißt: Anleger bezahlten Geld
dafür, dass sie dem Staat Geld liehen. Der
drastische Zinsrückgang beschert dem
deutschen Staat über die Jahre eine Entlas-
tung in dreistelliger Milliardenhöhe – aber
gleichzeitig mehren sich die Klagen von
Sparern, deren Zinserträge kaum noch die
Inflation ausgleichen.

Zinsdienst stagniert Obwohl sich die
Schulden des deutschen Staates seit der
Wiedervereinigung mehr als verdoppelt ha-
ben, stagniert die Zinsdienst seit Mitte der
neunziger Jahre. Zuletzt ist er sogar kräftig
gesunken. 2010 mussten die öffentlichen
Haushalte noch 65 Milliarden Euro für Zin-
sen ausgeben, 2012 waren es nur 54,5 Mil-
liarden Euro, rechnet der Bund der Steuer-
zahler vor. 
Einen „Geldregen für den Staat“ habe die
Niedrigzinsphase gebracht, sagt der Fi-
nanzwissenschaftler Clemens Fuest, der
Präsident des Zentrums für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW). Nur 2,4 Pro-
zent von Bruttoinlandsprodukt (BIP) be-
trägt die Zinslastquote – so wenig wie lan-
ge nicht mehr, obwohl der Schuldenberg

auf 2,1 Billionen Euro, mehr als 80 Prozent
vom BIP, gestiegen ist.
Es gibt verschiedene Gründe für den Zins-
rückgang seit den 1990er Jahren. „Zum ei-
nen gibt es weltweit hohe Ersparnisse, man-
che Ökonomen sprechen sogar von einer
Sparflut (savings glut) wegen des vielen
Geldes aus China, aber auch wegen des ver-
stärkten Altersvorsorgesparens in den
OECD-Ländern“, erklärt der Wirtschafts-
weise Lars Feld. Zum anderen haben die
Zentralbanken die Leitzinsen lange Zeit
sehr niedrig gehalten und damit eine hohe
Kreditgeldschöpfung ermöglicht. In der
Krise hat die Europäische Zentralbank

(EZB) den Leitzins auf ein rekordniedriges
Niveau von 0,5 Prozent gesenkt. 
Aus Sorge um die Stabilität der Währungs-
union gab es zudem eine starke Kapital-
flucht nach Deutschland, in den „sicheren
Hafen“. Dadurch sind die Renditen für
deutsche Zinspapiere „um ungefähr einen
Prozentpunkt“, schätzt Feld, auf das Re-
kordtief gedrückt worden. 
Seit dem Jahr 2009 hat allein der Bund an-
nähernd 100 Milliarden Euro gespart durch
die günstige Verschuldungsmöglichkeit,
rechnet der Finanzwissenschaftler Jens
Boysen-Hogrefe vom Institut für Weltwirt-
schaft (IfW) vor. Auf diese Zahl kommt er

beim Vergleich der gesunkenen Zinsen für
Neuemissionen mit dem Durchschnittsni-
veau des vorangegangenen Jahrzehnts. Sei-
ne Rechnung bezieht sich auf die Ersparnis
bis ans Ende der Laufzeiten der Anleihen.
Der starke Renditeverfall hat das Finanzmi-
nisterium selbst überrascht. Ein Vergleich
der ursprünglich erwarteten mit den tat-
sächlichen Zinsen für neuen Anleihen
zeigt, dass der Bund in den Jahren 2010 bis
2014 voraussichtlich 41 Milliarden Euro
günstiger davonkommt. Dies teilte das Fi-
nanzministerium jüngst auf eine Anfrage
des SPD-Bundestagsabgeordneten Joachim
Poß mit.

Solche Zahlen nähren die Debatte darüber,
ob Deutschland in der Euro-Krise nicht nur
große Haftungsrisiken eingeht, sondern in
Wirklichkeit ein großer Profiteur ist. Die
meisten Ökonomen bezweifeln das aber.
„Die niedrigen Zinsen sind für Deutschland
kein Gewinn, sondern sie bringen vor allem
eine große Umverteilung von Sparern zu
Schuldnern“, sagt ZEW-Chef Fuest, der auch
Mitglied im Wissenschaftlichen Beitrag beim
Bundesfinanzministerium ist. „Deutschland
als Volkswirtschaft verliert sogar insgesamt
durch die niedrigen Zinsen, weil wir ein Net-
togläubiger sind“, erklärt Fuest. Die Umver-
teilung findet auch zwischen den Ländern in
Europa statt. „Das ist ja auch die beabsichtig-
te Wirkung der Niedrigzinspolitik der Euro-
päischen Zentralbank, dass Schuldner, also
die Krisenländer oder auch Banken und Un-
ternehmen mit hoher Verschuldung, entlas-
tet werden, während die Gläubiger verlie-
ren“, sagt Fuest.
Nach den Daten der Bundesbank beträgt das
Nettogeldvermögen der Deutschen fast 3,5
Billionen Euro, wovon der ganz überwiegen-
de Teil festverzinslich angelegt ist. Mit den
niedrigen Renditen, die derzeit kaum die In-
flationsrate ausgleichen oder sogar darunter
liegen, schrumpft der reale Wert der Erspar-
nisse. Eine „erzwungene Umverteilung von
den deutschen Sparern zum deutschen Staat“
findet statt, sagt der Finanzwissenschaftler
Lars Feld dazu. Laut einer Studie der Post-
bank entgehen den Sparern durch das Zins-
tief in diesem Jahr 14 Milliarden Euro, nächs-
tes Jahr beträgt der Verlust sogar 21 Milliar-
den Euro.
Das ist mehr als die Ersparnis des Bundes,
wenn man als Maßstab den Vergleich des Fi-
nanzministeriums von geplanten und tat-
sächlichen Zinszahlungen hernimmt. Dem-
nach spart der Bund durch den Renditever-
fall in diesen Jahr neun Milliarden Euro und
im kommenden Jahr 19 Milliarden gegen-
über der Finanzplanung. Der Wirtschaftswei-
se Feld spricht im Zusammenhang mit der

EZB-Niedrigzinspolitik auch von „finanziel-
ler Repression“ Denn viele institutionelle An-
leger wie Lebensversicherer und Pensions-
kassen, die ihren Sitz in der Eurozone haben,
müssen laut Finanzregulierung auf Euro lau-
tende Staatsanleihen halten.
Mehr als 40 Prozent der deutschen Geldver-
mögen liegen auf Spar- oder Terminkonten.
Gut jeder dritte Deutsche hat zudem eine ka-
pitalgedeckte Lebensversicherung. Auch bei
diesen Anlageprodukten nagt der Niedrig-
zins an der Substanz. Der Präsident des Spar-
kassenverbands, Georg Fahrenschon, klagt
schon seit längerem, dass die Billiggeldpoli-
tik der EZB zu einer „Enteignung“ der Sparer
führe. „Zinsen unterhalb der Inflationsrate
bedeuten eine Umverteilung von Gläubigern
zu Schuldnern und führen dazu, dass alle
Sparer in Europa enteignet werden“, sagt
Fahrenschon. Er fordert einen „Einstieg in
die Umkehr aus der Niedrigzinspolitik“. In
Europa dürfte dies noch länger dauern. Erst
vor kurzem hat EZB-Präsident Mario Draghi
niedrige Zinsen für eine längere Zeit verspro-
chen.

Aufwärtstrend In Amerika könnte die Zins-
wende indes schneller als gedacht kommen.
„Wenn der dort Aufschwung robust ist, wo-
rauf einiges hindeutet, kommt die Zinswen-
de“, sagt Feld. „Und das wird auch auf Europa
Auswirkungen haben, weil Kapital abfließt
und dann hier die Zinsen steigen“, sagt Feld.
„Für die Südländer kann das bedrohlich wer-
den.“ Seit Mitte des Jahres ist schon ein leich-
ter Aufwärtstrend der Zinsen weltweit be-
merkbar. Die Rendite für die deutschen zehn-
jährigen Papiere ist von 1,5 auf 1,9 Prozent
gestiegen. Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) hat angekündigt, bei Neuemissionen
auf längere Laufzeiten zu setzen, „weil wir das
günstige Zinsniveau einigermaßen für die Zu-
kunft festschreiben wollen“. Philip Plickert ❚

Der Autor ist Wirtschaftsredakteur der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung.

Das niedrige Zinsniveau bedrängt die Sparer in Deutschland
FINANZEN Experten glauben, dass die Umverteilung auf den Kapitalmärkten die südeuropäischen Länder entlastet. Amerika könnte den Rutschbahneffekt stoppen

Der Haushaltsentwurf der jetzigen Re-
gierung für das kommende Jahr war ein
Thema der Bundestagsdebatte in der ver-
gangenen Woche. Dieser verschwindet
jetzt wieder in der Schublade und ist bes-
tenfalls die Grundlage für einen neuen
Entwurf der neuen Regierung. Darüber
wird dann der neugewählte Bundestag
erst im kommenden Jahr entscheiden. Ist
die Beratung eines absehbar veralteten
Entwurfs überhaupt sinnvoll?
Das ist gängige Praxis und durchaus sinn-
voll. Turnusmäßig legt das Kabinett jedes
Jahr im Frühsommer den Entwurf  für das
kommende Haushaltsjahr vor. Dieser Ent-
wurf wird dann unmittelbar nach der Som-
merpause in den Bundestag eingebracht.
Von dieser Praxis wird auch in Wahljahren
im Prinzip nicht abgewichen, damit das neu
gewählte Parlament dann zügig in die De-
tailberatungen des Haushaltes einsteigen
kann. Ein sehr großer Teil des Haushaltsvo-
lumens ist ohnehin durch gesetzliche Leis-
tungen im Voraus fixiert. Der Teil, der über-
haupt zur Disposition steht und politisch
strittig beraten wird, ist weitaus kleiner als
man so denkt. Die Vergangenheit zeigt, dass
selbst bei einem Regierungswechsel der ein-
mal vorgelegte Entwurf keineswegs veraltet
sondern im Wesentlichen die Grundlage für
die Detailberatungen bleibt. 

Die Bundesausgaben sind in den vier
Jahren der schwarz-gelben Koalition fast
gleich geblieben. Welchen Anteil hat die
FDP daran?
Der Anteil der FDP war ganz entscheidend.
Die FDP ist personifizierte Ausgabenbrem-
se dieser Koalition! Der Haushalt 2010 war
der erste, den die schwarz-gelbe Koalition
zu verantworten hatte. Im Zeitraum 2010
bis 2014 haben wir die Bundesausgaben um
8,3 Milliarden Euro gesenkt. Das ist in je-
dem Fall ein historischer Erfolg! Das hat
noch keine Vorgängerregierung geschafft.
Unter Rot-Grün sind die Ausgaben um 13
Milliarden Euro gestiegen, unter der Gro-
ßen Koalition sogar um 31,3 Milliarden.

Die Opposition wirft der Regierung
vor, im Entwurf Risiken zu verschleiern.
Sehen Sie das auch so?
Nein. Es können nur solche Risiken berück-
sichtigt werden, die auch bekannt und
quantifizierbar sind. Der vorliegende Haus-
haltsentwurf orientiert sich an den Grund-
sätzen der Haushaltsklarheit und der Haus-
haltswahrheit. Weder werden Planansätze
künstlich verbessert noch werden realitäts-
ferne Hoffnungswerte und Schätzansätze
unterstellt, um die Nettokreditaufnahme
möglichst niedrig erscheinen zu lassen. 

Die Euro-Krise ist noch nicht gelöst.
Welche Belastungen kommen dadurch
noch auf den Bundesbürger zu?

Sie ist in der Tat noch nicht gelöst. Deutsch-
land versucht alles, damit es nicht zu zusätz-
lichen Belastungen kommt. Deshalb wur-
den ja die Rettungspakete geschnürt. Wir
sind insgesamt auf einem guten Weg, aber
natürlich kann niemand ausschließen, dass
auf diesem Weg weitere Schwierigkeiten
und Rückschläge auftauchen. 

Ab 2015 ist keine Nettokreditaufnah-
me mehr vorgesehen. Wird der ausgegli-
chene Haushalt zum Dauerzustand, und
werden die Staatsschulden reduziert? 
Das ist der Plan. Im Zeitraum 2015 bis 2017
sind Überschüsse in Höhe von insgesamt
15 Milliarden Euro vorgesehen.  Wir verfol-
gen in der Haushaltspolitik einen Drei-
klang: Schulden abbauen, Bürger entlasten
und Investitionen stärken. Diese drei Ziele
müssen gegeneinander abgewogen und in
ein gutes Verhältnis gebracht werden. 

In der mittelfristigen Finanzplanung
fällt auf, dass die Zuschüsse an die Ren-
tenversicherung stark steigen, während
zum Beispiel Verkehrsausgaben reduziert
werden sollen. Ist es richtig, mehr auf
Konsum und weniger auf Investitionen zu
setzen? 
Es ist richtig, dass die Ausgaben für die Ren-
te in der Haushaltstechnik als Konsum zäh-
len. Diese Ausgaben werden unausweich-
lich schon aus demographischen Gründen
steigen. Außerdem handelt es sich um ge-
setzlich abgesicherte Leistungen, auf die ein
Anspruch besteht. Wenn man aber gleich-
zeitig  das Ausgabenniveau insgesamt de-
ckeln, Schulden abbauen und Steuererhö-
hungen vermeiden will, dann geht das zu
Lasten anderer Ausgabenbereiche. Deshalb
haben die Investitionsausgaben gegenwär-
tig nicht den Umfang, der eigentlich wün-
schenswert wäre.  

Was bedeutet es , wenn die Zinsen wie-
der steigen? 
Wenn die Zinsen wieder ansteigen, dann
werden entweder die Überschüsse sinken
oder es werden zusätzliche Einsparungen
nötig. In jedem Fall wird es zu einer Neube-
wertung des Haushaltes und der mittelfris-
tigen Finanzplanung kommen müssen. 

Eine Nachfrage zu den Zinsen. Der Fi-
nanzminister spart zwischen 2010 und
2014 rund 40 Milliarden Euro Zinskosten
im Haushalt. Umgekehrt sind die ersten
Lebensversicherungen, die das Geld der
Versicherten in deutschen Staatspapieren
angelegt haben, in Schwierigkeiten gera-
ten. Wie lange ist es noch möglich, im
Zinstal zu bleiben?
Auch wenn die EZB möglicherweise im Lau-
fe des nächsten Jahres den Leitzins wieder
anhebt, gehe ich davon aus, dass das Zins-
niveau nicht wieder die früher übliche Hö-

he erreichen wird. Ich erwarte allenfalls ei-
nen maßvollen Anstieg. Ein guter Haus-
haltspolitiker muss das einkalkulieren. Zu-
sätzliche Lasten für den Bundeshaushalt
wird man im Rahmen des allgemein übli-
chen Haushaltsgebarens  bewältigen kön-
nen. Solange es der deutschen Politik ge-
lingt, das erreichte Niveau an wirtschaftli-
cher und finanzieller Stabilität zu halten,
wird aber das Gefälle im Verhältnis zum
Zinsniveau  anderer Euro-Ländern bestehen
bleiben.

Der 17. Deutsche Bundestag ist in der
vergangenen Woche zum letzten Mal zu ei-
ner Sitzung zusammengekommen. Viele
Abgeordnete scheiden aus. Wie war die At-
mosphäre?

Die Atmosphäre der letzen Sitzung war in
erster Linie von dem Eintritt in die heiße
Phase des Wahlkampfes geprägt. Auch die-
jenigen Abgeordneten, die bereits wissen,
dass sie dem nächsten Bundestag nicht
mehr angehören werden, brachten sich in
die Auseinandersetzungen voll mit ein. Für
Wehmut oder Abschiedsschmerz blieb da
kein Raum. 

Sie waren von 1991 bis 1998 Vorsitzen-
der der FDP-Fraktion.  Wie ist Ihnen die-
se Zeit in Erinnerung?
Das war eine spannende, ja aufregende Zeit.
In den Jahren nach dem Mauerfall und dem
Ende des Kalten Krieges waren wir im Bun-
destag mit dem Gestaltung der Deutschen
Einheit befasst – und das auf allen Ebenen

und in allen Bereichen. Diese große Heraus-
forderung habe ich damals gern angenom-
men und bin froh, persönlich an der Ver-
wirklichung der Einheit mitgearbeitet zu
haben. Eine wahrhaft historische Chance!

Wie hat sich die politische Arbeit in
Berlin seitdem geändert?
Als ich im Jahre 1980 in den Bundestag ein-
zog, gab es in Deutschland ein stabiles Drei-
parteiensystem, heute gibt es im Bundestag
fünf Fraktionen. Die Anforderungen an die
Abgeordneten sind seither komplexer ge-
worden, nicht selten kurzatmiger. Als Be-
schleuniger wirken hierbei die neuen Kom-
munikationsmitteln und die Tatsache, dass
Ereignisse im Augenblick ihres Geschehens
über die digitalen Medien weltumspannend

verbreitet werden können. Dadurch hat in
der Politik, aber auch in den Medien der
Druck zugenommen, schnell zu reagieren.
Die Möglichkeit, sich über ein aktuelles Er-
eignis erst einmal detailliert zu informieren,
um dann erst zu reagieren, gibt es häufig
nicht. Genau das unterscheidet auch Bonn
von Berlin. Bonn ist für mich nach wie vor
Symbol einer nachdenklicheren, gelassene-
ren, aber auch etwas behäbigeren Politik. In
Berlin dagegen hat sich die mediale Auf-
merksamkeit vervielfacht – und das ist in
der politischen Arbeit aller Fraktionen deut-
lich erkennbar. 

Seit 1998 sind Sie Vizepräsident des
Bundestages. Im Präsidium müssen Sie
eng mit Ihren Kollegen aller Fraktionen
zusammenarbeiten. Wie klappt das?
Das klappt sehr gut. Das Bundestagspräsidi-
um ist ein Gremium, in dem das Parlament
als Ganzes im Vordergrund steht und nicht
die einzelnen Fraktionen und deren jewei-
lige politische Ausrichtung. Gemeinsam mit
den Mitarbeitern der Bundestagsverwaltung
kümmern wir uns darum, dass die Arbeit
des Parlamentes ohne Reibungsverluste
funktioniert und ein Stil gewahrt wird, der
der Bedeutung des Parlaments als einzigem
Träger einer direkten Legitimation gerecht
wird.

Was macht für Sie den besonderen Reiz
der Arbeit im Parlament aus?
In meiner Tätigkeit als Parlamentarier war
mir immer wichtig, einen vernünftigen Bei-
trag für die Entwicklung unseres Landes und
seiner Bewohner zu leisten. Im Bundestag
werden genau dafür die Weichen gestellt:
Hier werden die Gesetze eingebracht und
verabschiedet, die dafür sorgen sollen, dass
sich unser Zusammenleben in allen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Bereichen
in eine gute Richtung entwickelt ohne sich
dabei schulmeisterlich in die persönliche
Belange der Menschen einzumischen. 

Würden Sie nach 33 Jahren im Parla-
ment jungen Menschen empfehlen, ein
Bundestagsmandat anzustreben?
Ja, absolut! Das würde ich! Aber ich würde
ihnen auch sagen, dass es eine inhaltlich äu-
ßerst anspruchsvolle Tätigkeit ist und kein
„Job“, den man von neun Uhr morgens bis
fünf Uhr nachmittags ausübt. Wer Leiden-
schaft, Disziplin und Frustrationstoleranz
mitbringt, eine gute Analysefähigkeit, Fleiß
und Menschenkenntnis, der kann es weit
bringen. Nicht zu vergessen: Manchmal
braucht man als Abgeordneter beziehungs-
weise als Politiker auch ein dickes Fell. Öf-
fentlichkeit und Medien gehen mit Politi-
kern nicht gerade zimperlich um.

Das Interview führten Michael Klein
und Hans-Jürgen Leersch. ❚

»Kein Raum für Wehmut«
INTERVIEW Bundestagsvizepräsident Hermann Otto Solms (FDP) sieht historische Erfolge in der Haushaltspolitik

Hermann Otto Solms (73, FDP) ist Vizepräsident des Deutschen Bundestages. Dem Parlament gehört er seit 1980 an.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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P
olitik braucht einen Plan, der
auch nach einer Bundestags-
wahl gültig ist. Das gilt vor al-
len für den Haushalt. Wie in
jedem Jahr hat auch diesmal
das Bundeskabinett Ende Juni

einen Haushalt für das kommenden Jahr
verabschiedet. Dieser Etatentwurf 2014
(17/14300), der den Bundestag im August
erreichte, kann in Wahljahren vom Parla-
ment nicht mehr verabschiedet werden und
fällt deshalb der sogenannten Diskontinui-
tät zum Opfer. Trotzdem war die Arbeit
nicht umsonst: Der Entwurf bildet das Ge-
rüst für die Etatplanungen der neuen Regie-
rung für das kommenden Jahr – wer auch
immer an der Regierung beteiligt ist. 
Der Bund soll danach 2014 nur noch 295,4
Milliarden Euro ausgeben können (2013:
310 Milliarden Euro). Die Steuereinnahmen
sollen von 260,6 Milliarden Euro auf 268,7
Milliarden Euro steigen und die Nettokre-
ditaufnahme von 25,1 Milliarden Euro auf
6,2 Milliarden Euro zurückgehen. Von der
Neuverschuldung entfallen allein 4,3 Milli-
arden Euro auf die Einzahlung an den Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus ESM.  
Den größten Einzeletat hat  das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales, dessen
Ausgaben von rund 119,2 Milliarden Euro
auf 120,7 Milliarden Euro steigen sollen.

Die Ausgaben für Bildung und Forschung
sollen um 224,3 auf knapp 14 Milliarden
Euro angehoben werden. Auch die Ausga-
ben des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frau und Jugend sollen steigen:
von knapp 6,9 Milliarden Euro auf 7,2 Mil-
liarden Euro. Dagegen sollen die Ausgaben
das Bundesministeriums für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung um knapp  eine Mil-
liarde Euro fallen und nur noch  25,4 Mil-
liarden Euro betragen. Auch der Verteidi-
gungsetat soll um 422 Millionen Euro auf
32,8 Milliarden Euro sinken.

Ausgaben fast unverändert Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)
wies in der vergangenen Woche in der De-
batte zur Situation in Deutschland darauf
hin, dass insgesamt die Ausgaben in den
vergangenen vier Jahren der schwarz-gelben
Koalition „in etwa“ gleich geblieben seien,
obwohl unvorhersehbare Zahlungen zum
Beispiel für die Euro-Rettung und die Fol-
gen der Hochwasserkatastrophe in diesem
Jahr geleistet werden mussten. 
Trotz dieser Ausgaben-Disziplin ging es laut
Schäuble wirtschaftlich voran. So habe
Deutschland in diesem Jahr die niedrigste
Arbeitslosenquote seit der Wiedervereini-
gung, und die Einkommen seien in den ver-
gangenen drei Jahren um durchschnittlich

drei Prozent gewachsen. Dies alles sei eine
Folge der „Politik der konsequenten Haus-
haltskonsolidierung“, betonte er.
Diese Politik soll nicht nur im kommenden
Jahr, sondern auch in den Folgejahren fort-
gesetzt werden, denn der Bund will ab dem
Jahr 2015 keine neuen Schulden mehr ma-
chen. Auch für die folgenden Jahre 2016
und 2017 wird keine Nettokreditaufnahme
mehr erwartet, wie aus dem  Finanzplan des
Bundes 2013 bis 2017 (17/14301) hervor-
geht. Es werden sogar Überschüsse prognos-
tiziert. Diese sollen 2015 bei 200 Millionen
Euro liegen und ein Jahr später auf 5,2 Mil-
liarden Euro steigen. Für 2017 wird ein
Überschuss von 9,6 Milliarden Euro erwar-
tet. Diese Überschüsse sollen zur Schulden-
tilgung verwendet werden – wenn der Plan
Wirklichkeit werden sollte.
Die Ausgaben des Bundes sollen bis 2017
nur gering steigen. Die mittelfristige Finanz-
planung sieht für 2015 Ausgaben in Höhe
von 299,6 Milliarden Euro vor, 2016 sind
308,3 Milliarden Euro und 2017 insgesamt
317,7 Milliarden eingeplant. Die Schulden-
standsquote, die im vergangenen Jahr bei
81,9 Prozent des Bruttoinlandsprodukts lag,
soll durch die positive Entwicklung der öf-
fentlichen Haushalte bis 2017 auf weniger
als 70 Prozent sinken. Allerdings sollen die
Zinsausgaben, die im kommenden Jahr auf

29,074 Milliarden Euro veranschlagt wer-
den, bis 2017 auf 34,164 Milliarden Euro
steigen. 

Weniger für Infrastruktur Bei den einzel-
nen Ausgabenbereichen werden zum Teil
größere Veränderungen erwartet. So sollen
die im Haushaltsentwurf für 2014 vorgese-
henen Ausgaben für die Rentenversicherun-
gen von 82,51 Milliarden Euro bis 2017 auf
90,12 Milliarden Euro erhöht werden. Auch
die familienpolitischen Leistungen sollen
von 5,9 Milliarden Euro auf 7,12 Milliarden

Euro ansteigen. Dagegen sollen die Ausga-
ben für Verteidigung von 27,8 Milliarden
Euro auf 27,23 Milliarden Euro im Jahr
2017 zurückgehen. 
Leicht sinken sollen auch die Verkehrsaus-
gaben. Während die Mittel für Bundesfern-
straßen mit 5,28 Milliarden Euro von 2014
bis 2017 unverändert bleiben sollen, ist bei
den Ausgaben für die Eisenbahnen des Bun-
des eine Reduzierung von 10,05 Milliarden
Euro auf 9,97 Milliarden Euro vorgesehen.
Die Bundesregierung geht für den Zeitraum
bis 2017 von einem jährlichen Wachstum

des Bruttoinlandsprodukts von 1,4 Prozent
aus. „Eine Verschärfung der Staatsschulden-
krise im Euroraum stellt das Hauptrisiko für
die wirtschaftliche Entwicklung im Progno-
sezeitraum dar. Erlahmt der Reformeifer der
Krisenländer und geht in der Folge das
Marktvertrauen in den Anpassungswillen
der Mitgliedstaaten zurück, könnte sich die
Verunsicherung von Investoren und Konsu-
menten erhöhen und die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung belasten“, schreibt die
Regierung in ihrer Unterrichtung zur mittel-
fristigen Finanzplanung. 
Schäuble wollte sich im Bundestag jeden-
falls noch nicht festlegen, wie es mit der Hil-
fe für Griechenland im kommenden Jahr
weitergehen wird. Er habe bisher entgegen
anderslautenden Meldungen kein weiteres
Hilfspaket für Griechenland angekündigt,
sagte er vor den Abgeordneten. Über eine
„möglicherweise existierende Finanzie-
rungslücke“ im Griechenlandprogramm
könne erst Mitte des kommenden Jahres ge-
redet werden.   Michael Klein ❚
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Weniger Ausgaben und Schulden
HAUSHALT Etatentwurf für 2014 vorgelegt. Gerüst für Planungen der neuen Regierung nach der Wahl

Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) blickt optimistisch in die Zukunft.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

>STICHWORT

> Ausgaben Nach den Plänen der derzeitigen Regierung soll der Bund im kommenden Jahr
295,4 Milliarden Euro ausgeben können. Das sind 14,6 Milliarden Euro weniger als für die-
ses Jahr eingeplant ist.

> Neuverschuldung Die Nettokreditaufnahme soll im kommenden Jahr 4,3 Milliarden Euro
betragen (2013: 25,1 Milliarden Euro). Damit wäre der Bundesetat nach den Regeln der
Schuldengrenze strukturell ausgeglichen.

> Mittelfristige Finanzplanung Damit wird das längerfristige finanzpolitische Programm
der Regierung abgebildet. Sie bezieht sich auf einen Zeitraum von fünf Jahren.

HAUSHALTSENTWURF 2014 – Handlungsgerüst für die neue Regierung
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>Heinrich Gewandt ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1957-1976,
CDU
Am 11. August starb Heinrich Gewandt im 
Alter von 87 Jahren. Der aus Hamburg gebür-
tige Drogist und Exportkaufmann trat nach
dem Krieg der CDU bei, war von 1949 bis
1956 Landesvorsitzender der Hamburger
Jungen Union und wurde 1951 in den CDU-
Landesvorstand gewählt. Von 1953 bis 1957
gehörte er der Hamburger Bürgerschaft an.
Der Mittelstandsexperte der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion amtierte von 1969 bis 1980
als Präsident des deutschen Drogistenver-
bands und von 1971 bis 1983 als Präsident
der Konföderation europäischer Drogisten-
verbände. Im Bundestag arbeitete Gewandt
im Haushaltsausschuss sowie im Wirtschafts-
ausschuss mit.

>Günther Metzger ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1969-1976,
SPD
Günther Metzger starb am 18. August im
Alter von 80 Jahren. Der Rechtsanwalt und
Notar aus Darmstadt, SPD-Mitglied seit
1956, war von 1981 bis 1993, wie schon zu-
vor sein Vater Ludwig von 1945 bis 1950,
Oberbürgermeister seiner Heimatstadt.
Metzger, Direktkandidat des gleichnamigen
Wahlkreises und von 1973 bis 1976 stellver-
tretender Vorsitzender der SPD-Bundestags-
fraktion, gehörte in beiden Wahlperioden
dem Rechtsausschuss an. Als Gründungsmit-
glied des Seeheimer Kreises in der SPD 
zählte er zu den einflussreichen Persönlich-
keiten des rechten Parteiflügels. Sein Vater
war von 1953 bis 1969 gleichfalls Bundes-
tagsabgeordneter der SPD.

>Wolfgang Lüder ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1987-1994,
FDP
Am 19. August starb Wolfgang Lüder im 
Alter von 76 Jahren. Der Berliner Rechtsan-
walt und Notar, FDP-Mitglied seit 1962, war
von 1968 bis 1970 Bundesvorsitzender der
Jungdemokraten. Von 1970 bis 1988 und
1990/91 gehörte er dem Bundesvorstand 
seiner Partei an und stand von 1971 bis 1981
an der Spitze der Berliner FDP. Als Berliner 
Senator für Wirtschaft und Verkehr amtierte
Lüder von 1975 bis 1981 und von 1976 bis
1981 zugleich als Stellvertreter des Regieren-
den Bürgermeisters. Im Bundestag engagier-
te er sich im Innenausschuss, dessen stellver-
tretender Vorsitzender er von 1990 bis 1994
war. Als Verfasser des „Berlin-Antrags“ war
Lüder wesentlich an der Entscheidung des
Bundestags über den Umzug an die Spree be-
teiligt. Im vergangenen Jahr wurde er mit der
Würde eines Stadtältesten von Berlin 
ausgezeichnet.

>Oskar Lafontaine
Bundestagsabgeordneter 1994, 1998-
1999, SPD, 2005-2009, Die Linke
Am 16. September vollendet Oskar Lafontai-
ne sein 70. Lebensjahr. Der aus Saarlouis 
gebürtige Diplom-Physiker trat 1966 der SPD
bei, war von 1971 bis 1977 Vorsitzender im
Unterbezirk Saarbrücken-Stadt und stand
von 1977 bis 1996 an der Spitze der Saar-
SPD. Dem Bundesvorstand seiner Partei ge-
hörte er von 1979 bis 1999 an und war ihr
Vorsitzender als Nachfolger Rudolf Schar-
pings von Ende 1995 bis März 1999.
Lafontaine blickt auf eine lange und heute
selten gewordene kommunal-, landes- und
bundespolitische Laufbahn zurück. Von 1976
bis 1985 amtierte er als Saarbrücker Ober-
bürgermeister, von 1970 bis 1975 war er
saarländischer Landtagsabgeordneter und
schließlich von 1985 bis 1998 Ministerpräsi-
dent des Saarlandes. Als Bundesfinanzminis-
ter amtierte er 1998/99.
Lafontaine trat am 11. März 1999 von allen
Ämtern zurück. Mangelnde Koordinierung
der Regierungsarbeit, die Auseinanderset-
zung um die Steuerpolitik und nicht zuletzt
die Beteiligung der Bundeswehr am Balkan-
krieg brachte er dafür als Gründe vor.
Am 24. Mai 2005 verließ der Spitzenkandi-
dat seiner Partei bei der Bundestagswahl
1990 aufgrund anhaltender unüberbrück-
barer inhaltlicher Differenzen mit der Regie-
rungsarbeit Bundeskanzler Schröders die
SPD und trat der neu gegründeten Partei 
„Arbeit und soziale Gerechtigkeit – die
Wahlalternative (WASG)“ bei. Nach deren
Zusammenschluss mit der Partei Die Linke
stand Lafontaine von 2007 bis 2010 zusam-
men mit Lothar Bisky an der Spitze der 
Partei. Mit Gregor Gysi führte er von 2005 
bis 2009 die Bundestagsfraktion. Nach vo-
rübergehendem Rückzug aus der Politik
aufgrund gesundheitlicher Beeinträchti-
gung ist Lafontaine zur Zeit Mitglied des
saarländischen Landtags und Fraktionsvor-
sitzender der Linken. Eine Rückkehr in den
Bundestag lehnte er ab. bmh ❚

Einer der wichtigsten Akteure der Veranstaltung war nicht
dabei: Der Abgeordnete Jakob Maria Mierscheid sei leider
abwesend, sagte Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) mit einem Schmunzeln. Der „zurecht berühmte
Kollege“ befinde sich derzeit mitten im Wahlkampf, und
den könne er nicht unterbrechen. So oblag es Norbert
Lammert vergangene Woche, die neu gestaltete historische
Ausstellung des Bundestages über das parlamentarische
System in Deutschland ohne seinen fiktiven Kollegen zu
eröffnen. 
Die Dauerausstellung „Wege – Irrwege – Umwege“ im
deutschen Dom existiert schon seit mehr als zehn Jahren.
Sie zeigt auf fünf Ebenen die historische Entwicklung des
parlamentarischen Systems in Deutschland. Der Bereich
über das parlamentarische Geschehen seit 1949 wurde
jetzt neu konzipiert und ausstellungtechnisch moderni-
siert. Lammert sagte, dass die Ausstellung nach dem Um-
bau nun einen spielerischen und benutzerfreundlichen
Zugang zu einem ansonsten abstrakten Thema biete. „Das
ist eine schöne Möglichkeit, dem Parlament zu Leibe zu
rücken.“ Er wünsche sich, dass die Besucher der Ausstel-

lung einen möglichst wirklichkeitsnahen Eindruck vom
deutschen Parlament gewinnen. 
Im Beisein von Bundestagsvizepräsident Eduard Oswald
(CSU) erklärte Lammert weiter, es sei ein schöner Zufall,
dass die Eröffnung gerade am letzten Plenartag stattfinde,
„da sie gerade dokumentiert, dass sich das parlamentari-
sche System über Legislaturperioden hinweg kontinuier-
lich weiterentwickelt und verändert.“ Dies zu verdeutli-
chen, sei der Ausstellung in bemerkenswerter Weise 
gelungen.  
Anhand des fiktiven Parlamentariers Jakob Mierscheid
können sich die Besucher über die Arbeit eines Bundes-
tagsabgeordneten informieren. „Mierscheid stellt in der
Ausstellung stellvertretend für alle Abgeordneten den Ar-
beitsalltag in einer Sitzungswoche nach“, erklärt Birgid
Aschinger, Leiterin des Besucherdienstes des Bundestages,
das Konzept. Kurze Filme zeigen ihn auf seinen Wegen
durch die Gebäude des Bundestages. Zu sehen sind außer-
dem Mierscheids Abgeordnetenausweis oder seine Stimm-
karte bei Abstimmungen im Plenum. Herzstück der Aus-
stellung ist ein nachgestalteter Plenarsaal in Miniaturfor-

mat, inklusive Bundestagsadler, Flaggen und Mikrofon am
Rednerpult. Hier können die Besucher einmal selbst Par-
lamentarier sein. 
Doch die Ausstellung hat nicht nur spielerischen, sondern
auch dokumentarischen Charakter. Auf einer interaktiven
Zeittafel sind wichtige Daten und Ereignisse des deutschen
Parlamentarismus seit 1949 vermerkt. Wer sie berührt, er-
hält in einem Fenster zusätzliche Informationen, wie bei-
spielsweise Fotos, Statistiken oder alten Wochenschau-
clips. „Insgesamt sind auf der Zeitachse 360 Stationen mit
Text und Bild versehen, die alle in Eigenarbeit vom Bun-
destag erstellt worden sind“, sagt Andreas Baasner, Leiter
des Ausstellungsbüros. Auf einer interaktiven Landkarte
Deutschlands können sich die Gäste über sämtliche Wahl-
kreise informieren. Zu sehen sind weiterhin viele Original-
ausstellungsstücke aus der Parlamentsgeschichte, bei-
spielsweise ein Stuhl aus dem alten Plenarsaal in Bonn
oder Fräcke der Saaldiener. 
Die Ausstellung ist jeweils dienstags bis sonntags von 10 bis
18 Uhr (von Mai bis September bis 19 Uhr), montags nur an
Feiertagen geöffnet. Der Eintritt ist frei. jbb ❚

Parlamentsausstellung eröffnet  

ORTSTERMIN: HISTORISCHE DAUERAUSSTELLUNG IM DEUTSCHEN DOM

Beginn einer
Freundschaft 
14. September 1958: De Gaulle emp-
fängt Adenauer „Ich war von großer Sor-
ge erfüllt, denn ich befürchtete, die Denk-
weise von de Gaulle wäre von der meini-
gen so grundverschieden, dass eine Ver-
ständigung zwischen uns beiden
außerordentlich schwierig wäre.“ Mit ge-
mischten Gefühlen reiste Konrad Aden-
auer (CDU) am 14. September 1958 nach
La Boisserie, dem Landsitz Charles de
Gaulles in Colombey-les-deux-Églises.
Doch was dann beim ersten Treffen des
Kanzlers mit dem damaligen Ministerprä-
sidenten Frankreichs geschah, wird heute
von einigen Historikern als „Wunder von
Colombey“ bezeichnet: „Der alte Franzo-
se und der sehr alte Deutsche“, wie de

Gaulle sich und Adenauer in seinen Me-
moiren bezeichnete, verstanden sich auf
Anhieb. Persönlich und politisch. Das
Treffen gilt als Beginn der deutsch-franzö-
sischen Freundschaft, die fünf Jahre später
mit dem Élysée-Vertrag besiegelt wurde.
Dabei hatte sich de Gaulle Anfang der
1950er Jahre noch gegen einen Nato-Bei-
tritt der Bundesrepublik ausgesprochen
und eine deutsche Beteiligung an einer
europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
abgelehnt. Umso überraschender war es,
dass er den Kanzler in sein privates Land-
haus einlud – eine Ehre, die keinem an-
deren Staatsmann jemals zuteil wurde.
Zwei Tage verbrachte Adenauer bei de
Gaulle. Seine Bedenken waren danach
zerstreut: Der Kanzler war auf das „ange-
nehmste überrascht“. Dass de Gaulles
Frau Adenauer angeblich nur das „All-
tagsmenü“ und den „üblichen Bordeaux“
servieren ließ, störte die Atmosphäre of-
fensichtlich nicht. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 16. September.

So mancher Beobachter meint ja,
dieser Wahlkampf komme nicht in
Fahrt, finde gar nicht statt oder hän-
ge in den Ketten. Daran scheint zu-

mindest eine Beobachtung richtig zu sein:
die mit den Ketten. Eine lange Kette von
Versäumnissen wirft zum Beispiel der sozi-
aldemokratische Herausforderer Peer
Steinbrück Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel vor. Von einer unglücklichen Pannen-
Verkettung sprechen wiederum seine Kriti-
ker, was Steinbrück seinerseits mit einem
selbstbewussten „Hätte, hätte, Fahrradket-
te“ zu parieren pflegt. 
In den kriselnden Ländern Europas reichen
die Verkettungen viel weiter, dort hängt das
Wachstum durch wie Ketten. Die Konse-
quenz: Menschenketten auf den Straßen.
Und der Vorwurf, Deutschland lege halb
Europa – in Ketten. Eine Kettenreaktion
beim Euro fürchten Merkel wie Steinbrück
übrigens beide. Auch, dass Banken an die
Kette gehören, ist Konsens (die Länge der
Kette allerdings nicht). Beim Fernsehduell
setzte man beiden eine Moderatoren-Vie-
rerkette vor die Nase, und im Anschluss
sprach halb Deutschland selbstredend wie-
der über eine Kette, eine schwarz-gelb-rote
nämlich, die Angela Merkel zum Duell an-
gelegt hatte. Während die Amtsinhaberin
damit also ein gutes Händchen beweist,
muss sich auch Peer Steinbrück in Ketten-
Angelegenheiten nicht verstecken: Seine
Partei versteht sich schon aus ihrer langen
Geschichte heraus auf das Sprengen von
Fesseln und Ketten. Gegen die Gebirgsket-
ten, die Angela Merkels Popularitätswerte
aufwerfen, hat der Herausforderer aller-
dings bisher kein Rezept gefunden. Wenn
er bis zum 22. September keines findet,
könnte es den Deutschen mit der Bundes-
kanzlerin übrigens wie mit einer Kette er-
gehen: Die Fans schmücken sich mit ihr  –
die Kritiker hätten sie vier weitere Jahre am
Hals. Alexander Heinrich ❚

Im Zeichen 
der Kette

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 55 JAHREN ...

Charles de Gaulle begrüßt Konrad
Adenauer auf seinem Landsitz.

Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) eröffnete die neu gestaltete historische Dauerausstellung in ihrem Herzstück, einem dem Original nachempfundenen Miniaturplenarsaal.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Zur Ausgabe 32-33 vom 5.8.2013, „Jus-
tieren im Betriebssystem“ auf Seite 1:
Das Essay auf der ersten Seite bringt es sehr
treffend auf den Punkt: Politikverdrossen-
heit ist nicht etwas, das einfach so vom
Himmel fällt, sondern langfristig gewach-
sen ist. Sie ließe sich aber auch sehr wirk-
sam bekämpfen, und zwar durch die Parla-
mentarier selbst. Helfen würde zum Bei-
spiel eine größtmögliche Transparenz bei
den Nebentätigkeiten der Abgeordneten,
die Einführung eines Lobbyistenregisters so-
wie eine längst überfällige konsequente
Umsetzung der Antikorruptionsrichtlinie
der UN in nationales Recht. Das würde er-
heblich zur Reputation eines jeden Abge-
ordneten beitragen. Des-
halb muss endlich ein Ruck
durch den Bundestag gehen,
müssen die eigenen Nor-
men internationalen Stan-
dards angepasst werden, da-
mit die Menschen im Land,
die immer auf „die da oben“
schimpfen, keine Argumen-
te mehr haben! 

Rasmus Ph. Helt, 
Hamburg

Zur Ausgabe 32-33 vom
19.8.2013, „Mündig ge-
nug“ auf Seite 2:
Im Gegensatz zur Autorin
des Kommentars können
wir das ursprüngliche Argu-
ment gegen Plebiszite auf
Bundesebene, den Zweifel
an der „Intelligenz des
Schwarms“, nachdem das
Volk zu leicht von Demago-
gen verführt werden kann,
auch 70 Jahre später durch-
aus noch nachvollziehen.
Heute ist die Soße vielleicht
nicht mehr so braun, aber
sie mag andere Farben ange-
nommen haben, die nicht
viel weniger menschenver-
achtend und damit schädi-
gend für die Gesellschaft
und das Miteinander der
Menschen sind. Komplexe
Themen sehen wir besser

beim Abgeordnetenprinzip aufgehoben,
das ja ebenfalls Beteiligung und Dialog er-
laubt.

Familie Seiter, 
per E-Mail

Zur Ausgabe 34-36 vom 19.8.2013,
„Bürgerschaftliches Engagement“
Deutschland hat im Gegensatz zu den USA
ein verhältnismäßig geringes bürgerschaftli-
ches Engagement im Nonprofitsektor. Ursa-
chen dafür sind unter anderem das wesent-
lich umfangreichere Sozialsystem in
Deutschland, die höhere Bevölkerungsdich-
te und eine bessere Absicherung der Arbeits-
verhältnisse. Weitere Ursachen mögen auch

darin bestehen, dass moderne Gesellschaf-
ten – wie die deutsche – Wohlstands- und
Wohlfahrtsgesellschaften sind, die individu-
elle Lebensentfaltung bereithalten und da-
mit auf Prinzipien der Vereinzelung und der
Dekonstruktion sozialer Beziehungen mit
Entsolidarisierungseffekt verweisen. Zusätz-
lich lässt die politische Forderung nach
mehr Eigenverantwortlichkeit der Bürger
die sozialen Werte und das Interesse am Ge-
meinwesen schwinden. 
Die ehrenamtliche Arbeit beziehungsweise
Bürgerarbeit, verortet unter dem Begriff
„Dritter Sektor“ (Nonprofitsektor), wird al-
lerdings immer wieder situationsbedingt in
die arbeitsmarktpolitische Diskussion ein-

bezogen, da hier jenseits von arbeitsmarkt-
politischer Verantwortung neue Tätigkeits-
felder im Sozialbereich geschaffen werden
können. Es ist dennoch kein Eldorado für
Arbeitslose, obwohl einige dieser Tätigkei-
ten vergütet werden. Und ob wir vielleicht
durch eine generelle Zahlung von einem ge-
ringen Bürgergeld für jegliche Mitarbeit zu
einer Mitmach-Gesellschaft oder Bürgerge-
sellschaft heranreifen, ist zu bezweifeln.
Wie gut der gesellschaftliche Zusammenhalt
aber trotzdem in Krisensituationen funktio-
niert, hat die diesjährige Hochwasserkata-
strophe wieder einmal gezeigt.

Hans-Dieter Seul, 
Berlin

Zur Ausgabe 34-36 vom
19.8.2013, „Ein Jahr ge-
meinnützige Arbeit“ auf
Seite 6:
Ich bin sehr von Ihrer Son-
derausgabe zum Thema „Im
Dienste der Allgemeinheit:
Ehrenamt und Stiftung“ an-
getan, denn Bürgerengage-
ment ist mein tägliches Ge-
schäft. Beim Lesen des Arti-
kels zum Freiwilligen Sozia-
len Jahr (FSJ) bin ich über
das Wort „karikativen“ ge-
stolpert. Da Sie damit ja si-
cher nicht meinen, das hier
etwas karikiert wird, son-
dern die Leute in „karitati-
ven Einrichtungen“ arbeiten
können, wollte ich diesen
„Tippfehler“ anmerken. Er
hat zumindest bei mir für
Erheiterung gesorgt. 

Anke Bächtiger, 
Reutlingen 

Anmerkung der Redakti-
on:
Als einzige „karikative“ Ein-
richtung böte sich das Mu-
seum für komische Kunst in
Frankfurt am Main an, dort
ist ein FSJ aber nicht mög-
lich. Insofern arbeiten die
Freiwilligen natürlich in 
karitativen Einrichtungen.

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper



Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, eine erschreckende Serie
von Morden und Anschlägen

einer nationalsozialistischen Terror-
gruppe hat zahlreiche Opfer – Trau-
matisierte, Schwerverletzte – und
zehn Tote hinterlassen. Schmerz,
Trauer, auch Wut begleiten die An-
gehörigen seit vielen Jahren. Wir
fühlen uns ihnen verbunden. Ich
danke den heute anwesenden Ange-
hörigen und Opfern
von Anschlägen im
Namen des ganzen
Hauses, dass sie un-
serer Einladung ge-
folgt sind, der De-
batte zum Ab-
schlussbericht des
Untersuchungsaus-
schusses persönlich
beizuwohnen.

Ich wünsche mir, dass die ernst-
hafte sachliche Aufklärungsarbeit
dieses Ausschusses den Opfern und
den Angehörigen das Gefühl ver-
mittelt, in ihrer Trauer und ihrem
Leid nicht alleinzusein.

Ich bedanke mich insbesondere
bei unserem Bundespräsidenten,
der durch seine Anwesenheit bei
dieser Debatte die Bedeutung un-
terstreicht, die der Bundestag und
alle Verfassungsorgane dieser bei-
spiellosen Herausforderung unse-
res demokratischen Rechtsstaates
beimessen. Das Ausmaß der Verbre-
chen hat im ganzen Land und weit
darüber hinaus tiefe Trauer und Be-
troffenheit ausgelöst. Dass die
deutschen Sicherheitsbehörden die
über Jahre geplanten und ausge-
führten Verbrechen weder rechtzei-
tig aufdecken noch verhindern
konnten, bedrückt und beschwert
uns. Dass sich Opfer wie Angehöri-

ge im Zuge der Ermittlungen teil-
weise haltlosen Verdächtigungen
und wissentlich falschen Anschul-
digungen ausgesetzt sahen, erfüllt
uns noch heute mit Fassungslosig-
keit und Scham. Dafür möchte ich
mich im Namen des Bundestages
bei ihnen in aller Form entschuldi-
gen.

Der Schutz von Leib und Leben
und die von unserer Verfassung ga-
rantierten Grundrechte haben in
diesem Land Geltung für jeden, der
hier lebt, mit welcher Herkunft, mit
welchem Glauben und mit welcher
Orientierung auch immer. Dieser
deutsche Staat – das ist die Bot-
schaft dieses Untersuchungsaus-
schusses, und es ist die gemeinsame
Position dieses Parlamentes – hält
unverrückbar und unwiderruflich
an diesen Prinzipien fest und an der
gelegentlich verdrängten Einsicht,
dass auch Minderheiten Rechtsan-
sprüche haben, über die andere –
selbst Mehrheiten – nicht verfügen
können.

Meine Damen und Herren, am
26. Januar des vergangenen Jahres

hat der Deutsche
Bundestag, getragen
von einer gemeinsa-
men Entscheidung
aller Fraktionen des
Hauses, einen Un-
t e r s u c h u n g s a u s -
schuss eingesetzt. In
16 Monaten leiste-
ten seine Mitglieder,
unterstützt durch

die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im Ausschusssekretariat und in
den Abgeordnetenbüros, einen
wichtigen Beitrag zur Aufklärung
und Aufarbeitung der schrecklichen
Ereignisse. Der Ausschuss hat darü-
ber hinaus gemeinsame Empfeh-
lungen für die künftige Struktur, die
Zusammenarbeit, die Befugnisse
und die Qualifizierung der Sicher-
heits- und Ermittlungsbehörden so-
wie für eine effektive Bekämpfung
des Rechtsextremismus formuliert.
Die gewonnenen Erkenntnisse und
die daraus entwickelten Reform-
und Verbesserungsvorschläge sind
nun Gegenstand der öffentlichen
Auseinandersetzung mit dem Ziel,
jede Form von Extremismus oder
Ausländerfeindlichkeit in unserem
Lande entschlossen zu bekämpfen.
Wir sind uns bewusst, dass die Ar-
beit damit keineswegs erledigt ist,
sondern auf einer neuen gemeinsa-

men Grundlage fortgesetzt und ver-
stärkt werden muss.

Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, die
gründliche, sachorientierte und
überparteiliche Arbeit des Untersu-
chungsausschusses ist in den Me-

dien zu Recht als ein Beispiel hoher
politischer Kultur und parlamenta-
rischer Kompetenz gewürdigt wor-
den. Ich hätte mich deshalb ge-
freut, wenn dieses Thema, dem der
Deutsche Bundestag eine eigene
Plenarsitzung widmet und das
Staatsoberhaupt seine Anwesen-
heit, auch den öffentlich-rechtli-
chen Fernsehanstalten eine Über-
tragung wert gewesen wäre – im
Hauptprogramm, versteht sich,
weil es sich nicht um eine Neben-
sache handelt.

Ich danke allen Kolleginnen und
Kollegen für die geleistete Arbeit,

für ihr großes persönliches Engage-
ment. Dass dieser Untersuchungs-
ausschuss, der sich als gemeinsames
Aufklärungsinstrument begriff, um
verloren gegangenes Vertrauen in
den Rechtsstaat wiederherzustellen,
in so ungewöhnlichem und bei-
spielhaftem Maße konsensorien-
tiert gearbeitet hat, ist das Verdienst
aller seiner Mitglieder, insbesonde-
re seines Vorsitzenden, dem ich
hiermit stellvertretend für alle ande-
ren für seine Arbeit ausdrücklich
danken möchte.

(Beifall im ganzen Hause)

DEBATTENDOKUMENTATION

Norbert Lammert (*1948)
Bundestagspräsident

Dr. Norbert Lammert, Bundestagspräsident:

Die Arbeit ist damit 
noch keinesfalls erledigt

Das Ausmaß der
Verbrechen hat im

ganzen Land 
tiefe Trauer und

Betroffenheit 
ausgelöst.

Debatte über den Untersuchungsausschussbericht NSU / 252. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 2. September 2013 
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Das ist ein sehr außerge-
wöhnlicher Untersu-
chungsausschuss gewesen,

der heute seinen Abschlussbericht
zur Diskussion stellt. Es war der 49.
in der Geschichte des westdeut-
schen Parlamentarismus der Nach-
kriegszeit. Es war zugleich der ers-
te, der von allen Fraktionen gewollt
worden ist, der erste, der einstim-
mig eingesetzt worden ist – ein
Prinzip übrigens, an dem wir bis
zum Abschluss unserer Beratungen
festgehalten haben: Es gab keine
einzige Abstimmung in diesem
Ausschuss, die nicht einstimmig er-
folgt wäre.

Wir waren uns als Mitglieder die-
ses Ausschusses von Beginn an da-
rin einig, dass das Thema, mit dem
wir es zu tun haben würden, sich
nicht für Streit zwischen den Partei-
en eignet, sondern von allen De-
mokratinnen und Demokraten für
das gemeinsame Streiten für die
Wiedergewinnung verloren gegan-
genen Vertrauens in die Funktions-

fähigkeit des demokratischen
Rechtsstaates genutzt werden muss.
Das hat uns geeint.

Es hat diesen Ausschuss stark
und effektiv gemacht.

Es gibt in jedem Rechtsstaat zwei
Kernversprechen, die, wenn die
Menschen, die in seinen Grenzen le-
ben, Vertrauen in ihn haben sollen
und wollen, unabdingbar eingehal-
ten werden müssen. Ein Verspre-
chen ist: Egal wer man ist – ob Bür-
ger oder nicht, unabhängig von
Stand und Herkunft –, jeder, der
hier in Deutschland lebt, muss sich
darauf verlassen
können, dass die da-
für zuständigen
staatlichen Institu-
tionen alles Vertret-
bare tun, um ihn vor
Straftaten, insbeson-
dere vor Kapitalde-
likten, zu schützen.

Es gibt ein zweites
Kernversprechen.
Das zweite Kernversprechen ist:
Wenn es trotzdem zumal zu schwe-
ren Straftaten kommt, kann sich je-
des Opfer, können sich die Ange-
hörigen darauf verlassen, dass die
dafür zuständigen Behörden un-
voreingenommen, das heißt objek-
tiv und professionell, Aufklärungs-
arbeit leisten.

Gegenüber vielen der NSU-Opfer
sind gleich beide Versprechen ge-
brochen worden. Das ist ein trauri-
ger, ein beschämender Befund. Ich
sage aber zugleich: Die Stärke des
Rechtsstaates ist nicht Fehlerfrei-
heit; die Stärke des Rechtsstaates ist
es, Fehler zu erkennen, zu analysie-
ren und dafür Sorge zu tragen, dass
sie sich nicht wiederholen können.

Das ist die Aufgabe, der wir uns
von Januar 2012 an unterzogen ha-
ben. Wir haben in diesem Untersu-
chungsausschuss natürlich auch im
Sinne der Opfer und der Angehöri-
gen der Mordopfer gearbeitet; aber
die Einrichtung des Untersu-
chungsausschusses hatte im Kern
den folgenden Hintergrund: Es ist
eine Frage der demokratischen
Selbstachtung unserer ganzen Ge-
sellschaft, dass wir zwingend si-
cherstellen, dass sich ein derart
massives Behördenversagen, wie
wir es feststellen mussten, nicht

wiederholen kann.
Es sind – man

kann es in unserem
Bericht nachlesen –
nach unserem Da-
fürhalten im We-
sentlichen drei Fak-
toren, die wir gefun-
den haben und die
jeder für sich und in
ihrem Ineinander-

wirken am Ende dazu geführt ha-
ben, dass wir es einem älteren Bür-
ger aus Eisenach, der der Polizei im
November 2011 einen Tipp gege-

Sebastian Edathy (*1969)
Wahlkreis Nieburg ll – Schaumburg

Sebastian Edathy, SPD:

Das, was wir tun konnten,
haben wir aufrichtig getan

Es gab keine 
einzige

Abstimmung in
diesem Ausschuss,
die nicht einstim-

mig war.

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Das Plenarprotokoll und die 
vorliegenden Drucksachen sind im
Volltext im Internet abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html

Fortsetzung auf Seite 2
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Fortsetzung von Seite 1:

Sebastian Edathy (SPD)

ben hat, und nicht gelungener Er-
mittlungsarbeit der Sicherheitsbe-
hörden verdanken, dass überhaupt
erkannt werden konnte: Es gibt die-
se rechtsterroristische Gruppie-
rung.

Die auslösende Frage für uns war
ja: Wie kann es eigentlich sein, dass
da eine rechtsterroristische Zelle
mordend und raubend über Jahre
durch die Republik zieht und ihre
Existenz nicht erkannt wird, ge-
schweige denn, dass man ihrer Mit-
glieder durch Arbeit der Ermitt-
lungsbehörden habhaft geworden
wäre? Ich glaube, es gibt dafür im
Wesentlichen drei Ursachen.

Das eine ist: Wir müssen unsere
Sicherheitsarchitektur so weiterent-
wickeln, dass zwischen den ver-
schiedenen Behörden nicht Kon-
kurrenzdenken, sondern Koopera-
tionsbereitschaft vorhanden ist.
Daran hat es an vielen Stellen ge-
mangelt.

Das Zweite ist: Ein zunehmend
gewaltbereiter gewordener Rechts-
extremismus darf nie wieder so
massiv unterschätzt, teilweise sogar
bagatellisiert werden, wie das in der
Vergangenheit der Fall gewesen ist.

Wer Menschen aus rassistischen
Motiven heraus angreift, der greift
uns alle an, weil er sich an den Fun-
damenten unserer Gesellschafts-
ordnung versündigt.

Der dritte Faktor – mit das trau-
rigste Kapitel – ist, dass wir bei
neun von zehn Mordfällen, bei den
neun Morden an Bürgern mit einer
ausländischen Familienbiografie,
feststellen mussten, dass das von
mir vorhin als zweites Kernverspre-
chen des Rechtsstaates postulierte
Versprechen nicht eingehalten wor-
den ist. Es ist bei neun von zehn
Morden nicht ergebnisoffen und
vorurteilsfrei, sondern ressentim-
entgeleitet ermittelt worden. Dafür
müssen wir politische Verantwor-
tung tragen. Wir müssen durch bes-
sere Personalauswahl, Aus- und
Weiterbildung dafür Sorge tragen,
dass das Denken in Teilen unserer
Sicherheitsbehörden sich verän-
dert. Ich glaube auch, dass unsere
Sicherheitsbehörden künftig stär-
ker die Vielfalt dieser Gesellschaft
insgesamt auch in ihren Strukturen
widerspiegeln werden.

Ich möchte mich herzlich bedan-
ken für eine unglaublich gute Zu-
sammenarbeit bei den Kolleginnen
und Kollegen im Ausschuss, bei den
Obmännern, bei den Obfrauen. Ich
möchte mich herzlich bedanken
beim Sekretariat, bei den Fraktions-
referentinnen und -referenten, bei
unseren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern in den Abgeordnetenbü-
ros. Ich denke, wir können am En-
de vielleicht sagen: Wir haben nicht
jede Frage auflösen können. Aber
ich glaube, wir können über unsere
Arbeit sagen: Das, was wir tun
konnten, haben wir aufrichtig ge-
tan.

Ich danke für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall im ganzen Hause)

Als kurz nach dem Auffliegen
des Terrortrios am 4. Novem-
ber 2011 der damalige Präsi-

dent des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz gesagt hat: „Das ist eine
Niederlage für die Sicherheitsbehör-
den“, habe ich das etwas erweitert,
und ich sage es heute noch einmal: Es
war mehr als eine Niederlage für die
Sicherheitsbehörden. Dass in unse-
rem Land Menschen Opfer von Ver-
brechen wurden aufgrund ihrer aus-
ländischen Herkunft oder weil sie als
Polizistin oder Polizist für diesen Staat
gearbeitet haben, das war eine Nieder-
lage für unsere gesamte Gesellschaft
und darf sich nicht wiederholen.

In den ersten Tagen und Wochen
herrschte Fassungslosigkeit. Man
suchte nach Erklärungsansätzen: Wie
kann es sein, dass ein Trio 1998 ab-
taucht und zwei Jahre lang trotz inten-
siver Suche nicht gefunden wird, ob-
wohl es das Land kaum verlassen hat?
Es begeht zehn Morde, drei Spreng-
stoffanschläge und 14 Banküberfälle,
und niemand entdeckt sie. Man
kommt nicht einmal auf die Idee, dass
es Rechtsterroristen sein könnten. Wie
kann das sein?

Das Vertrauen in die Arbeit der Si-
cherheitsbehörden, nicht nur bei den
Angehörigen der Opfer und der Über-
lebenden, war tief erschüttert. Auch
das Vertrauen in unseren Rechtsstaat
war ein Stück weit erschüttert. Des-
halb war es damals eine gute Entschei-
dung aller Fraktionen des Deutschen
Bundestages, diesen Untersuchungs-
ausschuss gemeinsam einzusetzen.
Bei allem, was uns sonst politisch
trennt, von Linkspartei bis FDP, haben
wir uns damals in die Hand verspro-
chen: Wir arbeiten an der Sache orien-
tiert, im Interesse der Aufklärung, da-
mit Vertrauen wieder entstehen kann,
und lassen Parteipolitik komplett bei-
seite. Dass das bis zur Beratung des Be-
richts am heutigen Tag gehalten hat,
dafür von mir einen herzlichen Dank
an die Kollegen aller Fraktionen.

Der Untersuchungsausschuss hat
aber auch gezeigt, dass das deutsche
Parlament in der Lage ist, die Exekuti-

ve zu kontrollieren. Wir hatten im
Bund und nahezu in allen Ländern
mit vielen Stellen zu tun. Es war nicht
immer einfach, Akten zu bekommen.
Wir hatten manchen Disput zu füh-
ren. Wir haben manchmal auch hefti-
ge Kritik geübt, wenn Akten zu spät
kamen. Es bestand immer ein Stück
weit ein Spannungsverhältnis zwi-
schen dem Geheimhaltungsbedürfnis
aus Sicht der Exekutive und unserem
Aufklärungsbedürfnis. Aber am Ende
haben wir – das muss man festhalten
– alles bekommen, was wir für unse-
re Arbeit gebraucht haben. Deshalb
will ich an die Adresse des Bunderates
– die Bundesratsbank ist voll besetzt –
und auch des Bundesinnenministeri-
ums Dank sagen für die Zusammen-
arbeit bei einem schwierigen Thema.
Sie haben uns unsere Arbeit machen
lassen und uns auch unterstützt, so
wie wir das wollten.

Das mag dem ei-
nen oder anderen im-
mer noch zu wenig
oder zu viel oder was
auch immer sein,
aber im Kern ist fest-
zuhalten: Wir haben
im Sinne unseres Auf-
klärungsauftrages et-
was erreicht.

Nun zu den Ursa-
chen. Wie konnte es geschehen? Es
gibt nicht die eine Ursache für diese
schreckliche Mordserie und ihr Nicht-
entdecken. Das Geschehen hat in ei-
nem Zeitraum von 13 Jahren stattge-
funden, die Hälfte der Bundesländer
sind betroffen. Die eine Ursache gibt
es nicht, aber eines wurde deutlich:
Diese Verbrechensserie, die sich über
Ländergrenzen hinweg ereignet hat,
hat unsere föderale Sicherheitsarchi-
tektur sehr schnell und sehr deutlich
an ihre Grenzen gebracht. Daraus
müssen wir die Lehren ziehen, die wir
in unseren Empfehlungen gezogen
haben. Darauf werde ich später noch
eingehen.

Wenn wir über Ursachen reden, ist
klar: Die Hauptkritik geht an die Be-
hörden, deren Aufgabe es ist, die Men-
schen in unserem Land, egal welcher
Herkunft, vor Verbrechen zu schüt-
zen. Das ist die Polizei, das sind die
Nachrichtendienste, und das ist die
Justiz. Das sind die Hauptadressaten
unserer Kritik. Aber seien wir ehrlich:
Wir müssen uns auch selber einen
Spiegel vorhalten. Ich mache in die-
sem Haus seit 2002 Innenpolitik. Wer
von uns Innenpolitikern oder wer von
den Mitgliedern in den Innenaus-
schüssen hat jemals bei dieser damals
noch so genannten Ceska-Mordserie
daran gedacht, es könnten Rechtster-
roristen sein? Wer hat in den Medien
jemals diesen Vorwurf oder Verdacht
geäußert? Niemand. Wie häufig sind
wir an diesen Fahndungsplakaten vor-

beigelaufen, zum Beispiel am Flugha-
fen? Wir haben sie gesehen, haben sie
nach zwei Minuten vergessen und
nicht weiter darüber nachgedacht. Ja,
sogar noch schlimmer: Nicht einmal
nach dem 4. November 2011 – das
Trio war wieder präsent; Mundlos,
Böhnhardt und Zschäpe standen im
Verdacht, den Polizistenmord began-
gen zu haben – kam man auf die Idee,
zu fragen: Sind das auch die Mörder
unserer ausländischen Mitbürger?
Selbst da kam niemand auf die Idee,
nicht am 5. November, nicht am 6.,
nicht am 7. und auch nicht am 8. No-
vember. Erst als im Schutt des abge-
brannten Hauses in Zwickau die Ces-
ka, die Tatwaffe, und die Bekenner-
DVD gefunden wurden, erst da war
klar: Wir haben es hier mit den Tätern
einer schrecklichen Mordserie zu tun.
Dass wir nicht darauf gekommen
sind, dass niemand diesen Gedanken

hatte, muss uns alle
selbstkritisch stim-
men und für uns An-
lass sein, darüber
nachzudenken, wo-
ran das lag. Da sind
auch wir nicht frei
von Kritik, wir alle zu-
sammen, die wir hier
Verantwortung tra-
gen.

Wenn man die Ursachen zusam-
men betrachtet, stellt man fest, dass
vielleicht vier oder fünf Ursachen
maßgeblich dafür sind, dass hier so
viel schieflief. Vorneweg: Sicher wur-
den die Gefahren des gewaltbereiten,
des bewaffneten Rechtsextremismus
wirklich kolossal unterschätzt; das ist
tragisch. Es ist nicht so, dass in all die-
sen Jahren – 1998, 2000, 2002 oder
auch danach – Rechtsextremismus
nicht bekämpft wurde – es gab Ver-
einsverbote; Blood & Honour wurde
verboten; es gab umfangreiche Ermitt-
lungsverfahren zum Thema rechtsex-
tremistische Musik –; aber in dem ent-
scheidenden Feld – wo haben wir ei-
nen gewaltbereiten Kern? – hat man
immer zu früh aufgehört. Das war ei-
ner der großen Fehler. Er zieht sich im
Prinzip durch die ganze Zeit, auch
durch die Arbeit der Sicherheitsbehör-
den. Auch diese Unterschätzung des
gewaltbereiten Rechtsextremismus
darf sich nicht wiederholen.

Auf die Grenzen des Föderalismus
habe ich schon hingewiesen. Wer ist
zuständig bei einer Mordserie, die sich
auf mehrere Bundesländer erstreckt,
wenn der Generalbundesanwalt nicht
zuständig ist? Wir hatten mehrere zu-
ständige Polizeien, mehrere zuständi-
ge Staatsanwaltschaften. Alle Versu-
che, das zu bündeln, sind immer wie-
der gescheitert. Erst wollten die Län-
der abgeben, da wollte das BKA nicht.
Dann wollte das BKA übernehmen,
da wollten die Länder nicht. Und

dann noch einmal umgekehrt. Des-
halb empfehlen wir eine Regelung –
das ist eine unserer 47 Empfehlungen
–, dass es bei solchen länderübergrei-
fenden Verbrechen bei Polizei und
Justiz eine Stelle geben muss, die zu-
ständig ist. Ansonsten werden wir die-
ses Wirrwarr beim nächsten Mal wie-
der erleben. Das aber können wir uns
im Interesse unseres Rechtsstaates, im
Interesse unserer Demokratie wirklich
nicht leisten. Deshalb muss es auch
hier eine Veränderung geben.

Die Zusammenarbeit zwischen Ver-
fassungsschutz und Polizei ist nicht
einfach. Wir alle wissen, dass es dafür
hohe rechtliche Hürden gibt. Aber bei
einer Mordserie ist Zusammenarbeit
möglich. So wie sie sich hier darge-
stellt hat, ist sie mit dem Wort
„schlecht“ noch unzureichend be-
schrieben. Sie hat nicht funktioniert.
Wissen über das Trio, das beim Verfas-
sungsschutz vorhanden war, ist nur in
Bruchstücken bei der Polizei gelandet
oder gar nicht, weil man das Wissen
gleich für sich behalten hat. Auch hier
muss sich einiges ändern.

Dann das Thema V-Leute. Bei die-
sem Punkt haben wir in letzter Konse-
quenz, über die Empfehlungen hi-
nausgehend, keinen Konsens, in den
Empfehlungen aber schon. V-Leute
sind keine Mitarbeiter von Sicher-
heitsbehörden. Sie sind Angehörige
einer extremistischen Szene und blei-
ben das auch. Im konkreten Fall heißt
das: Es sind Neonazis, die bereit sind,
gegen Geld mit Sicherheitsbehörden
zusammenzuarbeiten. Das ist ein
schmaler Grat für den Rechtsstaat,
und er wurde hier an manchen Stel-
len verlassen. Dass eine Sicherheitsbe-
hörde in Brandenburg mit einem V-
Mann zusammenarbeitet, der wegen
versuchten Mordes an einem auslän-
dischen Mitbürger verurteilt wurde, ist
undenkbar. Das darf sich nicht wie-
derholen. Hier überschreitet der
Rechtsstaat eine rote Linie.

Ich will aber auch deutlich sagen:
Wir können auf das Instrument der V-
Leute nicht ganz verzichten. Es gibt in
diesen Phänomenbereichen abge-
schottete Zirkel, an die die Sicher-
heitsbehörden überhaupt nicht he-
rankommen, wenn sie dieses Instru-
ment nicht haben. Aber es bedarf ei-
ner grundsätzlichen Reform, es bedarf
einheitlicher Standards in allen Si-
cherheitsbehörden, wenn es um das
Thema V-Leute geht, weil in den letz-
ten 15 Jahren Aufwand und Risiko des
Einsatzes von V-Leuten im Bereich
Rechtsextremismus in keinem Ver-
hältnis zum Erkenntnisgewinn stan-
den.  Das muss Anlass sein für drin-
gende und notwendige Reformen in
diesem Bereich.

Der letzte Punkt, der bedrückends-
te, ist das frühe Festlegen auf eine Er-
mittlungsrichtung: „Es muss organi-
sierte Kriminalität sein“ oder, wie
beim Sprengstoffanschlag in Köln
2004: „Es muss um die Türstehersze-
ne gehen“. Ganz wenig nur wurde in
Richtung Rechtsextremismus ermit-
telt. Die Bayern haben 2006 diesen
Versuch unternommen, wurden aber
von den anderen Behörden heftig kri-
tisiert. In Köln wurde einmal kurz in

Clemens Binninger (*1962)
Wahlkreis Böblingen

Clemens Binninger, CDU/CSU:

Eine Niederlage für unsere 
gesamte Gesellschaft

Es gibt nicht die
eine Ursache für

diese schreckliche
Mordserie 

und ihr
Nichtentdecken.
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Richtung Rechtsextremismus ermit-
telt; dann wurde diese Spur wieder
verworfen. Immer wieder ging es in
Richtung organisierte Kriminalität –
als ob es möglich wäre, die Täter im
Umfeld der Opfer zu finden.

Dass man im Umfeld der Opfer er-
mittelt hat, wie man es bei schweren
Verbrechen immer macht, ist nicht zu
kritisieren. Aber man hat immer wei-
ter ermittelt, auch wenn es keine An-
haltspunkte mehr gab; man hat nicht
mehr aufgehört. Man hat mit hohem
Aufwand in diesem Bereich ermittelt,
hat die Opfer damit nochmals zu Op-
fern gemacht. 

Auch das ist etwas, was sich nicht
wiederholen darf. Opfer dürfen durch
Ermittlungen nicht ein zweites Mal zu
Opfern werden.

Für diesen Bereich haben wir einen
ganzen Katalog von Empfehlungen
formuliert. Die Empfehlungen rei-
chen im Prinzip von einer anderen Er-
fassung rechtsextremistischer Gewalt-
kriminalität – damit wir nicht über
statistische Aussagen streiten müssen,
was das Phänomen angeht – über ein
besseres Lagebild und mehr interkul-
turelle Kompetenz in allen Sicher-
heitsbehörden bis hin zu einer Emp-
fehlung, die ich wirklich für sehr wich-
tig halte: Nachdem wir viele Zeugen
aus Sicherheitsbehörden vernommen
haben, viele Mitarbeiter, Polizisten
und Ermittler, von denen viele – die
meisten, würde ich sagen – sehr be-
troffen, sehr einsichtig waren und de-
nen es selber zu schaffen macht, dass
sie ihrem gesetzlichen Auftrag nicht

nachkommen konnten, und diese si-
cher ihre Lehren aus diesen Fällen ge-
zogen haben, ist es jetzt notwendig,
dass die Lehren aus dem NSU-Desas-
ter Teil des Wissens der Organisatio-
nen werden, damit auch zukünftige
Generationen von Ermittlern wissen,
was damals schieflief, und so sicher-
gestellt werden kann, dass das nicht
mehr vorkommt. Deshalb lautet eine
unserer 47 Empfehlungen, dass der
gesamte Fall NSU – mit all seinen Feh-
lern – Teil der Aus- und Fortbildung
bei Polizei, Nachrichtendiensten und
Justiz werden muss. Das sage ich auch
an die Adresse der Länder; das können
wir nicht alleine machen. Ich halte das
aber für eine wichtige, dringende
Empfehlung, die dazu beitragen
kann, dass sich solche Pannen und ein

solches Versagen nicht wiederholen.
Das geht nur, wenn das Wissen darü-
ber in der Organisation stetig veran-
kert wird. Das ist, wie gesagt, eine un-
serer Empfehlungen.

1.300 Seiten hat unser Abschluss-
bericht. Die Quintessenz sind 47
Empfehlungen, auf die sich alle Frak-
tionen im Konsens geeinigt haben. Es
gab zwar die Möglichkeit, Sondervo-
ten abzugeben, wenn eine Fraktion
der Auffassung war, Formulierungen
präzisieren oder weitere Vorschläge
machen zu müssen. Die CDU/CSU-
Fraktion hat sich allerdings entschie-
den, auf solch ein Votum zu verzich-
ten. Wir sehen die Stärke dieser 47
Empfehlungen gerade darin, dass
über sie Konsens besteht. Dadurch
entfalten sie einen Reformdruck, da-

durch sind sie wirkmächtig – und ver-
pflichten uns alle. Diese 47 Empfeh-
lungen, getragen von allen Fraktio-
nen, verpflichten uns alle – die Regie-
rungen in Bund und Ländern, die Par-
lamente in Bund und Ländern, die
Gesellschaft als Ganzes –, aus dem,
was geschehen ist, die Lehren zu zie-
hen, dafür zu sorgen, dass sich so et-
was nicht wiederholt, und zu gewähr-
leisten, dass Menschen, egal woher sie
kommen, in unserem Land willkom-
men sind und keine Angst haben
müssen, aufgrund ihrer Herkunft
oder ihrer Religion Opfer einer Straf-
tat zu werden. Das ist das Versprechen,
das wir hier heute abgeben und an
dem wir uns messen lassen.

(Beifall im ganzen Hause)

Zehn Morde, mindestens zwei
Anschläge und zahlreiche be-
waffnete Überfälle gehen auf

das Konto der Nazibande namens
„Nationalsozialistischer Unter-
grund“, kurz: NSU.

Wie andere auch war ich an etli-
chen Tatorten, um mir ein Bild zu
machen. Wir wollten uns nicht allein
auf die Akten verlassen. So war ich
auch in der Kölner Keupstraße. 2004
hatten Böhnhardt und Mundlos dort
eine Nagelbombe gezündet. Zwei
Dutzend Anwohnerinnen und An-
wohner wurden zum Teil lebensge-
fährlich verletzt.

Mein Begleiter öffnete mir etliche
Türen. Ich sprach mit einigen Betrof-
fenen des NSU-Anschlages, zum Bei-
spiel mit dem Inhaber des Geschäf-
tes, vor dem die Bombe explodierte.
Er sagte mir, dass er noch im Herbst
2011, also sieben Jahre nach dem An-
schlag, von der Polizei bedrängt wur-
de, er solle endlich aussagen, was er
mit alledem zu tun habe. Schließlich
brach es aus ihm heraus: Ich weiß,
Frau Pau, auch die Polizei kann irren.
Aber sie haben vergessen, dass wir
Menschen sind. Und das kann ich
nicht verwinden. – Mein Begleiter

lud mich danach zu einem Glas Tee
ein. Zum Abschied fragte er mich
dann fast verzweifelt: Ich lebe jetzt
seit 40 Jahren in Deutschland. Ich
bin Deutscher, meine Kinder sind
Deutsche, meine Enkel auch. Wo sol-
len wir denn hin? – Ich gestehe, ich
konnte ihm nur die Hand drücken.

Diese Geschichte ging mir immer
dann durch den Kopf, wenn Zeugen
im Ausschuss beteuerten, man habe
alles richtig gemacht und sei voll-
ständig ohne Schuld. Dann habe ich
mich jeweils für sie geschämt.

Der Abschlussbericht des Untersu-
chungsausschusses ist öffentlich. Er
ist ein gemeinsames Dokument aller
Fraktionen – von der CDU/CSU-
Fraktion bis zur Fraktion Die Linke.
Viele Kommentatoren haben den
Anspruch und die Kultur im Aus-
schuss gewürdigt. Einer meinte dage-
gen, das sei kein Grund zum Lob,
sondern zeige doch nur, wie es an-
sonsten im Bundestag zugehe. Ich
finde, auch darüber sollten wir ein-
mal nachdenken.

Gleichwohl danke ich allen Mit-
gliedern des Ausschusses und ebenso
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern. Die Zusammenarbeit war auch
für mich eine Mut machende Erfah-
rung. Und: Sie war bitter nötig. Wir
sahen uns in der Schuld der Opfer
und ihrer Angehörigen, und wir
konnten nichts wiedergutmachen.
Umso mehr aber galt unsere Bot-
schaft Artikel 1 des Grundgesetzes:
Die Würde des Menschen ist unan-
tastbar – aller Menschen.

Der Abschlussbericht des Aus-
schusses enthält knapp vier Dutzend
Vorschläge, was als Konsequenz aus
dem NSU-Desaster dringend zu än-
dern sei. Der Kollege Binninger hat
sie hier umfassend vorgestellt; ich
muss das nicht wiederholen. Hinzu
kommen Zusatzvoten der Fraktio-
nen. Sie markieren Differenzen,

durchaus gravierende. Ich möchte
drei für die Linke skizzieren:

Erstens. Das Staatsversagen im
NSU-Komplex hatte zwei wesentli-
che Ursachen – Zitat aus unserem Vo-
tum –: die Verharmlosung und Ver-
tuschung der Gefahren des Rechtsex-
tremismus durch staatliche Stellen
einerseits und den institutionellen
Rassismus andererseits.

Die rechtsextreme Gefahr wurde
bis 2011 verlässlich unterschätzt und
auch verharmlost. Ei-
ne rechtsterroristi-
sche Gefahr gäbe es
nicht, hieß es in na-
hezu allen Lageein-
schätzungen der Si-
cherheitsbehörden.
„Wir hätten es besser
wissen müssen …“,
kommentierte der
damalige Chef des
Bundesamtes für Verfassungsschutz,
Heinz Fromm, danach. Zu spät!

Das Wort „Rassismus“ wiederum
wird offiziell weiterhin gemieden,
noch mehr die Einschätzung, es gebe
so etwas wie institutionellen Rassis-
mus. Ich bleibe dabei: Die NSU-
Mordserie war rassistisch motiviert,
und die Ermittlungen trugen rassisti-
sche Züge. Damit sage ich nicht, die
Ermittler seien Rassisten, wohl aber,
dass in vielen Behörden ein Geist
herrscht, der Rassismus bedient. Das
hat Ursachen. Das beginnt bei Geset-
zen, die Asylsuchende und Zuwande-
rer menschlich degradieren. Und das
mündet in einen Generalverdacht ge-
gen das vermeintlich Undeutsche.
Beispiele dafür finden wir in den Un-
tersuchungsakten en masse. Deshalb
haben die Türkische Gemeinde und
der Zentralrat der Sinti und Roma
recht, wenn sie fordern: Wer das
NSU-Desaster ernst nimmt, muss
endlich auch das Thema Rassismus
auf die Tagesordnung setzen!

Zweitens. Wir waren uns im Unter-
suchungsausschuss einig, dass die
Ämter für Verfassungsschutz im Zen-
trum des Versagens agierten. Gleich-
wohl ziehen wir unterschiedliche
Schlüsse. Im Votum der Linken heißt
es:

Der nachrichtendienstlich arbei-
tende Verfassungsschutz war Herz
und Motor des sicherheitspoliti-
schen Debakels …

Verknappt gesagt: Der Verfassungs-
schutz hat die Ermittlungen gegen
das NSU-Trio behindert, und er hat –
zugleich durch seine V-Leute-Kum-
panei mit Nazis Verfassungsfeinde
gestärkt – beides systematisch. Des-
halb bleibt die Linke dabei: Die un-
sägliche V-Leute-Praxis aller Sicher-
heitsbehörden ist sofort einzustellen.
Und: Die Ämter für Verfassungs-

schutz sind als Ge-
heimdienste aufzu-
lösen.

Sie sind als solche
weder kontrollierbar
noch reformierbar.

Drittens. Auch die
Prävention gegen
Rechtsextremismus
und Rassismus war
Thema im Ausschuss

– insbesondere bei Expertenanhö-
rungen. Die Urteile über das gelten-
de System waren teilweise vernich-
tend. Gesellschaftliche Initiativen
werden ungenügend gefördert, statt-
dessen häufig kriminalisiert. Die Lin-
ke teilt diese Kritik. Wir schlagen
über die gemeinsamen Empfehlun-
gen hinaus ein neues Modell vor. Es
korrespondiert mit unserer zivilge-
sellschaftlichen Alternative zu den
Ämtern für Verfassungsschutz als Ge-
heimdienste.

Wir plädieren a) für eine „Koordi-
nierungsstelle zur Dokumentation
gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit“ und b) für eine „Bundesstif-
tung zur Beobachtung, Erforschung
und Aufklärung gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit“. Beide sollen
parteifern und wissenschaftsnah
sein. Die Koordinierungsstelle soll
für die Analyse zuständig sein. Der
Stiftung soll auch die Betreuung
gesellschaftlicher Initiativen oblie-
gen.

Wir sind der festen Überzeugung –
ich denke, das eint uns –: Dem
Rechtsextremismus ist mit kurzem
Atem nicht beizukommen. Rassis-
mus und gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit wiederum be-
schränken sich nicht auf den rechten
Rand. Die aktuelle Förderung für ge-
sellschaftliche Initiativen dagegen ist
kurzatmig und beschränkt. Wir brau-
chen hier also einen neuen Ansatz.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
gestatten Sie mir, noch zwei Ab-
schlussgedanken vorzutragen: Bun-
deskanzlerin Angela Merkel hat auf
der Trauerfeier im Februar 2012 den
Angehörigen und den überlebenden
Opfern der NSU-Mord und -An-
schlagsserie vollständige Aufklärung
versprochen.

Davon kann bis heute keine Rede
sein. Die Arbeit des Untersuchungs-
ausschusses wurde auch noch von
Regierungen und Behörden auf Bun-
des- und Landesebene behindert; üb-
rigens – ich gestehe, auch das
schmerzt mich persönlich – ganz
egal welche Parteiflaggen die jeweili-
gen Regierungen hissen. Sie alle las-
sen mit diesen Behinderungen nicht
nur die Bundeskanzlerin mit ihrem
Versprechen im Regen stehen, son-
dern – schlimmer noch – auch die
Opfer und Hinterbliebenen. So als
sei nichts gewesen!

Damit zu meinem zweiten
Schlussgedanken. Der Ausschuss hat
wider alle Blockaden viel ermittelt.
Wir haben in staatliche Abgründe ge-
schaut, politisches Versagen aufge-
deckt, und wir haben – der Kollege
Binninger hat es schon für das ge-
samte Parlament gesagt – auch uns
sehr viele selbstkritische Fragen zu
stellen. All das ist umfangreich doku-
mentiert, mit dringenden Empfeh-
lungen. Deshalb möchte ich mit ei-
nem Lessing-Zitat schließen:

Wer wird nicht einen Klopstock lo-
ben? 

Doch wird ihn jeder lesen? - Nein. 
Wir wollen weniger erhoben 
und fleißiger gelesen sein.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie

bei Abgeordneten der CDU/CSU und

der FDP)

Petra Pau (*1963)
Bundestagsvizepräsidentin

Petra Pau, Bundestagsvizepräsidentin:

Das Staatsversagen hatte zwei
wesentliche Ursachen 

Wer das NSU-
Desaster ernst

nimmt, muss das
Thema Rassismus

auf die Tages-
ordnung setzen.
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Die Morde der Zwickauer Zelle
sind die bislang schwerwie-
gendste Kette von rechtsex-

tremistisch motivierten Gewaltverbre-
chen, die die Bundesrepublik
Deutschland je erlebt hat.

Die im Laufe der Zeit zutage getre-
tenen Fehler der Behörden sind er-
schütternd. Wir reden hier von einem
gravierenden Vertrauensverlust in die
Fähigkeiten der Sicherheitsbehörden.
Wie konnte es möglich sein, dass die
rechtsextremen Terroristen 13 Jahre
im Untergrund unbehelligt leben und
morden konnten? 

Und: Wir reden von einem Vertrau-
ensverlust in die rechtsstaatlichen Ab-
läufe in Behörden. Weshalb wurden
warum welche Akten gelöscht? Wa-
rum waren Beamte und V-Leute beim
Ku-Klux-Klan aktiv?

Wir haben von Anfang an auf eine
lückenlose parlamentarische Aufklä-
rung gedrängt. Ich bin froh, dass wir
im Januar 2012 einvernehmlich über
alle Parteigrenzen hinweg im Deut-
schen Bundestag diesen Untersu-
chungsausschuss einsetzen konnten.
Die in dieser Form einmalige partei-
übergreifende Zusammenarbeit eines
Untersuchungsausschusses, noch da-
zu in Wahlkampfzeiten, hat mich per-
sönlich sehr beeindruckt. Der Unter-
suchungsausschuss hat die Aufklä-
rungsarbeit erheblich vorangebracht:
seriös und konsequent. Ich glaube,
dass wir durch das gemeinsame Vor-
gehen den Opfern und ihren Angehö-
rigen so eher gerecht werden konnten.

Jede Fraktion hat ihre eigenen
Standpunkte gehabt. Aber vieles ha-
ben wir auch gemeinsam einschätzen
und bewerten können: Die Sicher-
heitsbehörden müssen sich dringen-
den Reformen unterziehen. Der
Druck zur Neuaufstellung bei der Po-
lizei, bei den Diensten und in der Jus-
tiz steigt mit dem parteiübergreifen-
den Bericht des Untersuchungsaus-
schusses. Insbesondere die Einbezie-
hung der Opferangehörigen muss
deutlich besser werden.

Auch der Bericht der Regierungs-
kommission, der vergangene Woche

vorgestellt wurde, macht den Reform-
bedarf deutlich:

Wir brauchen bei polizeilichen Er-
mittlungen über Ländergrenzen hin-
weg klarere Lösungen. Es darf wegen
fehlender Zusammenarbeit der Poli-
zei nicht mehr zu diesen unglaubli-
chen Sicherheitslücken kommen.
Auch deshalb braucht der General-
bundesanwalt frühere und mehr eige-
ne Prüfungs- und Ermittlungszustän-
digkeiten.

Wir fordern eine Reform der Ge-
heimdienste an Haupt und Gliedern.
Das V-Mann-Wesen, die Ausbildung
der Verfassungsschützer und die Kon-
trolle der Dienste brauchen stabilere
rechtsstaatliche Anker.

Wir brauchen einige Nachrichten-
dienste nicht mehr.

Die Bundesländer sind in der
Pflicht. Es ist unglaublich, wie teil-
nahmslos einige agiert haben. Die
Länder müssen jetzt konkretere Vor-
schläge vorlegen. Kein weiteres Lavie-
ren! Kein weiteres Taktieren! Ich wün-
sche mir mehr Mut zum Wohle und
zur Sicherheit der Bürgerinnen und
Bürger. Die parlamentarische Kontrol-
le der Nachrichtendienste muss drin-
gend verbessert werden. Sowohl im
Bund als auch in den Ländern beste-
hen hier erhebliche Defizite. Unsere
Vorschläge dazu liegen auf dem Tisch.

Für die parlamentarische Kontrolle
im Bundestag gilt: Wir brauchen je-
derzeitigen Zugang zu allen Vorgän-
gen, eine vorige Kontrolle der inter-
nen Dienstanweisungen und einen
ständigen Sonderermittler des Kon-
trollgremiums quasi als verlängerten
Arm der Parlamentarier. Rechtliche
Kontrollhindernisse - und davon gibt
es einige - wie das Verbot für die Mit-
arbeiter der Dienste, sich ohne Ein-
bindung des Behördenleiters an das
Kontrollgremium wenden zu kön-
nen, müssen weg.

Meine Damen und Herren, auch
wenn der Untersuchungsausschuss
gemeinsam viel geleistet hat und ver-
dienstvoll in die Aufklärung eingestie-
gen ist: Es sind noch viele Fragen of-
fen geblieben. Nur einige Beispiele:

Die Finanzquellen des Mördertrios
sind nicht ausreichend geklärt. Über
die bekannten Banküberfälle alleine
konnte sich der NSU dieses Leben
über 13 Jahre nicht finanziert haben.
Die drei hatten nicht einmal 360 Euro
im Monat, weniger als Hartz IV. Wie
aber haben sie sich sonst finanziert?

Die erheblichen internationalen
Implikationen, zum Beispiel in die
Schweiz, sind vom Ausschuss so gut
wie gar nicht behandelt worden – und
das, obwohl wir sehen, wie stark das
internationale Netzwerk Blood & Ho-
nour gerade im Umfeld des NSU ak-
tiv war.

Wichtige Bundesländer wie zum
Beispiel Berlin und Baden-Württem-

berg haben noch nicht ausreichend
Akten geliefert. Baden-Württemberg
hat zudem erst im März dieses Jahres
eine eigene Ermittlungsgruppe „Um-
feld“ eingerichtet, deren Endergebnis-
se wir nicht kennen und damit nicht
bewerten können. Die baden-würt-
tembergische Landesregierung hat
den Untersuchungsausschuss deut-
lich verzögert. Der baden-württem-
bergische Ministerpräsident Kretsch-
mann und Innenminister Gall müs-
sen ihr Versprechen einlösen und
endlich aktiv zur Aufklärung beitra-
gen.

Schließlich ist damit zu rechnen,
dass, wie es bereits in den letzten
Monaten der Fall war, bei dem Prozess
am Oberlandesgericht München, der
noch bis 2014 läuft, weitere Details
bekannt werden. Der Generalbundes-
anwalt führt zwei weitere Ermittlungs-

verfahren. Hier darf der Bundestag die
Aufklärung nicht einfach einstellen.

Ich begrüße ausdrücklich, dass der
Untersuchungsausschuss dem Antrag
der FDP gefolgt ist, dass die Aufbe-
wahrung der Akten im Deutschen
Bundestag deutlich
verlängert wird.

Meine Damen und
Herren, es wird wahr-
scheinlich nicht
mehr alles seit 1992
bis in letzte Details
aufgeklärt werden
können. Doch schon
an diesen wenigen
noch offenen The-
men sieht man: Man kann trotz aller
Aufklärungsleistung nicht mit gutem
Gewissen sagen, dass das im Einset-
zungsbeschluss, wie von allen Partei-
en festgehalten, angestrebte Gesamt-
bild vorliegt; diese Forderung ist noch
nicht ausreichend erfüllt. Überall geht
die Aufklärung weiter; auch wir dür-
fen nicht anhalten. Deshalb halte ich
es für richtig, dass wir nach der Wahl
weitermachen und den Untersu-
chungsausschuss in der kommenden
Legislaturperiode, getragen von allen
Fraktionen, fortsetzen. Wir brauchen

mehr Zeit, um besser aufklären zu
können: zur Bekämpfung des Rechts-
extremismus in Deutschland und in-
ternational, für eine rechtsstaatliche
Grundierung und Stärkung unserer
Sicherheitsbehörden sowie dazu, um

den Opferschutz und
eine vertrauensgetra-
gene Integration wie-
der und neu voran-
bringen zu können.

Wir alle haben die
Verantwortung, die
bestmöglichen Leh-
ren aus dieser grausa-
men Mordserie zu
ziehen. Einiges haben

wir im Untersuchungsausschuss ge-
meinsam erreicht und dargelegt. In
den Ländern und im Bund müssen
jetzt einschneidende Verbesserungen
folgen. Die FDP hat viele Vorschläge
gemacht und wird sich weiterhin mit
großem Engagement einbringen.

Wegducken hilft nicht. Dringende
Reformen sind nötig.

(Beifall bei der FDP sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD,

der LINKEN und des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)

Hartfrid Wolff (*1971)
Landesliste Baden-Württemberg

Hartfrid Wolff, FDP:

Dringende
Reformen sind nötig

Wir fordern 
eine Reform 

der
Geheimdienste 
an Haupt und

Gliedern.
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Der Leitende Kriminaldirektor
Wolfgang Geier, der Chef der
BAO „Bosporus“, sagte bei

uns als Zeuge Folgendes:
Deshalb müssen Sie auch überle-

gen, was es ausgelöst hätte, wenn wir
mit einer Theorie, mit einer Hypothe-
se an die Öffentlichkeit gehen und …
sagen würden: Da gibt es Rechtsradi-
kale, die fahren durch Deutschland
und knallen Ausländer ab.

Diese Hypothese wäre die Wahr-
heit gewesen, wie wir heute wissen.
Sie hätte zunächst einmal ausgelöst,
dass das Leid der Opferfamilien ver-
kürzt wird, die immer wieder hören
mussten, dass ihre ermordeten Ange-
hörigen Teil einer Drogenmafia seien.
Diese Familien wären dann endlich –
auch öffentlich – als Opfer rechtsra-

dikaler Taten gesehen worden. Es ist
ein entsetzliches Versäumnis, im Rah-
men einer bewusst verfolgten Me-
dienstrategie hiermit hinter dem Berg
gehalten zu haben.

Man hätte auch die Chance gehabt,
nun endlich energisch und bundes-
weit nach möglichen Rechtsterroristen
zu fahnden und Mörder in Bayern
nicht nur im Großraum Nürnberg und
Bombenleger in Köln nicht nur im
Großraum Köln zu suchen, als lebten
wir alle auf Inseln und nicht in einem
Gesamtstaat, als hätten wir den Blick
nicht wenigstens über den Tellerrand
hinaus richten können. Dass Mörder
das Risiko, entdeckt
zu werden, minimie-
ren, indem sie ihre Ta-
ten schlicht im be-
nachbarten Bundes-
land ausführen, kann
schlechterdings nicht
mit Föderalismus er-
klärt werden. Hier gab
es Blockaden.

Hier wurde die Zu-
sammenarbeit geradezu verweigert,
insbesondere vom Bundesamt für
Verfassungsschutz, das auf einen Hil-
feruf aus Bayern nichts anderes mit-
zuteilen hatte als erstens: „Bei uns
gibt es keine Ansprechpartner“, zwei-
tens: „Wenn Sie etwas wollen, bitte
schriftlich und formentsprechend“,
und drittens: „Es gibt auch Landes-
ämter“. Arbeitsverweigerung an
höchster Stelle! Deswegen gehen wir

Grüne auch weiter, als wir es gemein-
sam formuliert haben. Wir meinen,
es ist nötig, dass dieses Bundesamt
wegen unscharfer Analysen und man-
gelhafter Informationen aufgelöst
und dann personell und strukturell
neu aufgestellt werden muss.

Noch etwas kommt hinzu. Die Ein-
stellung, dass nicht sein kann, was
nicht sein darf, hat die gesamten Er-
mittlungen durchzogen. Es ist offen-
bar eine Art bundesrepublikanische
Staatsdoktrin gewesen, dass rechtsex-
treme Täter immer Einzeltäter sind,
und zwar nicht nur beim Oktoberfes-
tattentat in München. Das ging bis hin

zur Begriffsbildung.
Bei der Polizei galt
immer die Organisa-
tionstheorie, in deren
Mittelpunkt die kri-
minelle Organisation
stand. Wenn es sich
aber um rechtsradika-
le Täter handelte, galt
die Einzeltätertheo-
rie. Das, was wir vor-

gefunden haben, nämlich eine rechts-
terroristische Organisation, war be-
grifflich überhaupt nicht vorgesehen.
Hier muss analysiert werden. Hier
muss sich etwas verändern.

Natürlich gab es auch gruppenbezo-
gene Vorurteile noch und nöcher. Wir
haben an einzelnen Stellen auch Ras-
sisten erlebt, beispielsweise Ku-Klux-
Klan-Mitglieder. Aber ich finde die For-
mulierung viel besser, die wir in unse-

Wolfgang Wieland (*1948)
Landesliste Berlin

Wolfgang Wieland, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Auf dem rechten Auge
betriebsblind

Das Bundesamt
für

Verfassungsschutz
sollte aufgelöst
und neu aufge-
stellt werden.
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rer gemeinsamen Bewertung gefunden
haben, die da lautet: „Auf dem rechten
Auge betriebsblind“. So war es. Das ha-
ben wir gesehen. Das ist schlimm ge-
nug, und das muss sich verändern.

Wir haben des Weiteren festgestellt
– das muss man auch sagen –: In der
Demokratie gibt es politisch Verant-
wortliche. Da kann man nicht beim
Ersten Hauptkommissar der Krimi-
nalpolizei stehen bleiben. Ich sage als
Kompliment an die Adresse der Kolle-
ginnen und Kollegen von Union und
SPD – wir hatten niemanden, den wir
schützen konnten –: Sie haben keine
Rücksicht genommen. Die Innenmi-
nister waren leider Teil des Problems
und nicht Teil der Lösung, und zwar

ohne jede Ausnahme. Sie waren teils
inaktiv wie Wolfgang Schäuble oder
Fritz Behrens aus Nordrhein-Westfa-
len, teils sogar blockierend wie Volker
Bouffier oder sehr aktiv und Empathie
zeigend wie Günther Beckstein, der
aber im Ergebnis zu sehr auf sein Bun-
desland und seine Zuständigkeit kon-
zentriert war.

Last, but not least ist Otto Schily
zu erwähnen, der mit einer falschen
Ansage einen Tag nach dem Bomben-
anschlag in der Kölner Keupstraße die
falsche Ermittlungstendenz in Rich-
tung organisierte Kriminalität bestä-
tigt hat, und zwar mit der nicht durch
Fakten gedeckten Aussage, es gebe
Hinweise auf den Bereich der organi-

sierten Kriminalität. Wenn wir politi-
sche Verantwortung ernst nehmen,
dann müssen wir auch hier ansetzen
und sagen: Erkannte und ausgespro-
chene Mängel – der Vizepräsident des
BKA sprach von kriminalfachlich
stümperhaft organisierten Ermittlun-
gen – wurden nicht abgestellt.

Letzte Bemerkung dazu von mir:
Die Justizministerkonferenz, deren
Staatsanwaltschaften die Herrinnen
der Ermittlungsverfahren sind, hat
sich gleich gar nicht damit beschäf-
tigt. Wir müssen sagen, dass sich auch
das Verhältnis von Staat und Zivilge-
sellschaft bessern muss, dass der
Kampf gegen Rechtsextremismus
kein Spezialgebiet nur von Justiz, Po-

lizei und Nachrichtendiensten ist,
sondern dass er vor allen Dingen Teil
der Zivilgesellschaft ist. Hier wollen
wir Dialog, hier wollen wir Zusam-
menarbeit, aber kein Kujonieren ha-
ben. Das, was hier vorgelegt wurde, ist
ein Arbeitsprogramm für die nächste
Bundesregierung, wie auch immer sie
aussehen wird. Es wurde einheitlich,
gemeinsam vorgelegt; daran kommt
man nicht so schnell vorbei. Das se-
he ich wie der Kollege Binninger. Es
ist auch ein Arbeitsprogramm für den
nächsten Bundestag, dem ich nicht
mehr angehören werde.

Deswegen darf ich hier zum
Schluss sagen: So konfliktfrei und un-
polemisch, wie die Zusammenarbeit

in diesem Untersuchungsausschuss
war, kann die politische Arbeit nicht
immer sein. Ich danke den Kollegin-
nen und Kollegen dafür. Außerdem
danke ich den vielen Kolleginnen
und Kollegen in allen Fraktionen –
das ist kein Ritual, und das ist keine
Floskel; es gab sie wirklich –, mit de-
nen ich sehr gut, sehr intensiv, teil-
weise auch sehr streitig über die Jah-
re zusammengearbeitet habe. Ein Par-
lament braucht sich für Streit nicht zu
entschuldigen. Dieser ist konstituie-
rend; allerdings sollte er mit Niveau,
mit persönlichem Anstand und mit
Glaubwürdigkeit geführt werden.

(Beifall im ganzen Hause)

Der rechtsextreme Terror des
NSU war ein Anschlag auf
unsere Demokratie. Wir alle

waren gemeint, unsere Demokratie
und unser Rechtsstaat. Deswegen war
es richtig und sehr wichtig, dass der
Deutsche Bundestag sich dieser Frage
angenommen und einen Untersu-
chungsausschuss eingesetzt hat.

Dieser Untersuchungsausschuss –
das ist schon gesagt worden – war ein
ganz besonderer. Ich kann all diejeni-
gen verstehen, die damals skeptisch
waren und gesagt haben: Untersu-
chungsausschüsse sind Kampfinstru-
mente der Opposition; dieses Instru-
ment eignet sich nicht bei rechtsextre-
mem Terror. – Für mich war dieser
Untersuchungsausschuss – anders als
für den Kollegen Wieland, der, glaube
ich, vielen, wenn nicht allen Untersu-
chungsausschüssen, angehört hat –
der erste Untersuchungsausschuss,
und er hat für mich Maßstäbe gesetzt.

Wir haben diesen Untersuchungs-
ausschuss zu einem Kampfinstru-
ment der Aufklärung gemacht.

Dass uns das gelungen ist, dafür
möchte auch ich allen Kolleginnen
und Kollegen, allen unseren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern ganz herz-
lich danken. Es war wirklich ein kol-
legiales Miteinander, das diese Aufklä-

rung möglich gemacht hat. Ich möch-
te einem Kollegen ganz besonders
danken: Lieber Clemens Binninger,
ohne dich – ich sage es ganz deutlich
– wären manche Einigkeit, mancher
Konsens, mancher Kompromiss nicht
möglich gewesen. Ich danke dir für
die gute Zusammenarbeit, auch weil
ich weiß, dass du, anders als wir ande-
ren, ganz besonders viel Gegenwind
an der einen oder anderen Stelle aus-
halten musstest. Auch das muss ein-
mal gesagt werden. Herzlichen Dank
dafür!

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir hatten durchaus Hindernisse in
diesem Untersuchungsausschuss,
zum Beispiel die Aktenvernichtung
im Bundesamt für Verfassungsschutz
am 11.11.2011 – ausgerechnet am
11.11.2011 – in Köln. Das hat nicht
nur unsere Arbeit behindert, sondern
auch viel Vertrauen zerstört. So hatten
wir viele Hindernisse. Aber über eines
habe ich mich ganz besonders geär-
gert: die fehlende Bereitschaft der
zahlreichen Zeugen, Fehler einzuge-
stehen und Verantwortung zu über-
nehmen.

Wenn eine rechtsextreme Mörder-
bande 14 Jahre lang untertaucht, zehn
Morde begeht, zwei Sprengstoffan-
schläge und zahlreiche Banküberfälle
verübt, dann müssen Fehler begangen
worden sein. Dass niemand in der La-
ge war, dafür die Verantwortung zu
übernehmen, das hat mich sehr ent-
täuscht.

Wir haben flächendeckendes Versa-
gen gefunden: der Polizei, des Verfas-
sungsschutzes, der Justiz und auch der
politisch Verantwortlichen. Wir ha-
ben das aufgedeckt. Es war nicht eine
Aneinanderreihung von sogenannten
handwerklichen Fehlern oder, wie
manchmal verniedlichend gesagt
wird, von Pannen Einzelner. Das gab
es zwar auch, aber was wir gefunden
haben, war ein Versagen der Sicher-
heitsbehörden mit strukturellen Ursa-
chen. Wir haben dieses Versagen an al-

len Tatorten gefunden, von Hamburg
über Köln, Dortmund, Kassel bis nach
München und Nürnberg, bis nach
Rostock, in Thüringen und in Sach-
sen. Insofern sind handwerkliche Feh-
ler keine Erklärung für dieses flächen-
deckende Versagen.

Ich möchte zwei der strukturellen
Gründe nennen:

Erstens – das ist
schon angesprochen
worden; ich will es
noch einmal betonen
–: Rechtsextremis-
mus ist in unserem
Land über Jahre, ja,
Jahrzehnte verkannt
und verharmlost
worden. Rechtsextre-
mismus ist nicht gesehen worden als
Gefahr für unsere Demokratie. Das
darf nie wieder geschehen.

Der Verfassungsschutz unterließ ei-
ne profunde Gefährdungsanalyse – er
hat die Gefahr nicht gesehen –, und
der Polizei fehlte es an Kenntnis über
das Verhalten rechter Gewalttäter.
Deswegen ist insbesondere die Re-
form des Verfassungsschutzes ein
wichtiger Baustein unserer Empfeh-
lung.

Zweitens – diese Erkenntnis hat
mich zutiefst erschüttert und uns alle
sprachlos gemacht –: Die Tatsache,
dass neun der zehn Mordopfer und al-
le Opfer der Sprengstoffanschläge ei-
nen Migrationshintergrund hatten,
hat die Polizei und die Ermittlungsbe-
hörden zu der Annahme geführt, dass
die Opfer selbst kriminell gewesen
seien. Das haben wir überall gefun-
den, und das hat uns sehr erschüttert.

Was konkret haben wir gefunden?
Wir haben bei den Ermittlungsbehör-
den überall routinisierte Verdachts-
und Vorurteilsstrukturen gefunden,
die rassistisch basiert waren. Meine
Damen und Herren, das ist eine er-
schreckende Erkenntnis.

Um dies deutlich zu machen, will
ich als Beispiel den Mord an Enver

Simsek anführen. Mich hat sehr er-
schüttert, was ich in den Akten gefun-
den habe: Es war Günther Beckstein,
der damalige Innenminister in Bay-
ern, der auf einen Zeitungsartikel, in
dem vom Mord an Enver Simsek be-
richtet wurde, schrieb: Könnte nicht
„ausländerfeindlicher Hintergrund
denkbar“ sein? – Günther Beckstein
kannte den Blumenstand, weil er
selbst dort Blumen kaufte. Für ihn war
Enver Simsek kein Drogendealer, son-
dern der Blumenhändler.

Das zeigt, wie sehr es darauf an-
kommt, wie wir uns wahrnehmen,
wie wir miteinander umgehen, wel-
che Prägungen wir haben und welche

Vorurteile. Deswegen
sage ich hier ganz
deutlich: Wir sind es
den Opfern und den
Angehörigen schul-
dig, dass wir dieses
strukturelle Problem
in unseren Sicher-
heitsbehörden offen
benennen.

Durch den vereng-
ten Blick der Ermittlungsbehörden ge-
riet auch das familiäre Umfeld in den
Fokus der Ermittler. Wir werfen es der
Polizei überhaupt nicht vor, dass sie
im Umfeld ermittelt – das ist norma-
le Polizeiarbeit –; aber wenn elf Jahre
lang in die falsche Richtung ermittelt
wird und eine Ermittlungsrichtung
systematisch aus dem Blick genom-
men wird, dann müssen wir das ganz
deutlich kritisieren. Die Angehörigen
hatten nicht nur den Verlust eines lie-
ben Menschen zu verkraften, sondern
auch Verdächtigungen vonseiten der
Ermittlungsbehörden zu ertragen.

Deswegen haben wir zwei Forde-
rungen, die ganz wichtig sind. Die ers-
te haben wir gemeinsam – das ist un-
sere Forderung Nr. 1, liebe Kollegin-
nen und Kollegen –, und zwar, dass
immer dann, wenn eine Person mit
Migrationshintergrund Opfer eines
Gewaltverbrechens wird, die Polizei
aufgefordert ist, nachzuprüfen, ob es
sich um einen rassistischen, rechtsex-
tremen Hintergrund handelt.

Die zweite Forderung ist – das sagt
die SPD in ihrem Teil der Empfehlun-
gen ganz deutlich –: Wir brauchen ei-
ne unabhängige Beschwerdestelle bei
der Polizei, an die sich alle wenden
können und bei der sie eine gute Be-

ratung bekommen können. Das hal-
ten wir für dringend erforderlich und
für eine wichtige Konsequenz aus
dem, was wir gefunden haben.

Meine Damen und Herren, wir ha-
ben mit dem Bericht des Untersu-
chungsausschusses ein breites Maß-
nahmenbündel vorgelegt; 47 Emp-
fehlungen, die alle Fraktionen tragen.
Deswegen sage ich es ganz deutlich,
liebe Kolleginnen und Kollegen: Ich
erwarte von allen Mitgliedern des
nächsten Deutschen Bundestages,
von allen, die hier wieder sitzen wer-
den, von allen Kolleginnen und Kol-
legen in den Bundesländern, von al-
len Regierungen, von allen Behörden,
dass diese Empfehlungen nicht in der
Schublade verschwinden, sondern
wirksam umgesetzt werden.

Ich selbst will gern dazu beitragen;
ich denke, es ist unsere gemeinsame
Verpflichtung, genau das in der nächs-
ten Legislaturperiode zu tun.

Gleichzeitig bitte ich die Öffentlich-
keit, alle zivilgesellschaftlichen Grup-
pen, alle Bürgerinnen und Bürger und
vor allen Dingen die Medien, die un-
sere Arbeit mit viel Engagement be-
gleitet haben, Sie alle, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, ausdrück-
lich darum, dass Sie nicht lockerlas-
sen, bis wir diese 47 Empfehlungen
und darüber hinaus alles, was wir
noch für notwendig erachten, um die
Missstände zu beseitigen, umgesetzt
haben und wir tatsächlich wirksam re-
formiert haben. Lassen Sie uns alle ge-
meinsam alles dafür tun, dass wir Ras-
sismus und Rechtsextremismus wirk-
lich wirksam bekämpfen! Das ist un-
sere gemeinsame Aufgabe.

(Beifall im ganzen Hause)

Eva Högl (*1969)
Wahlkreis Berlin-Mitte

Dr. Eva Högl, SPD:

Untersuchungsausschuss war
Kampfinstrument der Aufklärung

Handwerkliche
Fehler sind

keine Erklärung 
für das

Versagen der
Sicherheitsbehörden.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen: Stephan
Stracke (CDU/CSU), Hans-Christian
Ströbele (Bündnis 90/Die Grünen), Patrick
Kurth (FDP), Sönke Rix (SPD), Tankred
Schipanski (CDU/CSU), Serkan Tören
(FDP) sowie Armin Schuster (CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: http://dip21.bundes-
tag.de/dip21.web/bt 
Der Deutsche Bundestag stellt online die
Übertragungen des Parlamentsfernsehens
als Live-Video- und Audio-Übertragung
zur Verfügung.
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Uns alle beschäftigt in diesen
Tagen die außergewöhnlich
schwierige Situation in Sy-

rien. Die Lage der Menschen ist ka-
tastrophal. Bereits über 100 000
Menschen haben ihr Leben verlo-
ren; 2 Millionen – so die Zahlen
von heute Morgen – sind auf der
Flucht. Es kann keinen Zweifel ge-
ben, dass es zu einem eklatanten
Bruch des Völkerrechts durch den
grausamen Einsatz von Chemiewaf-
fen gekommen ist. Wir haben Bil-
der gesehen von Kindern, von Er-
wachsenen, die qualvoll gestorben
sind. Ich glaube, wir sind uns einig,
dass dies eine klare Antwort der in-
ternationalen Staatengemeinschaft
erfordert.

Deutschland hat sich mit Nach-
druck dafür eingesetzt, dass der
UN-Sicherheitsrat sich mit diesem
Giftgaseinsatz befasst. Aber wir
müssen feststellen, der Bundesau-
ßenminister und ich gemeinsam,
seitdem wir uns mit dem Syrien-
Konflikt beschäftigen, dass der UN-
Sicherheitsrat immer wieder blo-
ckiert ist, blockiert insbesondere
auch durch eine sehr harte Haltung
von Russland und China.

Ich glaube, es ist unbestritten,
dass wir nach diesem Tabubruch,
der Verletzung der Chemiewaffen-
konvention, nicht einfach zur Ta-
gesordnung übergehen dürfen. Wir
haben uns dafür eingesetzt, dass die
UN Inspekteure an den Ort der Tat
schicken kann; das ist auch gelun-
gen. Wir setzen uns jetzt dafür ein,
dass logistisch alles getan wird, was
getan werden kann, um die Unter-
suchung der Proben zu beschleuni-
gen. Ich möchte dem Bundesau-
ßenminister dafür auch ganz herz-
lich danken.

Die Frage, was es bedeutet, nicht
zur Tagesordnung übergehen zu
dürfen, stellen sich natürlich alle.
Es gibt Erwägungen, eine militäri-
sche Antwort zu geben. Sie haben

dies von den Vereinigten Staaten
von Amerika, Sie haben dies von
Frankreich gehört. Wir sagen:
Deutschland wird sich an einem
militärischen Einsatz nicht beteili-
gen. Aber wir fügen hinzu: Wir wol-
len alles unternehmen, was uns in
den verbleibenden Tagen möglich
ist, um eine gemeinsame Antwort
der internationalen Staatengemein-
schaft zu finden.

Es ist – ich muss das hier in die-
sem Hohen Hause so sagen – nicht
sehr wahrscheinlich, dass dies ge-
lingt, aber auch die kleinste Chan-
ce muss genutzt werden. Deshalb
sind wir in permanenten Gesprä-
chen mit all unseren Partnern, mit
Russland. Deshalb werden wir auch
das G-20-Treffen nutzen und alles
Erdenkliche tun, um doch noch zu
einer gemeinsamen Haltung der in-
ternationalen Staatengemeinschaft
zu kommen. Ich
glaube, dies ist im
Interesse aller, die
hier in diesem Hau-
se arbeiten.

Glücklicherweise
gibt es eine breite in-
ternationale Über-
einstimmung darü-
ber, dass der Syrien-
Konflikt als Ganzes
nur durch einen politischen Prozess
gelöst werden kann. Deshalb haben
wir bereits auf dem G-8-Treffen in
Großbritannien, zu Beginn des
Sommers, darüber gesprochen, dass
es einer zweiten Konferenz in Genf
bedarf. Auch diese Bemühungen
werden wir fortsetzen; genauso
setzt sich Deutschland natürlich ge-
meinsam mit den Vereinten Natio-
nen auch in der internationalen
Kontaktgruppe Freunde Syriens
und anderen Gruppen permanent
dafür ein, dass die Dinge einer Lö-
sung zugeführt werden.

Meine Damen und Herren,
Deutschland hat sich mit über 340
Millionen Euro auch dafür einge-
setzt, das Leid der Flüchtlinge zu
lindern. Wir haben als erster EU-
Mitgliedstaat 5 000 syrischen
Flüchtlingen Aufnahme angeboten.

Wir wissen um die Verfolgung der
Christen. Wir wissen um die Verfol-
gung anderer. Es täte uns allen gut.

Ich sage aus diesem Anlass hier
auch sehr deutlich: Es ist beschä-
mend, dass Menschen, die sich
traumatisiert von Bürgerkriegen
oder wegen politischer Verfolgung
hilfesuchend an Deutschland wen-
den, Anfeindungen von Unbelehr-
baren in unserem Land ausgesetzt
sind. Ich freue mich, dass es einen
parteiübergreifenden Konsens gibt,

gerade auch zu den Vorkommnis-
sen in Berlin. Das ist wichtig und
unabdingbar. Wir lehnen solche
Anfeindungen ab, meine Damen
und Herren.

Wir haben gestern die Debatte
über den Bericht des NSU-Untersu-
chungsausschusses verfolgt. Auch
ich möchte seitens der Bundesregie-
rung allen Mitgliedern dieses Aus-
schusses herzlich danken und sa-
gen, dass wir die Empfehlungen na-
türlich umsetzen werden. Ich will
hinzufügen: Gerade im Lichte die-
ser Debatte ist kein Platz für Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus,
Rechtsextremismus oder Antisemi-
tismus. Das ist unsere gemeinsame
Haltung. Ich bin allen Bürgerinnen
und Bürgern dankbar, die das zum
Ausdruck bringen.

Meine Damen und Herren, wir
debattieren heute, am Ende einer

Legislaturperiode,
über die Situation
in Deutschland. Die
heutige Debatte gibt
Gelegenheit, die
vier Jahre dieser Le-
g i s l a t u r p e r i o d e
noch einmal Revue
passieren zu lassen
und einen Ausblick
zu geben auf das,

was notwendig ist. Ich glaube, wir
alle können feststellen, dass es un-
gewöhnlich herausfordernde vier
Jahre waren, mit Aufgaben, die wir
am Beginn der Legislaturperiode so
nicht vor uns sehen konnten.

Wir hatten zu tun mit den Nach-
wirkungen der internationalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise. Wir
sind in eine Euro-Schuldenkrise hi-
neingeraten. Wir hatten die
schrecklichen Ereignisse in Fukus-
hima. Wir haben erfreulicherweise
den Prozess der Übergabe der Ver-
antwortung in Afghanistan. Wir
sind nicht vorangekommen – so
muss man es sagen – in dem Kampf
gegen das iranische Nuklearpro-
gramm. Wir haben mit Hoffnung
und Spannung den arabischen
Frühling verfolgt und sehen jetzt,
wie schwierig der Prozess ist, der
sich daran anschließt. Wir verfolgen
die Lage in Ägypten. Wir beobach-
ten die Dinge in Libyen. Wir sind in
Mali dabei.

Dies alles sind Herausforderun-
gen, die sehr schwierig sind. Und:
Vor wenigen Wochen hatten wir na-
tional eine Kraftprobe zu bestehen,
nämlich die Bekämpfung einer
Flut, wie wir sie eigentlich nur ein-
mal im Jahrhundert erwarten. Jetzt
mussten wir erleben, dass dieses
zweimal in zehn Jahren passiert ist.

Meine Damen und Herren, trotz
all dieser Herausforderungen kann
man sagen: Alles in allem waren es
vier gute Jahre für Deutschland.

Es waren vier gute Jahre für
Deutschland; denn heute geht es
vielen Menschen in Deutschland
besser, als es ihnen vor vier Jahren
gegangen ist.

Die christlich-liberale Koalition
möchte diese Arbeit fortsetzen, da-
mit 2017 noch mehr Menschen sa-
gen können: Uns geht es besser in
unserem Land. – Das ist das Ziel un-
serer Arbeit.

Meine Damen und Herren, wir
sind vor vier Jahren aus dem tiefs-
ten Wirtschaftseinbruch, einem
Einbruch von 5 Prozent, herausge-
kommen. Wir haben darauf im
Rahmen der Großen Koalition mit
einem klugen Konjunkturpro-
gramm geantwortet. Natürlich hat
das zu einem starken Defizit in un-
serem Haushalt und damit zu mehr
Verschuldung geführt. Die mittel-
fristige Finanzplanung für diese Le-
gislaturperiode sah vor, dass wir
neue Schulden in Höhe von 262
Milliarden Euro aufnehmen müs-
sen. Ich darf Ihnen heute berichten,
dass es 100 Milliarden Euro sind.
100 Milliarden Euro bedeuten auch
eine Zunahme der Verschuldung.
Aber dass wir von 262 Milliarden
Euro auf 100 Milliarden Euro ge-
kommen sind, ist ein sensationeller
Erfolg.

Wir werden 2014 einen struktu-
rell ausgeglichenen Haushalt haben
und ab 2015 beginnen können,
Schulden zurückzuzahlen. Das ist
ein Beitrag für unsere Kinder und
Enkel. Darüber sind wir froh.

Wir halten die im Grundgesetz
für den Bund vorgesehene Schul-
denbremse bereits seit 2012 ein.

Wir konnten verzeichnen, dass
die Steuergelder, die wir als Bund in
dieser Legislaturperiode einneh-
men, um 30 Milliarden Euro gestie-
gen sind.

All das sind herausragende Er-
gebnisse. Wie konnte das gelingen,
und warum ist das gelungen?

Das ist das Werk vieler Menschen
im Lande. Aber, meine Damen und
Herren, es ist eben auch das Werk
von kluger Politik, einer Mischung
aus Ausgabendisziplin – schauen
Sie sich die Haushalte an; die Aus-
gaben steigen nicht –, aus Entlas-
tungen – wo immer das im Blick auf
Wachstum möglich ist – und aus
Zukunftsinvestitionen.

Dieser Dreiklang hat dazu ge-
führt, dass wir am Ende dieser Le-
gislaturperiode 1,9 Millionen mehr
sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse haben als
2009, darunter 1,2 Millionen Voll-
zeitbeschäftigungsverhältnisse. Die
Frauenerwerbstätigkeit hat eben-
falls zugenommen. 700 000 mehr
Menschen im Alter von 60 bis 65
sind noch in Arbeit. Die Zahl der
befristeten Arbeitsverhältnisse ist
trotz der gestiegenen Zahl der Ar-

beitsverhältnisse konstant geblie-
ben. Darüber hinaus haben wir
vom Statistischen Bundesamt ge-
hört, dass im August die Zahl der
atypischen Arbeitsverhältnisse zum
ersten Mal zurückgegangen ist.

Ich sage ausdrücklich: Fast 3 Mil-
lionen Arbeitslose sind 3 Millionen
zu viel. Dass wir aber diese Fort-
schritte erzielt haben und dass wir
die höchste Beschäftigungsquote in
Deutschland haben, die wir je hat-
ten, ist ein Erfolg, meine Damen
und Herren. Das macht Mut, wei-
terzumachen. Genau diesen Weg
wollen wir weitergehen.

Natürlich gibt es Löhne, die nicht
akzeptabel sind. Deshalb haben wir
die Leiharbeit sozial gemacht.

Wir haben einen Mindestlohn
vereinbart. Wir haben das, was bei
den geltenden Rechtslagen früher
möglich war, verhindert, nämlich
dass Menschen aus einem unbefris-
teten Arbeitsverhältnis entlassen
und dann im selben Betrieb als
Leiharbeiter eingestellt und wieder
eingesetzt wurden. Diesem Dreh-
türeffekt haben wir einen Riegel
vorgeschoben. Das war eine wichti-
ge und notwendige Maßnahme.

Wir haben heute für 13 Branchen
und 4 Millionen Erwerbstätige bran-
chenspezifische Mindestlöhne ver-
einbart. Es gehört einfach zur Wahr-
heit dazu: Mindestlöhne sind in
Deutschland bis jetzt nur von CDU-
Kanzlern für allgemeinverbindlich
erklärt worden. Rot-Grün hat an die-
ser Stelle gar nichts gemacht.

In den nächsten Jahren liegt vor
uns natürlich die Aufgabe, die Ar-
beitslosigkeit weiter zu senken. Ein
großes Thema ist, dass es aus den
Jahren, als wir keine ausreichende
Zahl an Ausbildungsplätzen hatten,
noch viele Jugendliche gibt, die kei-
ne Ausbildung haben. Deshalb wer-
den wir forcieren, dass die 25- bis
35-Jährigen jetzt, wo der Ausbil-
dungsmarkt sehr viel besser da-
steht, eine zweite Chance bekom-
men und auch diese jungen Men-
schen eine Ausbildung bekommen.
Denn wir wissen, dass das Risiko
für Arbeitslosigkeit massiv sinkt,
wenn eine Ausbildung absolviert
wurde.

Wir werden auch daran arbeiten,
die Beschäftigung Älterer weiter zu
stärken. Wir haben alle miteinan-
der jahrelang den Fehler gemacht,
Anreize dafür zu setzen, Menschen
zu früh aus dem Erwerbsleben he-
rauszudrängen.  Wir haben jetzt
zum ersten Mal wieder mehr Men-
schen zwischen 60 und 65 Jahren in
Arbeit als solche, die schon aus der
Arbeitswelt ausgeschieden sind. An-
gesichts des Wandels des Altersauf-
baus unserer Gesellschaft müssen
wir Älteren Chancen bieten, sonst
wird die Rente mit 67 keine Akzep-
tanz finden. Aber wir können sie
bieten. Deshalb werden wir genau
auf diesem Weg weitermachen.

Von 2002 bis 2008 gab es in
Deutschland keinerlei Lohnsteige-
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rungen. Seit 2009 haben wir die er-
freuliche Entwicklung, dass die
Menschen wieder höhere Brutto-
löhne haben. Wir hätten es gern
noch in diesem Jahr ermöglicht,
dass die Menschen mehr Netto vom
Brutto in der Tasche haben. Doch
Sie haben verhindert, dass wir die
kalte Progression bekämpfen, ob-
wohl der Bund die meisten der
Steuerausfälle übernommen hätte.

Das müssen Sie den Facharbei-
tern, Meistern und Ingenieuren in
Deutschland einmal erklären.

Meine Damen und Herren, dies
alles sind Erfolge der Bürgerinnen
und Bürger, der Arbeitnehmer und
der Unternehmer, aber es ist auch
Folge kluger politischer Weichen-
stellungen.

Es geht am 22. September um
nicht mehr und nicht weniger als
um die Frage, ob wir diesen Weg des
Erfolges weitergehen oder ob wir
grobe Fehler sehen müssen, die die-
se erfolgreiche Entwicklung wieder
zunichtemachen. Das ist die Frage,
vor der die Bürgerinnen und Bürger
stehen.

Der Staat nimmt so viele Steuern
ein wie nie zuvor. Damit müssen
wir auskommen. Ich sage auch: Da-
mit können wir auskommen.

Wenn wir Steuern erhöhen – das
ist zumindest unsere Überzeugung;
vieles spricht dafür –, dann gefähr-
den wir Arbeitsplätze, weil wir ge-
nau die treffen, die Selbstständige
sind, die Unternehmen führen, die
Mittelständler sind. Sowohl die Er-
höhung des Spitzensteuersatzes als
auch die Einführung einer Vermö-
gensteuer trifft das Rückgrat unserer
Wirtschaft, den Mittelstand, demo-
tiviert und motiviert nicht. Wir
brauchen motivierte Unternehme-
rinnen und Unternehmer, damit
mehr Arbeitsplätze entstehen. Das
schafft nämlich nicht die Politik,
sondern das schaffen sie.

Steuererhöhungen würden des-
halb dazu führen, dass wir höhere
Steuersätze haben, weniger Arbeits-
plätze und zum Schluss niedrigere
Steuereinnahmen. Diesen Weg ge-
hen wir gerade nicht.

Wir konnten ja auch beobachten,
welche Auswirkung die hohe Zahl
der Beschäftigten auf die Situation
der sozialen Sicherungssysteme hat.
Bei der Rente werden wir den Weg
der schrittweisen Einführung der
Rente mit 67 weitergehen, weil es
keine andere Antwort auf die verän-
derte Lage bezüglich des Altersauf-
baus unserer Gesellschaft gibt.

Es ist falsch, den Kopf in den
Sand zu stecken, jetzt wieder kleine
Abweichungen vorzunehmen. Das
alles wird die junge Generation
doppelt und dreifach bezahlen.
Deshalb machen wir das nicht. Ver-
lässlichkeit ist das Markenzeichen
unserer Politik.

Wir dürfen nie vergessen: Die
Rente muss zweimal gerecht sein.
Sie muss gerecht sein für die Älte-
ren, aber sie muss auch gerecht sein
für diejenigen, die sie heute mit ih-
ren Leistungen erbringen müssen.
Die Frage des Zusammenhalts der

Generationen wird in den nächsten
Jahren eine zunehmende Rolle
spielen. Eine starke Gesellschaft ist
nur eine Gesellschaft, in der die Ge-
nerationen einander vertrauen und
sich nicht überfordern. Natürlich
sehen wir, dass angesichts der de-
mografischen Entwicklung das The-
ma der Altersarmut eine wachsende
Bedeutung haben wird. Deshalb ha-
ben wir genauso wie andere ein
Konzept vorgelegt, in dem es heißt:
Wer 40 Jahre gearbeitet hat, wer pri-
vat vorgesorgt hat, der soll Leistun-
gen bekommen, eine Rente bekom-
men, die oberhalb der Grundsiche-
rung liegt. Genau das werden wir
umsetzen.

Die Union setzt sich auch dafür
ein - darüber muss man dann gege-
benenfalls noch in Koalitionsver-
handlungen sprechen -, die Anrech-
nung von Erziehungszeiten bei der
Rente für Mütter, deren Kinder vor
1992 geboren wurden, zu verbes-
sern.

Denn diese Frauen hatten keinen
Rechtsanspruch auf
einen Kitaplatz, kei-
nen Rechtsanspruch
auf einen Kindergar-
tenplatz, und die
Gleichberechtigung
in der Familie war
auch noch nicht so
entwickelt, meine
Damen und Herren.

Dies nehmen wir
uns für die nächsten Jahre vor. Wa-
rum? Das kann ich ganz klar be-
gründen: weil wir uns bis heute erst
einmal ein Polster in der Rentenver-
sicherung erarbeiten konnten.

Wir konnten gegen Ihren Willen
hier in diesem Hause die Renten-
beiträge senken und haben trotz-
dem Rücklagen, und deshalb kön-
nen wir diesen Beitrag zur Gerech-
tigkeit gegenüber Frauen, die Kin-
der erzogen haben, leisten, meine
Damen und Herren.

Das geht aber nur, wenn die Be-
schäftigungssituation so gut bleibt,
sonst können wir all das nicht
schaffen.

Jeder Mensch in unserer Gesell-
schaft hat ein Recht, in Würde zu al-
tern. Deshalb ist die Pflege von zen-
traler Bedeutung.

Wir haben im Pflegebereich ei-
nen Mindestlohn eingeführt. Wir
haben ein Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetz eingeführt, nach dem die
Demenzkranken zum ersten Mal
Leistungen erhalten; 650 000 Men-
schen erhalten mehr Leistungen.
Wir haben dafür auch die Pflegever-
sicherungsbeiträge erhöht.

2,5 Millionen Menschen in
Deutschland sind pflegebedürftig.
Zwei Drittel von ihnen werden von
Verwandten und Angehörigen ge-
pflegt.

Das sind die stillen Helden unse-
rer Gesellschaft, meine Damen und
Herren, und ihnen gebührt ein gro-
ßes Dankeschön.

Wir wissen, dass die Aufgaben da-
mit nicht erledigt sind. Deshalb
werden wir angesichts einer in den
nächsten Jahren steigenden Zahl

von Menschen, die pflegebedürftig
sein werden, die Leistungen erwei-
tern müssen. Wir können nicht ver-
sprechen, dass die Beiträge kon-
stant bleiben. Wir müssen uns in
der nächsten Legislaturperiode
auch mit einem neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff beschäftigen.

Die Kommissionsarbeiten, die
uns dazu vorgelegt wurden, hatten
nicht den Reifegrad – darüber habe
ich mit dem Gesundheitsminister
ausführlich gesprochen –, dass man
es den Betroffenen hätte zumuten
können, in neue Bewertungen hi-
neingedrängt zu werden, weil nicht
klar war, ob manche Menschen
zum Schluss weniger Leistungen er-
halten würden. Das gibt es mit uns
nicht, meine Damen und Herren,
und das ist ein Beitrag zu einer gu-
ten Pflegeversicherung gewesen.

Jeder Mensch in unserem Land
hat ein Anrecht – darauf sind wir
stolz –, die Gesundheitsversorgung
zu bekommen, die er braucht. Wir
haben deshalb an einigen Stellen

nachsteuern müs-
sen, was die Situati-
on der Apotheken
anbelangt, was die
Versorgung der
ländlichen Räume
mit Ärzten anbe-
langt. Die Patien-
tenrechte wurden
gestärkt. Wir wer-
den auch in den

nächsten Jahren damit zu tun ha-
ben. Wir haben jetzt die Berichte
über abgelehnte Leistungen und
Ähnliches gehört. Wir gehen sol-
chen Vorwürfen nach. Wir sorgen
dafür, dass jeder die gleiche medizi-
nische Behandlung bekommen
kann. Das ist unser Anspruch. Inso-
weit wird uns das Gesundheitssys-
tem weiter beschäftigen. Aber ich
will auch sagen: Deutschland hat
ein gutes Gesundheitssystem, und
auch hier gilt allen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, die dort tätig
sind, unser herzlicher Dank.

Ich glaube, wir sind uns einig,
dass Familien der Kern unserer Ge-
sellschaft sind. Wir vertreten die Po-
litik, dass Familien selbst entschei-
den sollen, wie sie leben wollen.
Deshalb werden wir keine Kürzun-
gen beim Ehegattensplitting vor-
nehmen. Deshalb werden wir auch
nicht zwischen Jüngeren und Älte-
ren unterscheiden, sondern über-
lassen das den Familien. Das halten
wir für eine Unterstützung der Fa-
milien.

Wir haben seit 2007 in Deutsch-
land 820 000 neue Betreuungsplät-
ze für Kinder unter drei Jahren ge-
schaffen. Dies ist ein großes Ge-
meinschaftswerk von Kommunen,
Ländern und Bund.

Der Bund hat sich hierfür einge-
setzt, obwohl er nicht zuständig ist,
weil wir dies für eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe halten. Wir
werden uns auch dauerhaft an der
Finanzierung der Betreuungskosten
beteiligen. Dies halten wir für not-
wendig. Mit dem Rechtsanspruch
auf einen Kitaplatz ist die Wahlfrei-

heit für Familien nämlich massiv
gestärkt worden. In diesem Zusam-
menhang haben wir im Sinne der
Wahlfreiheit auch das Betreuungs-
geld eingeführt.

Wir werden übrigens weiterhin
an der Versorgung mit Kitaplätzen
arbeiten müssen, weil der Bedarf
steigen wird und weil auch die An-
sprüche an die Betreuungszeiten
und Öffnungszeiten steigen wer-
den. Das ist der gesellschaftlichen
Entwicklung geschuldet. Deshalb
werden wir diesen Prozess weiter
begleiten.

Meine Damen und Herren, wir
haben in Forschung und Bildung
investiert – mehr als jede Bundesre-
gierung zuvor, 13 Milliarden Euro
mehr –, weil wir der tiefen Überzeu-
gung sind, dass gute Bildung die
Grundlage unseres Wohlstands ist.
Wir werden in den nächsten Jahren
die Dinge natürlich weiterentwi-
ckeln müssen. Ich nenne die Exzel-
lenzinitiative, die Hightech-Strate-
gie. Wir haben einen Qualitätspakt
Lehre auf den Weg gebracht, damit
die Ausbildung an den Hochschu-
len besser wird. Wir haben den
Hochschulpakt umgesetzt. Der
Bund unterstützt die Schaffung zu-
sätzlicher Studienplätze. Heute ge-
hen mehr als 50 Prozent eines Jahr-
gangs an Universitäten oder Fach-
hochschulen. Vor diesem Hinter-
grund sage ich: Wir werden in den
nächsten vier Jahren eher wieder ei-
nen Blick auf die berufliche Ausbil-
dung legen müssen.

Wir müssen diese zweite Säule
stärken, weil sie Deutschland stark
gemacht hat. Das wird eine der Auf-
gaben sein. Mein Ziel ist es auch, in
der nächsten Legislaturperiode wie-
der einen Ausbildungspakt unter
Einbeziehung der Gewerkschaften
zu schließen. Ich glaube, sie gehö-
ren in einen solchen Ausbildungs-
pakt hinein.

Meine Damen und Herren, wir
haben in dieser Legislaturperiode
aus gesamtgesellschaftlicher Über-
zeugung die Kommunen entlastet,
und zwar um mehr als 20 Milliar-
den Euro, indem wir die Grundsi-
cherung und das Bildungspaket für
Hartz-IV-Empfänger übernommen
haben. Dies ist ein Beitrag dazu,
dass Kommunen handlungsfähiger
werden. Ich glaube, dass jeder, der
die Dinge beobachtet, weiß, dass
der Bund damit etwas unglaublich
Wichtiges gemacht hat und gerade
die Kommunen entlastet hat, in de-
nen sehr viele Menschen arbeitslos
sind oder schwierige Erwerbsbio-
grafien haben, sodass sich später
ein Grundsicherungsanspruch erge-
ben würde. Wenn man mit Ober-
bürgermeistern spricht, so stellt
man fest, dass sie dies sehr zu schät-
zen wissen. Auch dafür mein Dan-
keschön.

Wir werden uns in der nächsten
Legislaturperiode auch mit der Ein-
gliederungshilfe für Behinderte be-
schäftigen müssen. Hier braucht es
ein einheitliches Bundesgesetz.
Auch darüber gibt es Gespräche mit
den Ländern und große Einigkeit.

Meine Damen und Herren, wir
haben zum ersten Mal seit langem
einen breiten gesellschaftlichen
Konsens über unsere Energiepoli-
tik. Die Ereignisse von Fukushima
haben dazu geführt, dass sich auch
die christlich-liberale Koalition da-
für entschieden hat, die Laufzeit der
Kernkraftwerke in Deutschland zu
verkürzen und auf 2022 zu begren-
zen.

Ich glaube, das war absolut kor-
rekt. Ich sage noch einmal: Die Er-
eignisse in Fukushima haben uns
dazu gebracht. Wir haben damals
eigentlich in großer Übereinstim-
mung alle Gesetze verabschiedet bis
hin zu einem Endlagersuchgesetz.
Das ist ein großer Erfolg. Ich weiß
gar nicht, warum Sie sich darüber
nicht mit freuen können.

Das ist übrigens eines Ihrer Pro-
bleme, dass Sie sich nicht über die
Entwicklungen in Deutschland
freuen können; und das mögen die
Menschen nicht.

Es ist unbestritten, dass wir damit
vor einer großen Herausforderung
stehen. Aber die Welt ist der Über-
zeugung: Wenn ein Land das schaf-
fen kann, dann Deutschland.

Allerdings ist es notwendig, dass
wir die Bezahlbarkeit des Stroms in
das Zentrum unserer Bemühungen
stellen. Das ist doch gar keine Fra-
ge.

Ich stehe auch nicht an, zu sagen:
Ja, ich habe auf der Grundlage um-
fangreicher Prognos-Studien in die-
sem Hohen Hause gesagt, die EEG-
Umlage wird in der Größenord-
nung nicht über 3,5 Cent steigen.
Wir haben dann eine Entwicklung
erlebt, im Übrigen auf der Grundla-
ge eines Gesetzes zum Ausbau der
Photovoltaik, das Herr Gabriel ins-
besondere noch gut kennen müss-
te, die eine ungeheure Dynamik des
Ausbaus der erneuerbaren Energien
mit sich gebracht hat. Das führt da-
zu, dass heute 25 Prozent des
Stroms aus erneuerbaren Energien
gewonnen werden. Das führt dazu,
dass die erneuerbaren Energien kei-
ne Nische in der Stromerzeugung
mehr sind, sondern Teil der Ge-
samterzeugung. Das führt dazu,
dass wir vor völlig neuen Proble-
men stehen.

Wir haben uns zwischen Minis-
terpräsidenten und Bundesregie-
rung auf eine Arbeitsstruktur ver-
ständigt, die auch gut funktioniert,
jedenfalls außerhalb der Wahl-
kämpfe. Aber wir konnten eine sub-
stanzielle EEG-Novelle nicht errei-
chen. Deshalb ist eine der ersten
Aufgaben der nächsten Legislatur-
periode, das Erneuerbare-Energien-
Gesetz zu novellieren, damit die
Dynamik der Kostenentwicklung
gestoppt wird.

Wir wissen, dass es Deutschland
auf Dauer nur gut gehen kann,
wenn es Europa gut geht. Wir ha-
ben in diesen vier Jahren eine
schwere Krise erlebt, eine Verschul-
dungskrise, auch eine nicht gute

Es geht am
22. September 

um die Frage, ob
wir den Weg des
Erfolges weiter-
gehen wollen.
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Bankensituation und eine Krise der
mangelnden Wettbewerbsfähig-
keit. Im Kern konnte diese Krise
entstehen, weil in Europa über Jah-
re nicht die Verlässlichkeit ge-
herrscht hat, die wir uns eigentlich
versprochen hatten. Deshalb will
ich hier noch einmal deutlich ma-
chen: Dazu konnte es nur kom-
men, weil immer wieder Abspra-
chen gebrochen wurden, weil in
den Euro-Raum – auch von mei-
nem Vorgänger, dem Bundeskanz-
ler Schröder – Länder wie Grie-
chenland aufgenommen wurden
und weil der Stabilitätspakt gebro-
chen wurde. So hat sich über Jahre
eine Krise aufgebaut, die dann im
Moment der internationalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise voll
ausgebrochen ist. Mit dieser Krise
müssen wir jetzt umgehen. Wir be-
treiben eine Politik der Stabilisie-
rung des Euro, die davon ausgeht:
Der Euro ist gut für unser Land, für
unsere Arbeitsplätze, für unseren
Wohlstand. Deshalb unterstützen
wir die Euro-Rettung.

Weil es immer an Verlässlichkeit
gefehlt hat, ist es jetzt wichtig, dass
wir klare Prinzipien haben. Das
Prinzip unserer Euro-Hilfe für Län-
der, die in Schwierigkeiten sind,
heißt: Solidarität und Eigenleis-
tung sind zwei Seiten einer Medail-
le. Leistung und Gegenleistung, das
ist das Prinzip, nach dem wir han-
deln.

Meine Damen und Herren, es ist
ja paradox: Sie haben nahezu allen
Programmen in diesem Hause zu-
gestimmt - bei Griechenland waren
Sie noch nicht so weit -, die sich
mit der Euro-Rettung befasst ha-
ben.

Wir haben gemeinsam einen
Wachstumspakt verabschiedet. Wir
haben für einen gemeinsamen
Haushalt in Europa gearbeitet.

Wenn man allem zugestimmt
hat, ist es doch eigentlich gar nicht
sinnvoll, jetzt hier so ein Geschrei
zu entfachen.

Ich kann nur sagen: Wir müssen
diesen Weg weitergehen. Wir kön-
nen aber nicht sicher sein, dass der

Weg mit Ihnen so weitergegangen
wird; denn Sie sprechen von ge-
meinsamen Schuldentilgungsfonds
und Euro-Bonds. Wir sagen: Es wird
nicht gut werden, wenn nicht Haf-
tung und Durchgriff und Entschei-
dung in einer Hand liegen. Deshalb
wird es das mit uns nicht geben.

Wir werden jetzt auf dem G-20-
Gipfel wieder einen Schritt auf dem
Weg zur Regulierung der Finanz-
märkte gehen. Wir sind in diese
schwierige Lage gekommen, weil es
Exzesse der Banken gab, weil die
Staaten nicht mehr die Hüter der
Ordnung waren. Wir haben umfang-
reiche nationale und europäische Re-
gelungen eingeführt. Wir wissen,
dass vieles nur international ent-
schieden werden kann. Das Treffen
der 20 führenden Industrieländer am
Donnerstag und Freitag in Russland
wird einen weiteren Fortschritt mit
sich bringen, was die Bekämpfung
der Steuerhinterziehung anbelangt.
Das Prinzip des automatischen In-
formationsaustauschs zwischen den
verschiedenen Ländern wird von all

diesen Ländern unterstützt werden.
Wir werden uns mit Maßnahmen be-
fassen, die von der OECD ausgear-
beitet wurden, mit denen wir der
Steuervermeidung begegnen wollen,
das heißt der Tatsache, dass multila-
terale Konzerne heute an vielen Stel-
len überhaupt keine Steuern mehr
zahlen. Das muss in Zukunft unter-
bunden werden.

Ich füge hinzu: Wir kommen lei-
der zu langsam voran bei der Regu-
lierung der Schattenbanken. Ich sa-
ge: Wenn wir hier keine entspre-
chenden Ergebnisse erzielen, dann
machen sich die G 20 lächerlich.
Wir alle haben uns vor Jahren ver-
sprochen, dass wir jeden Finanz-
platz, jeden Finanzmarktakteur
und jedes Finanzmarktprodukt re-
gulieren. Uns ist das bei den Ban-
ken gelungen. Bei den Schattenban-
ken gibt es schon wieder Verschlep-
pungstendenzen. Deutschland wird
mit Entschiedenheit dagegen vorge-
hen, genauso wie der Bundesfi-
nanzminister mit Entschiedenheit
für die Einführung einer Finanz-

markttransaktionsteuer kämpft,
meine Damen und Herren.

Deutschland ist so stark, weil sich
die Mehrzahl der Menschen, der
Bürgerinnen und Bürger in
Deutschland für dieses Land ein-
setzt.

Politik kann nur das gestalten,
was von den Menschen erarbeitet
wurde. Deshalb sagen wir: Wenn wir
ein solidarisches Land bleiben wol-
len, dann müssen wir diejenigen,
die jeden Tag zur Arbeit gehen, je-
den Tag ihre Kinder erziehen, sich
jeden Tag um ihre Verwandten küm-
mern, jeden Tag ehrenamtlich tätig
sind, jeden Tag für unser Land Ver-
antwortung wahrnehmen – ganz
selbstverständlich –, mit unserer Po-
litik stärken, statt sie zu schwächen.

Das ist das Prinzip der christlich-
liberalen Koalition. Auf diesem
Weg werden wir weitermachen, für
mehr Arbeitsplätze und mehr
Wohlstand.

(Langanhaltender Beifall bei der

CDU/CSU und der FDP)

Frau Merkel, die beiden wich-
tigsten Wörter, die Sie in Ihrer
Rede benutzt haben, waren

„wir werden“ – wir werden, wir wer-
den.

Man fragt sich: Wer hat eigentlich
in den letzten vier Jahren in der Bun-
desrepublik Deutschland regiert?

Alles, was zu tun ist, was wichtig
ist, was diesem Land Richtung ge-
ben könnte, haben Sie in die Zu-
kunft projiziert. Sie hätten das in
diesen vier Jahren anpacken müs-
sen. Das haben Sie nicht getan.

In der Präambel Ihres Koalitions-
vertrages, Frau Merkel, heißt es sehr
vollmundig, Ihre Regierung wolle
dem Land eine neue Richtung ge-
ben. Sie, Herr Westerwelle und Herr
Seehofer wollten Deutschland zu ei-
nem neuen Aufbruch in das neue
Jahrzehnt führen und die Zukunft
mit neuem Denken gestalten.

Herr Westerwelle sprach immer-
hin von einer geistig-politischen
Wende.

Das schrieben Sie vollmundig an
den Anfang Ihres Koalitionsvertra-
ges, beziehungsweise das spiegelt
Ihr Selbstverständnis wider.

An diesen Ansprüchen sind Sie
auf ganzer Linie gescheitert.

Statt Aufbruch gibt es Stillstand,
statt Richtung gibt es Kreisverkehr,
und statt Tatkraft gibt es Abwarten
und Beobachten; dieses Wort spiel-
te in Ihrer Rede auch immer eine
Rolle: wir beobachten. – Nein, Sie
haben die Richtlinienkompetenz,
um zu handeln für dieses Land, die
Bundesrepublik Deutschland.

Sie haben unser Land in diesen
vier Jahren mit einer Sprache des
Ungefähren, der Unschärfe, überzo-
gen. Eine klare Haltung ist ange-
sichts Ihrer diversen Wendemanöver
nicht zu erkennen gewesen, nicht
bei den Volten in der Europapolitik
und auch nicht in der Energiepolitik:
Erst haben Sie die Laufzeiten verlän-
gert; dann sind Sie dort angekom-
men, wo Rot-Grün schon zehn Jah-
re zuvor gewesen ist.

Eine klare Haltung war nicht er-
kennbar bei der Wehrpflicht, nicht
bei der zeitgemäßen und überfälli-
gen Gleichstellung von gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften und
auch nicht in Ihrem Frauen- und Fa-
milienbild, das mehr dem 20. Jahr-
hundert zugehörig ist als dem 21.
Jahrhundert.

Eine klare Haltung ist auch nicht
erkennbar gewesen angesichts der

Spaltung des Arbeitsmarktes mit der
Folge einer Spaltung unserer Gesell-
schaft und dem Ergebnis, dass das
Normalarbeitsverhältnis in
Deutschland nicht mehr der Nor-
malfall ist.

Jürgen Habermas hat in einem
Spiegel-Essay geschrieben – ich zi-
tiere ihn –: „Ihrer öffentlichen Per-
son scheint jeder normative Kern zu
fehlen.“ Sie haben dem Land eine
rhetorische Beruhigungstablette ver-
passt.

Unser Land leidet
an politischer Un-
terzuckerung, Sie
unterfordern die
Wählerinnen und
Wähler mit Blick auf
die Zukunft dieses
Landes.

Wir mussten in
der NSA-Affäre erle-
ben, dass Sie beson-
deren Wert darauf legen, genau zu
wissen, was Sie nicht wussten –
ebenso Herr de Maizière in der
Drohnenaffäre. Sie sind aber hier
auskunftspflichtig zu dem, was dort
passiert ist.

Deutschland ist in den letzten
vier Jahren unter Wert regiert wor-
den. Das entlastet von Anstrengun-
gen, und es führt nicht zu Be-
schwerden; denn nirgendwo wird
angeeckt. Aber viele Bürgerinnen
und Bürger wissen, dass damit Zu-
kunft nicht gesichert wird. Sie sind
die Architektin der Macht; aber Sie
sind nicht die Architektin des Lan-
des.

Eine Ihrer ersten Entscheidungen
in dieser schwarz-gelben Bundesre-
gierung war die Einführung eines
Mehrwertsteuerprivilegs für die Ho-
teliers, und eine Ihrer -letzten Ent-
scheidungen war das frauenpoli-
tisch, arbeitsmarktpolitisch und in-
tegrationspolitisch falsche Betreu-
ungsgeld.

In beiden Fällen – vermute ich –
haben Sie Ihre eigene Überzeugung
geopfert, im ersten Fall gegenüber
der FDP und im zweiten Fall gegen-
über der CSU. Zwischen diesen bei-
den Entscheidungen liegen 50 Gip-
fel, an denen Sie maßgeblich teilge-
nommen haben – 50 Gipfel, fast in
jedem Monat ein Gipfel –, und über
allen Gipfeln ist Ruh.

In den Koalitionsverhandlungen
ging es 2009 im Wesentlichen um
die Frage, ob die Steuerentlastung

vielleicht 20, 25 oder
30 Milliarden Euro
umfassen soll. Das
war schon damals
ein grandioser Anfall
von Wirklichkeits-
verleugnung; aber es
war Ihr Wahlverspre-
chen. Was ist eigent-
lich daraus gewor-
den? Sie wollten eine

Überarbeitung des Regimes der re-
duzierten Mehrwertsteuersätze. Was
ist aus dieser Steuerpolitik gewor-
den? Das Einzige, was Sie hier mit
Herrn Schäuble zum dritten oder
vierten Mal aufgießen, ist erneut ei-
ne Abschaffung der Gewerbesteuer.
Gute Reise zu den Kommunen,
wenn Sie das machen!

Noch im Frühjahr dieses Jahres
haben Sie beim DGB eine Rentenre-
form, ein Rentenkonzept der
CDU/CSU angekündigt. Was ist da-
raus geworden? Nichts, gar nichts ist
daraus geworden. Frau von der Ley-
en läuft mit einem Pappschild he-
rum, auf dem „Lebensleistungsren-

te“ steht. Das ist aber nicht einmal
Beschlusslage Ihrer Partei.

2011 riefen Sie das Jahr der Pflege
aus. Die letzte große Pflegereform
stammt aus dem Jahre 2008, von
Ulla Schmidt, aber nicht von Ihnen.

Was ist aus dem Breitbandausbau
geworden, um auch Gebiete außer-
halb von Großstädten mit schnel-
lem Internet zu versorgen? Erkenn-
bar nichts.

Die Energiewende ist ein reines
Desaster. Sie ist aus der Sicht von
vielen die größte Investitionsbrem-
se in Deutschland seit Jahrzehnten.

Sie wollten mit einem Stufenplan
den Anteil der Frauen in Vorständen
und Aufsichtsräten – ich zitiere –
„maßgeblich“ erhöhen. Was ist da-
raus geworden? Im TV-Duell mit
Frank-Walter Steinmeier kündigten
Sie damals eine Malusregelung für
Managergehälter an. Was ist aus all
dem geworden? Nichts.

Alles angekündigt, abgewartet,
ausgesessen. Oder wie ein Journalist
geschrieben hat: Alles vertagt, ver-
patzt und versenkt.

Das gilt übrigens auch in Europa.
Wo ist denn in den letzten Monaten
spürbar gewesen, dass Sie den von
uns mitgetragenen Wachstumspakt
in Europa auch wirklich mit großem
Ehrgeiz durchgesetzt haben? Was
haben Sie nach der Verkündigung
der sogenannten Jugendgarantie im
Februar dieses Jahres getan?

Wo ist – ich bleibe dabei – die
Realisierung der Finanzmarkttrans-
aktionsteuer geblieben?

Stattdessen haben wir es mit sehr
wohlklingenden Etiketten zu tun:
Bildungsrepublik Deutschland; das
Jahr der Entscheidung; der Herbst
des Vertrauens – oder vielleicht auch
umgekehrt –; das Jahr der Pflege;
Lohnuntergrenze; Lebensleistungs-
rente; Flexiquote; Mietpreisbremse.
Das Thema Mietpreisbremse haben
Sie sich zu eigen gemacht, haben

Peer Steinbrück (*1947
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Peer Steinbrück, SPD:

Unser Land leidet an 
politischer Unterzuckerung

Deutschland 
ist in den

letzten vier
Jahren 

unter Wert 
regiert worden.

©
 L

ich
tb

lic
k 



9DEBATTENDOKUMENTATIONDas Parlament – Nr. 37 – 9. September 2013

aber dann hier im Deutschen Bun-
destag gegen die Mietpreisbremse
gestimmt.

Alles Etiketten auf leeren Fla-
schen. Wann und wo, Frau Merkel,
gab es in dieser Legislaturperiode
ein Projekt, eine wegweisende Vor-
stellung, von mir aus eine Vision,
wo über diese Legislaturperiode hi-
naus diesem Land Zukunft und
Richtung gegeben werden könnte?
Wann haben Sie, wie alle Ihre Vor-
gänger, Ihr Amt in die Waagschale
geworfen und Ihre Richtlinienkom-
petenz ausgeübt, um diesem Land
eine Richtung zu geben?

Sie beanspruchen eine Richtlini-
enkompetenz, ohne Richtlinien ge-
ben zu wollen. Sie sind doch nicht
die Präsidentin der Republik, son-
dern Sie sind als Kanzlerin für die-
ses Kabinett verantwortlich, das Ka-
binett, das das tatenloseste, zer-
strittenste, rückwärtsgewandteste,
aber vollmundigste Kabinett seit
der deutschen Wiedervereinigung
ist.

Sie malen unser Land in schönen
Farben. Ja, ich habe damit keine
Schwierigkeiten. Ich freue mich mit
Ihnen darüber, dass es ein starkes
Land ist, ein starkes Land mit star-
ken Unternehmen, mit einem ein-
malig tüchtigen Mittelstand, mit
vielen Familienunternehmen, ein
Land mit einer sehr starken indus-
triellen Basis und einer entspre-
chenden Facharbeiterschaft, ein
Land mit einer intakten und wichti-
gen Sozialpartnerschaft, ein Land
mit viel ehrenamtlichem Engage-
ment, ein Land, in dem die letzte
umfassende Reform von Ihrem Vor-
gänger Gerhard Schröder stammt.
Das ist unser Land.

Sie haben in dieser Legislaturperi-
ode seit 2009 Ernten eingefahren,
die Sie nicht gesät haben, und Sie
haben in dieser Legislaturperiode
nichts für zukünftige Ernten getan.
Gleichzeitig erleben wir allerdings
in unserem Land – das kommt zu
dem hinzu, was Sie sagen –, dass es
7 Millionen Menschen gibt, die un-
ter 8,50 Euro verdienen, dass es 1,4
Millionen Menschen gibt, deren
Verdienst trotz Vollzeittätigkeit auf-
gestockt werden muss, weil sie mo-
natlich so wenig Geld haben, dass
die Gemeinschaft der Steuerzahler
die Dumpinglöhne aufstocken
muss, die sie von ihren Arbeitgebern
bekommen haben. Sie haben recht,
wenn Sie sagen, dass die Arbeitslo-
sigkeit gesunken ist; darüber freuen
wir uns alle. Gleichzeitig weisen vie-
le Beobachter aus, dass Deutschland
das Land in Europa mit dem größ-
ten Niedriglohnsektor ist. Sie haben
keineswegs, wie Sie eben behauptet
haben, dem Missbrauch von Leihar-
beit, Zeitarbeit und Werkverträgen
einen Riegel vorgeschoben; dieser
Missbrauch hat sich in diesen vier
Jahren in unserem Land vielmehr
ausgeweitet.

Wir haben es mit dem erschre-
ckenden Zustand zu tun, dass 1,5
Millionen Menschen in den Zwan-
zigern keinen Schul- oder Bildungs-
abschluss haben. Gleichzeitig wis-

sen wir um die Gefahr eines Fachar-
beitermangels.

Wir haben es mit einem Land zu
tun, das die historisch niedrigste In-
vestitionsquote hat, und zwar so-
wohl öffentlich wie auch privat. Das
heißt, unsere Investitionen in
Deutschland liegen laut OECD-
Zahlen 2 Prozent unter dem Durch-
schnitt der anderen OECD-Staaten;
das sind 50 bis 52 Milliarden Euro.

Fakt ist, dass viele Kommunen in
einer Notlage sind, dass viele Kom-
munen ihre Aufgaben nicht mehr
erfüllen können, weil ihre Finanzla-
ge so marode ist, dass sie all die Auf-
gaben im nachbarschaftlichen Be-
reich der Bürgerinnen und Bürger
nicht mehr erfüllen können.

140 Milliarden Euro beträgt der
Investitionsstau der Kommunen.

Fakt ist, dass die Schere zwischen
Arm und Reich in den letzten 15
Jahren weiter auseinandergegangen
ist, was zu Spannungen in unserer
Gesellschaft führt.

Mit Blick auf die Steuerpolitik, die
Sie vorhin noch einmal dargestellt
haben: Sie wollen Steuerpolitik zu-
lasten Dritter machen, nämlich zu-
lasten der Kommunen, die infolge
solcher Steuersenkungen, wie Sie sie
hier als richtig dargestellt haben, ih-
re Gebühren, insbesondere auch für
ihre Kindertagesstätten, erhöhen
müssten. Viel wichtiger als solche
Steuersenkungen wäre es, dafür Sor-
ge zu tragen, dass die Eltern gar kei-
ne Gebühren mehr für die Kinder-
gärten bezahlen müssen.

Wir wissen um den drohenden
Pflegenotstand, der eintritt, wenn
weiter so regiert wird wie bisher.

All das gehört zu einer vollständi-
gen Beschreibung unseres Landes.
Man darf den Blick nicht nur auf das
Gute, Schöne, Problemlose, An-
strengungslose werfen. Und kom-
men Sie mir nicht mit Schwarzma-
lerei! Das sind Fakten. Sie sind nicht
gefällig und lassen sich auch durch
ein Einlullen der Wählerinnen und
Wähler nicht unsichtbar machen.

Eine rot-grüne Bundesregierung
mit mir als Bundeskanzler wird des-
halb einen flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohn einführen.

Wir werden den Missbrauch von
Leiharbeit, Zeitarbeit und Werkver-
trägen bekämpfen. Wir werden
deutlich mehr Geld in die Bildung
investieren, weil sie in Deutschland
unterfinanziert ist.

Wir werden die kommunale Fi-
nanzlage verbessern. Wir werden ei-
ne Pflege- und Rentenreform verab-
schieden, die diesen Namen ver-
dient. Wir werden die Kinderbetreu-
ung und die Ganztagsschulen in
Deutschland ausbauen, und wir
werden mehr denn je in die Infra-
struktur in Deutschland investieren
müssen, weil diese verfällt.

Dazu werden wir in der Tat einige
Steuern für einige erhöhen – wir
sind hier ehrlich und wahrhaftig –,
weil diese Zukunftsinvestitionen
anders nicht zu finanzieren sind. Da
die Bezieher höherer Einkommen
und die Besitzer hoher privater Ver-
mögen die Gewinner der Einkom-

mens- und Vermögensverteilung der
letzten 15 Jahre sind, halten wir es
verteilungspolitisch auch für richtig,
sie stärker zur Finanzierung von vier
zentralen öffentlichen Aufgaben he-
ranzuziehen: für Bildung, für Infra-
struktur, für Kommunen und zum
Schuldenabbau.

Wenn Sie von Umverteilung re-
den, wollen Sie die Menschen im-
mer in eine Geisterbahn hineinfüh-
ren, nach dem Motto: Bei den Sozi-
aldemokraten müsst ihr eure Hand-
taschen und Portemonnaies
zunähen, weil sie euch das Geld he-
rausziehen wollen. – Sie malen hier
immer solche Horrorgemälde und
nutzen sie als Pappkameraden, um
Ihre Munition loszuwerden.

Wenn Sie von Umverteilung re-
den, dann sage ich Ihnen: Ja, es gibt
eine Umverteilung. Es gibt in
Deutschland seit 10 bis 15 Jahren ei-
ne deutliche Umverteilung, und
zwar nicht von oben nach unten,
sondern von unten nach oben. Das
sagt Ihnen nicht die SPD, sondern
das sagt Ihnen das Statistische Bun-
desamt.

Deshalb lassen wir uns auf diese
Debatte über Umverteilung und
über eine stärkere Heranziehung der
Bezieher oberer Einkommen und
der Besitzer hoher privater Vermö-
gen zur Finanzierung der genannten
vier öffentlichen Aufgaben sehr ger-
ne ein.

Ja, es ist in diesem Land etwas aus
dem Lot geraten, und zwar nicht nur
mit Blick auf die Ein-
kommens- und Ver-
mögensverteilung
und auf die Spaltung
des Arbeitsmarktes,
die offensichtlich
wird, wenn man
sieht, dass fast 25
Prozent der Men-
schen – nicht ganz –
inzwischen in soge-
nannten prekären Arbeitsverhältnis-
sen sind, wenn man sieht, dass jeder
zweite Arbeitsvertrag inzwischen be-
fristet ist, und wenn man sieht, dass
sich viele Jugendliche von einem
Werkvertrag zum anderen hangeln
und so unsicher sind, dass sie des-
wegen in der Tat keine Kinder in die
Welt setzen.

Ich weiß, wie es mit einem Werk-
vertrag ist. Mein Berufsweg begann
einmal mit einem Werkvertrag, wo-
durch die Perspektiven ziemlich un-
sicher waren.

Nein, in diesem Land ist nicht nur
mit Blick auf die Spaltung des Ar-
beitsmarktes und die prekären Be-
schäftigungsverhältnisse etwas aus
dem Lot geraten, sondern insbeson-
dere auch deshalb, weil sich viele
Steuerzahler angesichts eines skan-
dalösen Steuerbetruges inzwischen
als die Dummen fühlen.

Es ist etwas aus dem Lot geraten,
weil sich viele Steuerzahler als die
Haftenden in letzter Instanz für die
Zockereien und die Risikoignoranz
von Banken sehen.

Ich werde unterwegs von vielen
Bürgerinnen und Bürgern angespro-
chen und gefragt, ob der Ordnungs-

rahmen der sozialen Marktwirt-
schaft in Deutschland mit Maß, Mit-
te und Ausgleich eigentlich noch gilt
oder ob nicht alle ihre Lebens- und
Arbeitsverhältnisse zunehmend von
enthemmten, entgrenzten Markt-
kräften bestimmt werden und in
viele Lebens- und Versorgungsberei-
che Marktkalküle Einzug halten sol-
len. Sie beschäftigen sich mit der
Frage, ob diese Republik noch im
Lot ist.

Nun bin ich gespannt, ob Sie
auch noch die Autofahrer mit einer
Pkw-Maut überziehen und für
dumm verkaufen wollen. Das wäre
dann zusätzlich zu der Sache mit
den Steuerzahlern eine weitere Stei-
gerung. Diesen populistischen Kla-
mauk von Herrn Seehofer mit einer
Pkw-Maut für Ausländer müssten
Sie doch eigentlich so schnell wie
möglich stoppen.

Herr Seehofer verurteilt Sie ja
schon auf die Oppositionsbänke,
bevor die Wahllokale geschlossen
haben, weil er mit Ihnen keinen Ko-
alitionsvertrag ohne die Einführung
einer Pkw-Maut für Ausländer ab-
schließen will.

Gut: Dass er ein Quartalsirrläufer
ist, das wussten wir schon in dem
Augenblick, in dem er zum Beispiel
Herrn zu Guttenberg und Herrn
Röttgen als „Glühwürmchen“ und
Herrn Ramsauer als „Zar Peter“ be-
zeichnet hat. Herrn Söder hat er
„Schmutzeleien“ vorgeworfen und
von „charakterlichen Schwächen“

gesprochen – nach
dem Motto: Das
kann alles gesendet
werden. – Aber da-
mit gibt er nur Stoff
für den Starkbieran-
stich am Nockher-
berg. Bei Einführung
einer Pkw-Maut
blickt er entweder
e u r o p a r e c h t l i c h

nicht durch, dann ist er ein Risiko
für den Freistaat Bayern; oder es ist
ihm egal, dann ist er ein Sicherheits-
risiko für die Bundesrepublik
Deutschland.

Wenn er sich europarechtlich auf
der richtigen Seite wähnt, weil er
sagt: „Ich muss dann auch eine Pkw-
Maut für die Inländer einführen,
aber diese kompensiere ich durch
den Wegfall der Kfz-Steuer“, dann
muss man wissen, dass die deut-
schen Klein- und Mittelklassefahrer
für eine Vignette doppelt so viel be-
zahlen müssen wie im Augenblick
für die Kfz-Steuer.

Dann muss man auch wissen,
dass die Besitzer von Autos der Pre-
mium-Klasse gegenüber ihren jetzi-
gen Verpflichtungen in Form der
Kfz-Steuer doppelt so stark entlastet
werden.

Ich will abschließend, Frau Mer-
kel, noch einmal auf die Europapo-
litik eingehen und Ihnen mit sehr
großem Ernst vorhalten, dass Ihre
Einlassung in einem Interview, das
in der Woche vor der Bundestags-
wahl gesendet wird, die SPD sei –
ich zitiere – europarechtlich unzu-
verlässig, weit mehr ist als eine Ver-

irrung in diesem Wahlkampf. Das
haben Sie gesagt, und das wird ge-
sendet. Noch einmal: Es geht um Ih-
ren Vorwurf, die SPD sei europapo-
litisch unzuverlässig.

Sie müssen genau wissen, dass Sie
damit Brücken zerstören, dass Sie
damit in der Zukunft Gemeinsam-
keiten unmöglich machen, wo wir
vielleicht auf diese Gemeinsamkei-
ten angewiesen sind; denn wie Sie
gerade selbst ausgeführt haben: An
einer europapolitischen Verantwor-
tung meiner Fraktion bei der Verab-
schiedung von Rettungsschirmen
hat es in den letzten Jahren nicht ge-
fehlt. In manchen Fällen mussten
wir Ihnen die Kanzlermehrheit erst
besorgen.

In einem Fall, Frau Merkel, hätten
Sie ohne uns wohl keine Zweidrit-
telmehrheit für den ESM bekom-
men. Die SPD in der Europapolitik
unzuverlässig? Das werden wir uns
merken; denn meiner Partei fiel das
nicht ganz leicht. Meiner Partei wur-
de von vielen ihr konstruktives Ver-
halten nach dem Motto vorgewor-
fen: Damit habt ihr zugegeben, dass
ihr gegen das Krisenmanagement
von Frau Merkel in Europa keine
Einwände habt. – Keineswegs! Aber
die SPD hat eben aus der Oppositi-
onsrolle heraus gezielt keine Ob-
struktionspolitik gegen Europa be-
trieben.

Was wir dagegen über dreieinhalb
Jahre lang an Verschleierung von Ih-
nen in Bezug auf die Konsequenzen
dieses Ihres Krisenmanagements er-
lebt haben, das entspricht nicht
dem Wahrhaftigkeitsanspruch, der
auch von diesem Pult aus gelten
muss. Sie haben mit Blick auf die
Konsequenzen dieses Krisenma-
nagements die Deutschen hinter die
Fichte geführt. Dann lupft Herr
Schäuble ganz leicht die Kleider, bis
zu den Knöcheln. Da wird dann
deutlich, dass Ihr Handeln so wei-
tergeht.

Das Eingeständnis eines dritten
Griechenland-Paketes ist nichts an-
deres als der Hinweis darauf, dass
das bisherige Krisenmanagement
gescheitert ist.

Es zeigt, dass Ihre sehr einseitige
Fokussierung auf eine Sparkeule,
die Sie anderen Ländern überzie-
hen, eben nicht dazu beiträgt, dass
diese Länder wieder vom Kranken-
lager hochkommen, dass die Ju-
gendarbeitslosigkeit verringert
wird und dass Banken stärker regu-
liert werden. Das wäre ein Ansatz
für ein Krisenmanagement in
Europa.

Sie spielen auch hier auf Zeit. Sie
sind auch hier schwammig, bleiben
im Ungefähren und betreiben mit
Blick auf die Konsequenzen ein
Hütchenspiel mit der deutschen
Öffentlichkeit.

Werfen Sie der SPD nicht etwas
vor, was Sie selber betrieben und ge-
billigt haben, nämlich eine Haf-
tungs- und damit eine Schulden-
union, die es gibt, seitdem Sie das

Sie
beanspruchen

Richtlinien-
kompetenz, ohne
Richtlinien geben

zu wollen.

Fortsetzung auf Seite 10
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Fortsetzung von Seite 9: Peer Steinbrück (SPD)

erste Mal dem Aufkauf einer grie-
chischen Staatsanleihe durch die
EZB zugestimmt haben!

Seitdem haftet die Bundesrepu-
blik Deutschland mit 27 Prozent.
Schenken Sie den Bürgerinnen und
Bürgern darüber endlich reinen
Wein ein!

Darüber hinaus haben Sie im Ju-
ni 2012 noch sehr viel mehr ge-
macht.

Sie haben in einer Sitzung des Eu-
ropäischen Rates im Juni 2012
grundsätzlich zugestimmt, dass
Banken direkt aus dem Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus fi-
nanziert werden können.

Ist das keine Haftungsunion?
Und dann erzählen Sie den Steuer-

zahlerinnen und Steuerzahlern
nicht, dass in letzter Konsequenz
von Fehlentscheidungen und Risi-
ko-ignoranz ausländischer Banken
die deutschen Steuerzahler haften?
Das ist schon ein Ding.

Sie haben das an eine auflösende
Bedingung geknüpft, auch zur Be-
ruhigung Ihrer Fraktion. Denn mir
ist völlig klar: Das haben nicht nur
wir gemerkt; auch Sie haben ge-
merkt, was da passiert ist.

Sie haben das an eine auflösende
Bedingung geknüpft, nämlich an
die Herstellung der Bankenunion.
Seitdem sind Sie sehr darum be-
müht, die Finalisierung dieser Ban-
kenunion in Europa zu verschie-
ben.

Aber Sie haben die Staats- und
Regierungschefs von diesem Rat
und von dem jüngsten Rat im Juni
damit nach Hause geschickt, dass
unter Berücksichtigung dieser auf-
lösenden Bedingung die Direktka-
pitalisierung von Banken aus dem
ESM möglich ist. Dann lassen Sie
uns das vor der Bundestagswahl
auch aussprechen.

Nun wissen wir, dass die Bundes-
regierung weitergehende Verhand-
lungen erst im Herbst, also nach der
Bundestagswahl, führen will, um
dann zu entsprechenden EU-Richt-
linien zu kommen. Ich sage für
meine Fraktion und meine Partei
klipp und klar: Mit mir als Bundes-
kanzler wird es kein deutsches Steu-

ergeld zur Rettung von ausländi-
schen Banken geben.

Für Bankenverluste müssen vor-
rangig die Eigentümer, die Aktionä-
re, die Anleihenbesitzer und die
Gläubiger dieser Banken haften.
Das ist unsere Vorstellung.

Deshalb befürworten wir das,
was Sie auf der europäischen Ebe-
ne verschieben, nämlich einen
Rechtsrahmen zur Restrukturie-
rung und Abwicklung von Banken
und einen Bankenfonds, einen
Fonds zur Abwicklung und Re-
strukturierung von Banken, der
aber nicht von den Steuerzahlern
finanziert wird, sondern von den
Banken. Darin unterscheiden wir
uns von Ihnen.

Meine Damen und Herren, wir
haben unter dieser Bundesregie-
rung von Frau Merkel vier verlorene
Jahre erlebt. Wir haben vier Jahre
lang von der Substanz gelebt. Des-
halb braucht unser Land einen
Neustart. Unser Land braucht eine
Politik, die nicht nur ankündigt,
nicht nur beobachtet, nicht nur ab-
wartet und nicht nur aussitzt. Es be-
darf Tatkraft, dass in die Zukunft
unseres Landes investiert wird und
dass das Land stärker wird, weil es
in unserem Land sozial gerechter
zugeht. Dafür möchte ich als Bun-
deskanzler arbeiten und wirken.

(Langanhaltender Beifall bei der SPD

und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Steinbrück, ich
habe Ihnen eine halbe
Stunde aufmerksam zuge-

hört.
Ihre Rede hat mich an den alten

Glaubenssatz erinnert: Gott weiß al-
les, Peer Steinbrück weiß alles besser.

Das Hauptproblem Ihrer Kandi-
datur ist, die Welt von oben herab zu
erklären. Ich frage mich manchmal,
woher Sie Ihr überbordendes Selbst-
bewusstsein nehmen. Sie haben eine
Pannenstatistik wie ein Fiat Punto,
führen sich aber auf, als ob Sie ein
Spitzen-BMW wären.

Ich erinnere mich noch gut, dass
Herr Steinbrück vor einigen Jahren
gefordert beziehungsweise  ernsthaft
erwogen hat, die Autobahnen zu ver-
kaufen. Das ist nichts anderes als ei-
ne Pkw-Maut. Ich halte nichts von
einer Pkw-Maut. Aber dazu, dass er
sich nun bei diesem Thema so auf-
bläst, obwohl er selbst zuvor öffent-
lich darüber nachgedacht hat, kann
ich nur sagen: sehr glaubwürdig,
sehr glaubwürdig!

Ich habe die Worte Ihres engsten
Vertrauten, Sigmar Gabriel, noch gut
im Ohr. Ihr Parteivorsitzender hat
am Anfang der Legislaturperiode er-
klärt, es gebe bald eine Abwärtsspi-

rale, die zu Massenarbeitslosigkeit in
Deutschland führe.

Ihr bester Freund in der SPD hat
also eine Abwärtsspirale vorausge-
sagt. Genau das Gegenteil ist einge-
treten. Es waren wirklich vier gute
Jahre.

Wir haben Rekordwerte bei der
Beschäftigung. 42 Millionen Men-
schen sind in Arbeit oder selbststän-
dig tätig. Das gab es noch nie. Die Ar-
beitslosigkeit sinkt in allen Regio-
nen. In Bayern etwa herrscht Vollbe-
schäftigung. Dort steht eine Eins
oder eine Zwei vor dem Komma in
der Arbeitslosenstatistik. Die Real-
löhne steigen seit Jahren wieder. Das
ist der Erfolg fleißiger Menschen, der
Unternehmen und insbesondere des
Mittelstands, aber auch der Erfolg
der christlich-liberalen Koalition.

Wir haben es trotz eines schwieri-
gen Umfeldes geschafft, die Men-
schen um insgesamt
22 Milliarden Euro
zu entlasten: Wachs-
t u m s b e s c h l e u n i -
gungsgesetz, Kinder-
gelderhöhung, Ab-
schaffung der Praxis-
gebühr und Senkung
des Rentenbeitrags-
satzes. Wir haben
den Bundeshaushalt
konsolidiert. Wir haben eine struk-
turell schwarze Null. Die Sozialkas-
sen weisen Überschüsse auf. Davon
hat Ulla Schmidt zehn Jahre lang ge-
träumt. Wir machen es.

Wenn der Bundeshaushalt ausge-
glichen ist, werden wir auch wieder
eine Entlastungsperspektive eröff-
nen. Ich freue mich auf die Diskus-
sion über den Soli. Für uns Liberale
hat er keine Ewigkeitsgarantie. Für
uns gilt das Wort von Helmut Kohl:
Der Solidaritätszuschlag ist dafür da,
den Aufbau in den neuen Bundes-
ländern zu finanzieren. – Der Soli-
darpakt läuft 2019 aus. Spätestens

dann soll nach unserer Vorstellung
auch das Ende des Solidaritätszu-
schlags erreicht sein.

Wir haben fast 700 Milliarden
Euro Steuereinnahmen. So viel gab
es noch nie. Deshalb wird es auch
Zeit, dass die Menschen an der Kon-
solidierungsdividende teilhaben.

Es waren vier gute Jahre trotz
schwierigster weltwirtschaftlicher
Rahmenbedingungen. Dass Sie uns
kritisieren, verüble ich Ihnen nicht.
Aufgabe der Opposition ist es, Kritik
zu üben. Aber dass Sie das Land
schlechtreden, dass Sie ein Bild von
Deutschland zeichnen, das der Rea-
lität nicht entspricht, ist eine Ohrfei-
ge für die fleißigen Menschen in
Deutschland. Das haben sie nicht
verdient.

Das ist nicht anständig.
Lassen Sie mich zum Wort „An-

stand“ einige Worte sagen. Sie haben
einen Fairnesspakt
angeboten. Wenn
man sich die letzten
Wochen vor Augen
führt, dann stellt
man fest, dass Sie
der Einzige sind, der
sich nicht im Griff
hat:

Erstens. Sie haben
die unsäglich ge-

schmacklose Postkartenaktion der
Jusos unterstützt.

Als Sie gemerkt haben, dass diese
Aktion ein Rohrkrepierer ist, haben
Sie sie zur politischen Satire erklärt.
Okay. Manche Beobachter halten Ih-
re ganze Kandidatur für eine politi-
sche Satire.

Zweitens. Kürzlich haben Sie der
Bundeskanzlerin ihre ostdeutsche
Herkunft vorgehalten.

Damit haben Sie die Grenze des
guten Geschmacks überschritten.

Wir können stolz sein, dass 20
Jahre nach der Wiedervereinigung
Menschen aus dem Osten der Repu-

blik in höchsten Staatsämtern sind.
Das ist ein Erfolg, den wir vorweisen
können.

Wir können stolz sein, dass je-
mand Vizekanzler werden kann, der
in einem anderen Land geboren
wurde.

Wir alle können stolz sein, dass
ein Außenminister, anders als in den
50er-Jahren, seinen Partner nicht
mehr verstecken muss, sondern dass
das Normalität in Deutschland ist.

Die christlich-liberale Koalition
trägt ihre Weltoffenheit nicht wie ei-
ne Monstranz vor sich her. Das über-
lassen wir Ihnen. Wir leben sie ein-
fach. Das ist der Unterschied.

Einen dritten Punkt möchte ich
noch ansprechen. Sie haben in der
Prism-Sache der Bundeskanzlerin
quasi einen Meineid vorgeworfen.
So etwas tut man nicht, schon gar
nicht, wenn die Vorwürfe offensicht-
lich aus oberflächlicher Zeitungslek-
türe stammen.

Mittlerweile wiederholen Sie die
massiven Vorwürfe nicht mehr.

Ich fand es auch peinlich, wie sich
Rot-Grün als Bürgerrechtler aufspie-
len wollte. Die härtesten Überwa-
chungsgesetze hat Rot-Grün ge-
macht, die massivsten Eingriffe in
die Bürgerrechte in Deutschland hat
Rot-Grün zu verantworten.

Es waren die berühmten „Otto-
Kataloge“ von Herrn Schily. Die Grü-
nen haben alles mitgemacht. Einiges
wurde vom Verfassungsgericht ge-
stoppt, wie zum Beispiel das Ab-
schießen von Flugzeugen. Alles das
war Politik von Rot-Grün. Das ha-
ben wir nicht vergessen.

Einiges ist auch dank der Justizmi-
nisterin von der FDP offen geblie-
ben, etwa die anlasslose Vorratsda-
tenspeicherung. Es ist sehr interes-
sant: Die grün-rote Landesregierung
von Baden-Württemberg bringt im
Bundesrat Überlegungen ein, die an-
lasslose Vorratsdatenspeicherung für
sechs Monate einzuführen. Das ist
Ihre Vorstellung von Bürgerrechten.
Das ist die Realität, wenn es konkret
wird.

Nicht alles, was technisch möglich
ist, darf auch erlaubt werden. Meine
Daten gehören mir, nicht dem Staat,
nicht Facebook und Google. Meine
Damen und Herren, wenn Sie sich in

diese Richtung bewegen, freut uns
das sehr.

Wenn man in andere Regionen
der Welt schaut, sieht man, welches
Glück wir eigentlich in Deutschland
und in Europa haben. Die Lage im
Nahen Osten ist mehr als bedrü-
ckend; das zeigen die Bilder, die ver-
öffentlicht wurden. Andere Bilder
von dem, was in Syrien geschehen
ist, werden aus guten Gründen nicht
veröffentlicht. Diese Bilder sind
mehr als bedrückend: Sie sind be-
klemmend, sie nehmen einem die
Luft weg.

Wir sollten uns aber vor voreiligen
Forderungen hüten. Deshalb ist es
richtig, dass der Bundesaußenminis-
ter darauf verwiesen hat, dass eine
Beteiligung an einem Militäreinsatz
weder nachgefragt ist noch von der
Bundesregierung in Betracht gezo-
gen wird. Dieses Thema eignet sich
nicht für den Wahlkampf. Hier soll-
ten wir alle bei der wohlüberlegten
sachlichen Linie der Bundesregie-
rung bleiben.

Die SPD spricht gern vom Aufstieg
durch Bildung; das ist richtig. In der
sozial-liberalen Zeit haben wir auch
einiges bewegt. Ich kenne das auch
persönlich: Ich war der Erste in der
Familie, der Abitur gemacht hat. Ich
habe mich auf den Hosenboden ge-
setzt und übrigens, Herr Gabriel,
Hausaufgaben gemacht.

So hat es das Arbeiterkind Ger-
hard Schröder gemacht.

Aber was machen die Sozialdemo-
kraten heute? Sie lassen sich von den
Grünen die Abschaffung des Sitzen-
bleibens aufschwätzen. Das hilft kei-
nem Arbeiterkind. Das hilft keinem
Migrantenkind. Vielleicht werden
Sie demnächst zur Verwaltungsver-
einfachung einführen, gleich mit der
Geburtsurkunde das Abiturzeugnis
auszuhändigen. Das wäre das Ge-
genteil vom Leistungsprinzip, das
wäre das Gegenteil von einem wirk-
samen Bildungskonzept, wie wir es
in Deutschland brauchen.

Das sind die falschen Signale. Sie
dienen der Infragestellung des Gym-
nasiums.

Ich habe mir einmal die Zahlen
heraussuchen lassen: Bei Rot-Grün
lag der Bildungs- und Forschungs-
etat im Schnitt bei 8 Milliarden

Rainer Brüderle (*1945)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Rainer Brüderle, FDP:

Eine gute Zukunft wählen, indem
man diese Regierung erneut wählt

Sie haben eine
Pannenstatistik

wie ein Fiat Punto,
führen sich aber
auf, als ob sie ein

BMW wären.
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Euro. Bei der christlich-liberalen Ko-
alition lag dieser Etat im Schnitt bei
über 12 Milliarden Euro. Auch bei
der Bildung gilt also die rot-grüne
Regel: Man redet viel, getan wird we-
nig.

Das war übrigens auch bei der Fa-
milienpolitik so. Wir haben das Kin-
dergeld und den Kinderfreibetrag er-
höht. Wir haben dafür gesorgt, dass
Kinder aus Hartz-IV-Familien ihre
Jobverdienste behalten dürfen. Wir
haben ein Bildungspaket für Kinder
aus benachteiligten Familien auf
den Weg gebracht.

Auch beim Rechtsanspruch auf ei-
nen Kitaplatz für unter Dreijährige
ist es besser gelaufen, als die Oppo-
sition uns immer vorgehalten hat.
Wir Liberale haben das Betreuungs-
geld mitgetragen, weil wir vertrags-
treu sind; Verträge, die wir unter-
schreiben, setzen wir auch um.

Wir haben das Ehegattensplitting
auf gleichgeschlechtliche Partner-
schaften ausgeweitet. Grüne und Ro-
te haben das gefeiert. Das ist mir völ-
lig schleierhaft. Sie wollen doch das
Splitting für alle Paare, egal ob hete-
ro- oder homosexuell, abschaffen.
Die SPD will einen Partnerschaftsta-
rif mit Unterhaltsausgleich. Sie be-
handeln Ehepartner, als ob sie schon
geschieden wären.

Die Grünen wollen die sogenann-
te Individualbesteuerung. Sie behan-
deln Ehepartner, als ob sie Fremde
wären. Das ist nicht mein Familien-
bild; das ist nicht mein Gesell-
schaftsbild. Ehe oder Partnerschaft
ist eine Verantwortungsbeziehung.
Das muss sich auch im Steuerrecht
widerspiegeln. Sie bejubeln diese
Vorstellung, fordern in Ihren Pro-
grammen aber das Gegenteil.

Die Grünen haben ein Wahlpro-
gramm in Romanlänge vorgelegt.
Buddenbrooks ist es nicht, eher Bra-
ve New World. Das ganze grüne
Wahlprogramm ist eine Anleitung
zum Unglücklichsein.

Dort wimmelt es nur so von Ver-
boten, Geboten, Lenkungsmaßnah-
men. Ich verweise auf das Obstver-
bot, das Fleischverbot, die Fettsteuer.
Sie wollen eine Art Zwangserzie-
hung. Aber, meine Damen und Her-
ren, Deutschland ist keine Zwangs-
erziehungsanstalt für nicht grüne
Wähler. Das, was die Grünen wollen,
wird in diesem Land nicht stattfin-
den.

Wir wollen keine Verbotspolitik.
Mir ist völlig wurscht, ob Frau Kü-
nast jeden Donnerstag Gemüse isst.

Sie nennt den Veggie-Day-Zwang
ein Angebot, das man nicht ableh-
nen kann. So etwas kannte ich bis-
her nur aus Mafiafilmen. Der Pate
grüßt!

Das will niemand in Deutschland.
Die Menschen schreien zu Recht auf
wegen dieses Unsinns, Frau Künast.

Jetzt komme ich dazu, wie die Op-
position das Thema Griechenland
hochzieht. Auch das ist ein Rohrkre-
pierer. Sigmar Gabriel hat da Ger-
hard Schröder voll in die Pfanne ge-
hauen. Ich zitiere ihn wörtlich:

Das hat Sigmar Gabriel wörtlich
gesagt.

Wer war das damals? Gerhard
Schröder war Kanzler, Joschka Fi-
scher war mit dabei. In Athen haben
sie jubelnd vorgetragen, vor der so-
zialistischen Regierung von der PA-
SOK, was sie alles Tolles gemacht ha-
ben. Es war falsch! Sie haben recht,
Herr Gabriel. Aber sie haben es ge-
macht, und sie tragen die Verantwor-
tung dafür. Sie haben damals regiert.

Wir müssen seit vier Jahren den
Mist, den Sie uns hinterlassen ha-
ben, aufräumen. Es waren Sie von
Rot-Grün, die in sieben Regierungs-
jahren fünfmal hintereinander den
Stabilitätspakt gebrochen haben.
Deutschland war das erste Land, das
die Leitplanken für einen stabilen
Euro durchbrochen hat. Dann ha-
ben andere nachgezogen. Wer war
dafür verantwortlich? Die Roten und
die Grünen! Die haben es gemacht!

Da kann man sich nicht so einfach
vom Acker machen.

Herr Gabriel, Sie haben wochen-
lang, monatelang von den Euro-
Bonds geschwärmt; das sei die große
Lösung. „Euro-Bonds“, das heißt
nichts anderes als: Alle zahlen den
gleichen Zinssatz. Man nennt das im
Klartext Zinssozialismus. Sozialis-
mus ist immer Mist. Zinssozialismus
ist Mist hoch drei. Völlig falsch!

Dann kam der Möchtegernfinanz-
minister Trittin: Altschuldentil-
gungsfonds. Sie wollen, dass die
Deutschen die alten Schulden in
Europa zahlen.

Sie wollten gemeinsam mit der
SPD sogar noch eine
Banklizenz für den
ESM, also eine weite-
re Gelddruckmaschi-
ne. Sie wollen über-
all Geld drucken,
aber die Probleme
nicht lösen. Sie kön-
nen Strukturproble-
me nicht lösen, in-
dem Sie alles mit
Geld zuschütten. Da müssen Sie den
Hintern hochkriegen, konkret was
machen, nicht nur herumschwätzen.

Altschuldentilgungsfonds ist
Schuldensozialismus. Wir sollen
haften für das, was Europa alles ver-
schuldet hat. Ich kann deutschen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern nicht sagen: Ihr müsst drei
Stunden mehr arbeiten ohne Ent-
gelt, damit wir die Schulden von
Griechenland und Spanien bezah-
len.

Das ist nicht meine Vorstellung.
Dann kritisiert Rot-Grün die ex-

portorientierte Wirtschaft und will
die starke Exportorientierung in
Deutschland reduzieren. Einige mei-
nen ja auch, die richtige Strategie wä-
re: erst die Löhne rauf, dann die Ar-
beitszeit runter. – Sie können im so-
zialistischen Frankreich die fatalen
Auswirkungen einer sozialistischen
Politik beobachten: mehr Arbeitslo-
se, höhere Steuern, mehr Schulden,
Herabstufung der Kreditwürdigkeit,
schrumpfende Wettbewerbsfähig-
keit.

Es ist ein völlig falscher Ansatz, die
Exportüberschüsse zu reduzieren.
Steinbrück und Trittin unterstützen

das. Wie wollen Sie das machen?
Wollen Sie den Facharbeitern bei
VW sagen, dass sie schlechtere Autos
bauen sollen? Sollen die bei Daim-
ler eine Schramme in jede Achse ma-
chen, damit sie nicht richtig läuft?
Das ist doch absurd! Soll die BASF
ihre Produktion drosseln? Sollen er-
folgreiche Mittelständler, die in der
Welt oft führend sind und Hidden
Champions sind, schlechter wer-
den? Nein, das ist ein absoluter
Denkfehler! Sie übersehen, dass 50
Prozent der deutschen Exporte in die
Zulieferung gehen, in Kooperatio-
nen mit den europäischen Nachbarn
gehen. Wenn wir nicht so export-
stark wären, würde es Europa deut-
lich schlechter gehen.

Wir sind der Wachstumsmotor der
ganzen europäischen Entwicklung.
Den wollen Sie drosseln, nur weil Sie
die Wirtschaft nicht verstehen.

Damit da kein falscher Eindruck
entsteht: Die Ausländer kaufen frei-
willig unsere Produkte. Das ist keine
Zwangsabnahme. Sie kaufen sie,
weil sie gut sind. Das verstehen Sie
alles nicht. Das tut Ihnen weh; aber
es ist halt so.

Ich komme zum Stromsektor. Die
Grünen präsentieren jährlich eine
von ihnen in Auftrag gegebene Stu-
die über die Strompreisentwicklung.
Ich will auf die methodischen
Schwächen dieser Studie nicht ein-
gehen, aber ich gehe auf den Strom-
preispopulismus der Grünen ein. Sie
sagen: Die Konzerne sind schuld. -

Ich frage Sie: Warum
machen Sie nichts
dagegen? Die grün-
rote Landesregie-
rung in Baden-Würt-
temberg ist der
Großaktionär bei
EnBW. Sie können
doch die Preise sen-
ken. Sie haben doch
das Sagen in diesem

zum größten Teil staatlichen Unter-
nehmen. Dort sind Ihre Aufsichtsrä-
te. Dort ist Frau Röstel, die frühere
Parteivorsitzende. Aufsichtsratsmit-
glied sein heißt nicht nur, Lachs-
schnittchen essen. Es bedeutet: Mit-
denken und Mitverantwortung über-
nehmen.

Wo ist denn der Anstand bei die-
ser Strompolitik? Frau Göring-Eck-
ardt propagiert immer den Anstand.
Wo ist er bei dem dreisten Solarlob-
byismus, den Sie betreiben? Herr
Trittin hat bei der Einführung des
EEG gesagt: Das kostet so viel wie ei-
ne Kugel Eis im Monat. – Heute kos-
tet das so viel, dass Sie beim Italie-
ner die Eiskarte sozusagen rauf und
runter essen könnten. Das ist die
Realität.

Die Ausnahmeregeln sind damals
auf den Weg gebracht worden. Die
Bundesregierung hatte beschlossen,
diese zu überprüfen. Die Bundes-
bahn profitiert davon mit 500 Mil-
lionen Euro. Wenn Sie die Ausnah-
me streichen, können Sie den Bür-
gern gleich erklären, warum sich die
Preise für die Fahrkarten erhöhen.

Nehmen Sie die Stadtwerke in
Schwerin. Wenn Sie die Ausnahme

streichen, können Sie gleich erklä-
ren, warum die Preise für den Nah-
verkehr steigen.

Das sagen Sie nicht. Sie jubeln ir-
gendeinen Punkt hoch und verne-
beln das, was Sie gemacht haben. Sie
haben genau diese Politik eingelei-
tet, wobei ich folgenden Aspekt für
richtig halte: Wenn wir moderne
Motoren herstellen wollen, dann
brauchen wir Gießereien in
Deutschland.

Wenn Sie die alle vertreiben, wer-
den wir nicht mehr an der Spitze der
Entwicklung sein. Deshalb muss
man vernünftig agieren. Sie haben es
falsch gemacht, indem Sie eine
Übersubventionierung betrieben ha-
ben.

Sie haben neue Sofamelker etab-
liert. Das gab es früher bei den Bau-
ern. Einige hatten zwar keine Kühe,
haben aber die Milchquote genutzt.
Heute haben wir das bei den Solar-
stromerzeugern: 43 Cent auf 20 Jah-
re garantiert, Einspeisevorrang. Die
Oma mit der Leselampe zahlt das in
Form der Umlage.

Ihre Freunde, die sich das Schloss
vom Gottschalk kaufen können,
profitieren davon, weil sie eine Preis-
garantie von 20 Jahren haben, also
eine Garantie dafür, dass sie den
Strom zu diesem hohen Preis ins
Netz geben können. Das ist doch
keine vernünftige Politik.

Die Umlage ist deshalb so stark
nach oben geschossen, weil Sie sie
falsch konzipiert haben.

Ich komme noch zu einem ande-
ren Thema. Die SPD probiert es
neuerdings mit Steuersenkungen.
Aus Pannen-Peer wurde offenbar
ein Panik-Peer. Ich bin erstaunt, was
Sie alles plötzlich senken wollen:
Stromsteuer. Beim Spitzensteuer-
satz haben Sie Jo-Jo gespielt: erst
rauf, dann wieder runter. Sie spre-
chen plötzlich vom Abbau der kal-
ten Progression. Sie haben den Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern in Deutschland aber bisher
verwehrt, dass sie von den verdien-
ten neuen Tarifabschlüssen mehr in
der Tasche behalten können. Sie ha-
ben es über den Bundesrat blockiert,
weil Sie es den Leuten nicht gönnen.
Das ist wahr.

Wie wollen Sie die Wertschöpfung
erhöhen? Die SPD will ungefähr 38

Milliarden Euro mehr Steuern ein-
nehmen. Die Grünen wollen etwas
mehr einnehmen. Trittin spricht –
das ist wohl eine Art Mao-Zuschlag
– von über 40 Milliarden Euro, und
das bei Einnahmen von etwa 700
Milliarden Euro. Es trifft genau die
Mitte. Es ist eben nicht wahr, dass es
nur wenige Milliardäre zahlen. Die
Erhöhung der Beitragsbemessungs-
grenze für die Versicherten in der ge-
setzlichen Krankenkasse betrifft die
kleinen und mittleren Einkommen.

Wenn Sie den Handwerksbetrieb
mit einer Vermögensabgabe bezie-
hungsweise einer Vermögensteuer
zusätzlich belasten, dann treffen Sie
die Mittelständler. Das sind die Job-
motoren der Gesellschaft, die uns
voranbringen. Genau das wollen Sie
machen. Herr Trittin will das sogar
rückwirkend machen. Wenn Sie
rückwirkend Steuern erheben – viel-
leicht noch bis in die 20er-Jahre zu-
rück –, ist das ein Verfassungsbruch.
Das ist doch alles absurd, was Sie be-
absichtigen.

Wenn Sie mir nicht glauben: Frau
Scheel, Herr Kretschmann und Herr
Palmer, der grüne Oberbürgermeis-
ter, warnen vor Ihrer Politik, weil Sie
damit den Mittelstand beschädigen.
Sie sagen, dass das nicht sein darf.
Die Wirtschaftsforscher berechnen,
dass bei einer rot-grünen Regierung
400 000 Jobs verloren gehen. Wenn
die Linke drankommt, sind es 900
000 Jobs. Wenn Sie Rot-Rot-Grün
hinkriegen, dann ist der maximale
Unsinn in Deutschland erreicht. Das
gilt es zu verhindern; wir dürfen das
nicht zulassen.

Deshalb bleibt es dabei – diese
Wahrheit muss man den Deutschen
sagen –: Man kann eine gute Zu-
kunft wählen, indem man diese Re-
gierung erneut wählt.

Wir haben den Praxistest geliefert.
Es geht. Sie kommen mit Rezepten
von vorgestern, die x-mal gescheitert
sind.  Sie sollten Karl Marx in seinem
Museum in Trier stehen lassen. Ho-
len Sie die alten Klamotten nicht
raus; kein Mensch will das mehr ha-
ben. Denken Sie nach vorn; machen
Sie einen Modernisierungskurs. Wir
helfen Ihnen gern.

(Anhaltender Beifall bei der FDP und

der CDU/CSU)

Das 
ganze grüne

Wahlprogramm 
ist eine

Anleitung zum
Unglücklichsein.

Am 22. September entscheidet sich, wer Bundeskanzler wird.
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Ich finde diese Debatte schön.
Wir sollten es zur ständigen
Einrichtung machen, immer et-

wa drei Wochen vor der Bundes-
tagswahl eine richtige Wahlkampf-
debatte zu führen. Wenn wir das so
nennen, dann muss man sich auch
nicht davor drücken, Wahlkampf-
reden zu halten.

Ich habe Ihnen allen zugehört
und habe festgestellt, dass die
Kanzlerin und Herr Brüderle mit
sich selbst sehr zufrieden sind. Ob
das ausreicht, ist allerdings eine an-
dere Frage.

Bei Ihnen, Herr Steinbrück, habe
ich festgestellt, dass Sie – zum Teil
zumindest – eine Umverteilung der
Argumente von den Linken zur
SPD organisieren – sehr spät, ehr-
lich gesagt, aber immerhin.

Herr Brüderle, Sie haben etwas
sehr Bemerkenswertes gesagt. Sie
haben gesagt, dass Sie seit vier Jah-
ren den Mist aufräumen müssen,
der bis dahin entstanden war. Da-
mit sagen Sie natürlich der Kanzle-
rin – sie ist ja schon seit acht Jah-
ren Kanzlerin –, dass sie vier Jahre
lang nur Mist gemacht hat. Darauf
will ich nur hinweisen; das müssen
Sie miteinander klären.

Kommen wir zum Ernst der An-
gelegenheit. Es gab – zumindest
höchstwahrscheinlich – einen Gift-
gasanschlag in Syrien mit über 1
400 Toten. Das kann man gar nicht
scharf genug verurteilen. Das Völ-
kerrecht sieht dafür Entsprechen-
des vor: dass die Verantwortlichen
exakt zu ermitteln und dem Inter-
nationalen Strafgerichtshof in Den
Haag zu übergeben sind. Das wird
auch eines Tages passieren.

Aber das Völkerrecht sieht eines
nicht vor: dass die Antwort Krieg
sein soll. Das steht nirgendwo.

Ich sage Ihnen: Ich halte die USA
für nicht besonders glaubwürdig.
Es gab nämlich schon einmal einen
Giftgasanschlag, und zwar im Irak
durch Hussein. Dabei sind über 5
000 Kurdinnen und Kurden ermor-
det worden. Damals haben die USA

mit der Androhung des Gebrauchs
ihres Vetorechts eine scharfe Reso-
lution des Sicherheitsrates verhin-
dert. Danach kam nur der Appell
an den Irak, das künftig zu lassen,
was nicht besonders viel wert war.

Wenn man jetzt einen Kriegs-
schlag gegen Syrien durchführt,
kann die Situation völlig unbe-
herrschbar werden. Wer weiß denn,
was Assad dann macht? Der kann
den Konflikt noch in den Libanon
und nach Jordanien tragen. Wer
weiß, was der Iran macht? Wer
weiß, was die Türkei macht, die un-
bedingt so schnell wie möglich in
Syrien einmarschieren will? Wer
weiß, was Russland macht? Wer
weiß, was Israel macht? Die USA er-
zählen etwas von einem Einsatz
von 24 oder 48 Stunden. In Wirk-
lichkeit kann dadurch ein Flächen-
brand entstehen, der völlig unbe-
herrschbar ist.

Da bin ich froh –
ich muss es sagen –,
einer Partei anzuge-
hören, die von An-
fang an klar Nein
gesagt hat, während
Sie alle herumgeei-
ert haben. Auch Sie,
Herr Steinbrück, ha-
ben unsere Argu-
mente erst nach der Sitzung des bri-
tischen Unterhauses übernommen.
Das heißt, Sie haben taktisch rea-
giert und nicht aus Überzeugung,
und das nervt mich.

Natürlich brauchen wir eine Ver-
ständigung zwischen Russland und
den USA. Die erste Verständigung
müsste lauten, keine Waffen mehr
an Syrien zu liefern.

Wären keine Waffen an Syrien
verkauft worden, weder an die eine
noch an die andere Seite, wäre der
Krieg längst beendet. Außerdem
brauchen wir natürlich auch eine
Friedenskonferenz. Warum werden
denn so viele Waffen verkauft? Weil
so viel daran verdient wird. Auch
das müssen wir ändern. Sie wissen,
wie umfangreich die Waffenexpor-
te aus Deutschland sind.

Ich sage Ihnen: Es wird wirklich
höchste Zeit, dass wir ganz anders
an dieses Thema herangehen. Mit-
tels Kriegen werden wir die Proble-
me der Menschheit niemals lösen.
Deshalb bin ich froh, dass es eine
Partei gibt, die sich immer dage-
genstellt.

Aber es gibt noch etwas, was Sie
ein bisschen vergessen haben: Wir
haben Patriot-Raketen und Solda-
ten in der Türkei an der Grenze zu
Syrien. Jetzt stellen Sie sich einmal
vor, die Türkei greift Syrien militä-
risch an. Dann darf Syrien sich mi-
litärisch wehren. Dann müssten
doch unsere Soldaten höchstwahr-

scheinlich die Raketen losschi-
cken. Ich bitte Sie! Dann helfen
wir nicht einem Angegriffenen,
sondern einem Angreifer, einem
Aggressor.

Aber das ist nur das eine. Das
Zweite ist: Deutschland wird dann
Kriegspartei im Nahen Osten. Ich
bitte Sie! Das ist das Letzte, was
sich Deutschland historisch, mora-
lisch und politisch leisten kann.
Deshalb müssen die Soldaten und
Raketen unverzüglich abgezogen
werden.

Auch deshalb, weil wir noch
nicht genau wissen, was passiert.

Am 9. September tagt der ameri-
kanische Kongress. Ich sage Ihnen:
Wir werden danach eine Sondersit-
zung einberufen müssen, um über
die Frage zu entscheiden: Wollen
Sie wirklich, dass Deutschland
Kriegspartei im Nahen Osten wird,

oder nicht? Dazu
müssen Sie sich
dann hier beken-
nen. Deshalb wer-
den wir eine solche
Sitzung beantragen,
und ich hoffe auf
die Zustimmung
der anderen Frakti-
onsvorsitzenden.

Es gibt natürlich
noch andere Gründe, uns zu wäh-
len. Es gibt ja in diesem Bundestag,
wie ich immer sage, eine Konsens-
soße zwischen FDP, Union, Grünen
und SPD. Es sind sechs Gebiete, auf
denen Sie sich einig sind und bei
denen nur wir widersprechen. Jetzt
sage ich Ihnen etwas: Ja, die Linke
ist ein ungeheurer demokratischer
Gewinn für den Bundestag.

Ich werde Ihnen das begründen.
Erstens. Noch kein einziger

Kriegseinsatz der Bundeswehr ist
gegen eine Ihrer Fraktionen ent-
schieden worden. Immer haben al-
le vier Fraktionen zugestimmt. Nur
die Linke hat immer konsequent
dagegen gestimmt. Das geschah in
Übereinstimmung mit der Mehr-
heit der Bevölkerung.

Zweitens. Die Waffenexporte ha-
ben alle Regierungen genehmigt:
Kohl, Schröder, Merkel. Ihre vier
Fraktionen stehen für die Erlaubnis
von Waffenexporten. Wir stellen
uns dagegen. Wir meinen, wir müs-
sen nicht der drittgrößte Waffenex-
porteur der Welt sein. Nach 1945
hätten wir auch sagen können: Wir
wollen nie wieder an Kriegen ver-
dienen. Wer Waffen verkauft, muss
wissen: Jede Waffe findet ihren
Krieg.

Drittens. Die völlig falschen We-
ge zur Überwindung der Euro-Kri-
se sind Sie immer zu viert gegan-
gen: Union, FDP, SPD und Grüne.
Alle sogenannten Rettungsschirme

haben Sie immer gemeinsam be-
schlossen.

Dann sagt doch Herr Steinbrück
in dem Duell mit Ihnen, Frau Bun-
deskanzlerin, auf die Frage einer
Journalistin, warum er denn immer
zugestimmt habe, wenn er alles kri-
tisiert, was in Griechenland, in Spa-
nien und in Portugal passiert, das
sei Ausdruck der Europaverant-
wortlichkeit der SPD. Ich finde, das
ist eine Frechheit; das muss ich Ih-
nen sagen.

Was ist denn daran europaver-
antwortlich, wenn man den Süden
Europas ruiniert?

Was ist denn daran europaver-
antwortlich, wenn man dafür sorgt,
dass der Süden die Darlehen nie
zurückzahlen kann, und zustimmt,
dass die Deutschen für 27 Prozent
all dieser Darlehen haften?

Wenn ich die Bundesregierung
frage, wovon sie das bezahlen will,
wenn es denn fällig wird, dann sa-
gen die mir: Es wird schon nicht so
kommen. – Das ist alles. Das hat
aber mit perspektivischer Politik
gar nichts zu tun.

Um das ganz klar bei Griechen-
land zu beweisen: Infolge der Auf-
lagen, gerade auch vonseiten der
deutschen Regierung, sind die
Schulden von 120 Prozent auf 175
Prozent des Bruttoinlandsprodukts
gestiegen. Die Jugendarbeitslosig-
keit liegt jetzt bei 64 Prozent. Ins-
gesamt ist die Arbeitslosigkeit um
193 Prozent gestiegen, die Wirt-
schaft geht um 24 Prozent zurück
und die Steuereinnahmen auch.
Wovon sollen die denn etwas zu-
rückbezahlen? Deshalb sage ich Ih-
nen, Herr Schäuble: Mit neuen Kre-
diten, wie Sie es angekündigt ha-
ben, wird das nichts werden; denn
das würde ja die Verschuldung er-
höhen. Deshalb wird es einen
Schuldenschnitt geben, ganz egal,
wie wir dazu stehen. Das kostet uns
dann wirklich Geld. Ich finde, das
müssten Sie den Leuten vor der
Wahl ehrlich sagen, was Sie aber
nicht machen.

Übrigens ist das nicht nur sozial
grob ungerecht, sondern wir
schneiden uns auch noch ins eige-
ne Fleisch, weil die Kaufkraft sinkt
und unsere Exporte zurückgehen.
Aber all dem haben immer alle vier
Fraktionen zugestimmt. Weder die
Grünen noch die SPD können sa-
gen: Wir haben ja nicht gewusst,
dass das dabei herauskommt. – Sie
haben es ganz genau gewusst und
trotzdem mit Ja gestimmt.

Was brauchen wir wirklich? Wir
brauchen eine Finanzmarktregulie-
rung. Wir brauchen eine Verkleine-
rung der Banken; wir sollten sie or-
ganisieren wie Sparkassen. Ich bin
es auch leid, dass jede Bank geret-
tet wird. Die können sich so viel
verspekulieren, wie sie wollen. Die
Aktienbesitzer haben ja nichts zu
befürchten, weil die Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler das über-
nehmen. Kein Mensch hilft einem
Bäckermeister, der vor der Insol-
venz steht. Bei den Banken wird
aber immer alles bezahlt. Auch ich

will die Rettung der Guthaben der
Bürgerinnen und Bürger und der
Unternehmen, aber ich will nicht
die Aktienbesitzer und Anteilseig-
ner retten. Das muss endlich auf-
hören. Auch eine Bank hat pleite-
zugehen, wenn sie denn pleite ist.

Wir wollen natürlich Steuerge-
rechtigkeit. Darüber regt sich ja
Herr Brüderle immer so auf. Aber
jetzt sage ich Ihnen mal eines: Zu
unserem Verständnis von Steuerge-
rechtigkeit gehören auch Entlas-
tungen – Entlastungen, die Sie gar
nicht wagen. Sie wollen die be-
rühmte „kalte Progression“ – Sie
übersetzen das ja nicht – abschaf-
fen. Das ist zwar nicht falsch, aber
es reicht nicht. Wir müssen den
Mittelstandsbauch beseitigen. Die
Mitte der Gesellschaft zahlt hier al-
les; der finanziell untere Teil kann
es nicht, und an den oberen trauen
Sie sich nicht heran, und Sie wol-
len auch nicht an ihn heran. Des-
halb müssen die Lehrerin, der Poli-
zist, die Facharbeiterin, der Meister
und die kleinen Selbstständigen in
der Bundesrepublik Deutschland
alles bezahlen. Schaffen Sie doch
mit uns zusammen den Mittel-
standsbauch bei der Steuer ab.
Dann ginge es denen viel besser.

Allerdings müssen wir das an ei-
ne Bedingung knüpfen, nämlich an
die Bedingung, den Spitzensteuer-
satz zu erhöhen, weil die Einnah-
men aus der Lohn- und Einkom-
mensteuer nicht sinken dürfen. Da-
von leben auch die Kommunen,
und die sind schon heute pleite, die
können nicht noch mehr pleite ge-
macht werden. Deshalb sage ich Ih-
nen: Wir brauchen diese Schritte –
Freibetrag auf 
9 300 Euro erhöhen, Mittelstands-
bauch beseitigen und den Spitzen-
steuersatz erhöhen –, und dann
wird die Gesellschaft gerechter,
dann müssen wir über diese Dinge
nicht mehr diskutieren.

Ich habe übrigens auch eine Fra-
ge an Bundesinnenminister Fried-
rich, der leider nicht mehr da ist. Er
hat sein Veto eingelegt und gesagt:
Die armen Bulgaren und die armen
Rumänen dürfen nicht entschei-
den, wo sie arm leben; deshalb dür-
fen sie nicht nach Deutschland rei-
sen. – Das ist seine Logik, nicht
meine Logik. Aber wenn es seine
Logik ist, dann frage ich Sie: Wa-
rum gilt das nur für die Armen? Wa-
rum gilt das nicht für die Reichen?
Warum gilt das nicht für die Kon-
zerne? Warum dürfen die sich im-
mer aussuchen, wo sie am wenigs-
ten Steuern zahlen? Nein, wenn
diese Logik für die Armen gilt,
dann muss sie endlich auch für die
Reichen und für die Konzerne gel-
ten.

Ich sage Ihnen noch etwas zu den
Konzernen. Da sagen Sie immer:
Die nutzen alle Steuerschlupflö-
cher. – Der Gesetzgeber schafft die
Steuerschlupflöcher. Dann lassen
Sie uns sie doch schließen. Ich
möchte, dass die Konzerne dort
Steuern zahlen, wo die Wertschöp-
fung stattfindet, wo die Produktion

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis Berlin-Treptow – Köpenick

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Die Linke ist ein demokratischer
Gewinn für den Bundestag

Mittels Krieg
werden wir

die Probleme 
der Menschheit

niemals 
lösen.
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stattfindet, und nicht dort, wo sie
fiktiv irgendeinen halben Präsiden-
ten mit einem viertel Büro hinset-
zen – und dann bezahlen sie dort,
in Liechtenstein oder was weiß ich
wo, die Steuern. Schluss damit! Wo
etwas hergestellt wird, wo eine
Dienstleistung erbracht wird, da
müssen auch die Steuern gezahlt
werden. Dafür müssen wir in
Deutschland sorgen.

Neben der Schaffung von Steuer-
gerechtigkeit, die wir auch in Grie-
chenland dringend benötigen wür-
den, ist es wichtig, dass wir endlich
die Steuerpflicht an die Staatsbür-
gerschaft binden. Dann wäre näm-
lich ein Problem gelöst. Dann kön-
nen die Reichen hinziehen, wohin
sie wollen; aber sie bleiben, wenn
sie Deutsche sind, in Deutschland
steuerpflichtig, und wenn sie Grie-
chen sind, in Griechenland steuer-
pflichtig. Warum setzen Sie das
nicht durch? Das wäre doch ein
ganz wichtiger Schritt. Das gilt üb-
rigens in den USA – beim besten
Willen, Herr Brüderle, wirklich
kein sozialistisches Land. Sie kön-
nen diese Regelung also einführen.
Damit könnten wir die eine oder
andere Katastrophe verhindern.

Wir brauchen Aufbaukredite für
Griechenland. Wenn wir dort den
Tourismusbereich, die Solarener-
giebranche und die Schiffsindus-
trie aufbauten, dann hätten die
Griechen auch Einnahmen. Wenn
sie Einnahmen hätten, dann könn-
ten sie auch alles zurückzahlen. Sie
organisieren, dass sie gar nicht zah-
lungsfähig sind, sodass letztlich die
deutschen Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler die Darlehen zu 27
Prozent zu bezahlen haben wer-
den.

Ein viertes gemeinsames Thema
aller vier Fraktionen ist die Sen-
kung des Rentenniveaus, die Teil-
privatisierung der Rente über die
Riester-Rente und die Rentenkür-
zung durch die Anhebung des Ren-
teneintrittsalters um zwei Jahre
durch die Rente ab 67. Sie bringen
da etwas durcheinander. Wissen
Sie, man kann ja mit 90 noch im
Bundestag herumdödeln, ohne das
es einer merkt, aber ein Dach kann
man nicht mehr decken – das ist
der Unterschied. Sie stellen hier al-
so Anforderungen, die mit den Rea-
litäten im Leben nichts zu tun ha-
ben. Außerdem leben wir doch in
einer altersrassistischen Gesell-
schaft. Bewerben Sie sich doch mal
irgendwo mit über 50!

Da haben Sie gar keine Chance.
Und Sie sagen: Die Leute müssen

die Rente immer später bekom-
men. – Das ist der falsche Weg. Die
Produktivität steigt. Wenn wir end-
lich mal wirkliche Reformschritte
gehen würden und in der nächsten
Generation alle mit einem Er-
werbseinkommen in die Renten-
kasse einzahlen müssten, ohne Bei-
tragsbemessungsgrenze und bei
Abflachung des Rentenanstiegs für
die Bestverdienenden, dann wäre
alles bezahlbar, selbstverständlich
auch eine Rente ab 65 Jahren ohne

Senkung des Rentenniveaus bei en-
ger Ankopplung an die Lohnent-
wicklung. Das wäre möglich.

Dass Sie von der FDP das nicht
wollen, verstehe ich ja noch. Aber
warum die SPD das nicht will und
auch nur den Weg der Rentenkür-
zung geht, ist mir völlig unver-
ständlich.

Es ist doch gut, dass es die Linke
gibt, die dagegen argumentiert.
Sonst wären die Rentnerinnen und
Rentner hier diesbezüglich gar
nicht vertreten. Das wäre vielleicht
ein trauriger Zustand!

Das fünfte Thema ist die prekäre
Beschäftigung. 25 Prozent der Be-
schäftigten sind prekär beschäftigt:
in erzwungener Teilzeit, in Mini-
jobs, in Leiharbeit, als Aufstocker.
Zu den Aufstockern haben Sie, Frau
Bundeskanzlerin, einmal gesagt,
Sie seien stolz darauf, dass der Staat
denen zusätzlich etwas zahlt. Wir
subventionieren die Löhne mit 9
Milliarden Euro jährlich, und ich
sage Ihnen: Ich halte das für einen
einzigartigen Skandal.  Wer in
Deutschland einen Vollzeitjob hat,
muss Anspruch auf einen Lohn ha-
ben, von dem er in Würde leben
kann, und darf nicht noch zum
Jobcenter geschickt werden. Das ist
doch völlig abstrus.

Leiharbeit muss verboten wer-
den, weil damit eine Entsolidarisie-
rung organisiert wird. Leiharbeiter
verdienen nur die
Hälfte bis zwei Drit-
tel. Dann sagt man
der Stammbeleg-
schaft auch noch:
Wenn ihr nicht auf
Weihnachtsgeld und
Urlaubsgeld ver-
zichtet, dann wer-
den wir noch mehr
auf Leiharbeit set-
zen. Auch diese Entsolidarisierung
muss endlich aufhören.

Wir haben den größten Niedrig-
lohnsektor in Europa. Herr Kauder,
er ist größer als der in Griechen-
land und in Zypern. Sie sollten sich
dafür schämen.

Wir haben 9 Millionen Men-
schen, die trotz Arbeitsverhältnis
zu wenig verdienen, und dann ha-
ben wir noch einmal 7,5 Millionen
Menschen in Minijobs. Und Sie sa-
gen, es geht allen gut? Reden Sie
doch einmal mit diesen Leuten, die
4 Euro in der Stunde verdienen
oder die einen Minijob haben. De-
nen geht es nicht gut, ganz im Ge-
genteil.

Es gibt den Missbrauch bei Werk-
verträgen. Außerdem gibt es viele
befristete Verträge. Von den Be-
schäftigten bis zum Alter von 35
Jahren haben 52 Prozent, mehr als
die Hälfte, befristete Verträge, und
dann beschwert sich die Union im-
mer und heult mir die Backen voll,
dass die Deutschen aussterben,
weil jedes Jahr mehr Deutsche ster-
ben als geboren werden. Wie soll
man denn verantwortungsbewusst
Kinder in die Welt setzen, wenn
man gerade mal einen Vertrag für
ein halbes Jahr hat? Das ist doch

abstrus. Außerdem gibt es 16 ver-
schiedene Schulsysteme, weil wir
16 Bundesländer haben. Auch das
gehört ins 19. und nicht ins 21.
Jahrhundert.

Sie müssen also die Bedingungen
verändern, dann wird es auch wie-
der mehr Kinder geben.

Bei diesen Themen sind Sie sich
alle einig. Es tut mir leid, Herr
Steinbrück, Sie wollen nur eine
kleine Korrektur, die Grünen wol-
len eine kleine Korrektur, die Koali-
tion will bei der prekären Beschäf-
tigung nichts korrigieren. Die ein-
zige Partei, die prekäre Beschäfti-
gung überwinden will, ist die
Linke. Es tut mir leid, auch hier
sind wir die Einzigen.

Das sechste Thema ist Hartz IV.
Alle vier Fraktionen finden Hartz
IV richtig und sagen: Vom Grund-
satz her muss man das aufrechter-
halten und nur hier und da eine
kleine Korrektur anbringen. Nein,
das Ganze ist demütigend und ver-
letzend organisiert, und wenn es
um das Existenzminimum geht,
dann darf man das nicht noch mit
Sanktionen unterschreiten. Das
verletzt Art. 1 des Grundgesetzes.
Deshalb wollen wir eine sanktions-
freie Mindestsicherung, und es
wird höchste Zeit, dass wir sie in
Deutschland einführen.

Auch das ist eine interessante
Zahl: Die durchschnittliche Ver-

weildauer in der
früheren Arbeitslo-
senhilfe lag 2004
bei knapp einem
Jahr. Die durch-
schnittliche Ver-
weildauer bei Hartz
IV liegt bei 2,5 Jah-
ren. Die Zeit hat
sich mehr als ver-
doppelt. Das ist die

Realität.
Ich sage noch einmal: Ohne die

Linke wären diese Themen im Bun-
destag nie so kontrovers diskutiert
worden. Die Linke ist - ich sage es
noch einmal - ein Gewinn für die
Demokratie, weil wir in diesen Fra-
gen die Mehrheit der Bevölkerung
vertreten. Ohne uns wäre sie hier
nicht einmal mit einem Argument
vertreten. Dass wir nur eine Min-
derheit sind, weiß ich; aber inso-
fern bereichern wir dieses Land. Ich
finde, dass man schon allein des-
halb – Sie haben mehrmals gesagt,
wen man wählen muss; jetzt muss
ich das auch einmal sagen – die
Linke wählen muss.

Aber es geht weiter. Ich komme
zur Regierung. Ich habe es schon
gesagt: Von der Chancengleichheit
in der Bildung sind wir meilenweit
entfernt. Ihr Betreuungsgeld ist ei-
ne solche Fehlkonstruktion – wirk-
lich, darüber muss man gar nicht
diskutieren. Die Norweger haben
es eingeführt und wieder abge-
schafft. Wissen Sie, Herr Brüderle,
arme Familien haben keine Wahl-
freiheit. Die sind so dringend auf
das Geld angewiesen, dass sie es
auch annehmen. Damit organisie-
ren Sie, dass deren Kinder nicht in

Kindertagesstätten gehen. Damit
fehlt ihnen soziale Bildung und da-
durch haben sie schlechtere Vo-
raussetzungen für Erfolg in der
Schule. Was soll denn dieser Wahn-
sinn? Lassen Sie uns endlich Chan-
cengleichheit für Kinder gerade in
der Bildung herstellen. Es wird
höchste Zeit.

Die Strompreise steigen. Sie ha-
ben nichts dagegen getan. Die Mie-
ten steigen. Sie quatschen nur rum.
Sie in der Regierung machen nichts
dagegen. Das geht doch nicht! Er-
klären Sie mir doch einmal: Wenn
Frau A auszieht und Frau B einzieht
und der Vermieter in der Wohnung
nichts verändert, warum darf er die
Wohnung teurer machen? Wieso?
Er hat doch den Wert der Wohnung
gar nicht gesteigert. Was haben wir
hier eigentlich für komische Re-
geln? Das kann man ändern, wenn
man will, dass es für die Menschen
erträglich wird. Natürlich brauchen
wir auch mehr sozialen Wohnungs-
bau. Das ist doch völlig klar.

Sie können eines doch nicht
leugnen: Die Entwicklung geht im-
mer weiter auseinander. Früher gab
es ein privates Nettovermögen von
etwa 4,5 Billionen Euro, im Jahre
2012 waren es 10 Billionen Euro.
0,6 Prozent der Haushalte gehörte
davon ein Anteil von 2 Billionen,
das heißt von 20 Prozent. 50 Pro-
zent der Haushalte - das sind in fi-
nanzieller Hinsicht die unteren
Haushalte - besitzen davon 1 Pro-
zent. 1 Prozent! 1998 besaßen die-
se 50 Prozent noch 4 Prozent. Die
Schere geht immer weiter ausei-
nander.

Deshalb sage ich Ihnen: Wir ha-
ben eine Umverteilung von unten
nach oben. Es stimmt – da hat Herr
Brüderle recht –: Die hatten wir
auch bei Schröder. Die haben wir
aber auch bei Merkel, die haben wir
bei Ihnen allen. Ich sage Ihnen:
Diese Umverteilung von unten
nach oben muss gestoppt werden.
Wir brauchen für mehr Gerechtig-
keit endlich eine Umverteilung von
oben nach unten. Es wird höchste
Zeit, dass wir das auch durchset-
zen.

Auch in den Bereichen Gesund-
heit und Pflege haben Sie nichts ge-
tan. Wir haben immer noch eine
Zweiklassenmedizin. Auch das ist
unerträglich. Wir schlagen überall
Alternativen vor.

Jetzt sage ich Ihnen etwas, was
die Union sehr erregen wird, aber
es stimmt: Wir sind inzwischen die
einzige Partei der deutschen Ein-
heit.

Wir waren 2009 bei der Wahl so
stark, dass die Bundeskanzlerin so-
gar angekündigt hat, die Renten-
werte in Ost und West würden an-
geglichen.

Wir haben ein so gutes Ergebnis
erzielt, dass CSU, CDU und FDP
das sogar in ihren Koalitionsvertrag
aufgenommen haben. Aber wir wa-
ren noch nicht so stark, dass Sie das
auch gemacht haben. Sie haben es
dann wieder gestrichen. Und jetzt
sagen Sie: Es wird nie stattfinden.

Die Grünen sagen: Angleichung
der Rentenwerte sofort, aber ohne
jede Steigerung der Ostrente. Das
ist natürlich abenteuerlich, kann
ich nur sagen. Ich will gar nicht
weiter darauf eingehen.

Ich will aber sagen: Wir brauchen
endlich die gleiche Rente für die
gleiche Lebensleistung. Und wer
das nicht will, der spaltet die Ge-
sellschaft, der sorgt nicht für Ein-
heit.

Ich komme zum Schluss und
stelle Folgendes fest: Ohne die Lin-
ke herrschte in diesem Bundestag
gähnende Langeweile.

Zweitens. Ohne die Linke gäbe es
keinen Widerspruch einer Fraktion
gegen Kriege,

Waffenexporte, falsche Euro-Ret-
tungsschirme, gegen die Senkung
des Rentenniveaus und die Renten-
kürzung – die Anhebung des Ren-
teneintrittsalters um zwei Jahre ist
im Grunde eine Rentenkürzung; es
sind zunächst zwei Jahre; das soll ja
noch weitergehen –, gegen prekäre
Beschäftigung und gegen Hartz IV.
Das wäre eine Verarmung der De-
mokratie.

Auch deshalb ist es wichtig, die-
sen Widerspruch zu wählen.

Dann gibt es noch einen Punkt.
Weil Sie sich bei diesen sechs Punk-
ten in einer Konsenssoße befinden,
reagieren Sie nie aufeinander. Die
Grünen ändern doch nicht ihre Po-
litik, bloß weil die FDP zulegt oder
verliert. Die FDP ändert nicht ihre
Politik, weil die Union zulegt. Die
SPD ändert auch nicht ihre Politik.
Die einzige Partei, auf die Sie alle
reagieren, ist die Linke.

Deshalb ist es für die Leute so at-
traktiv, uns zu wählen. Sehen Sie
mal: Man wählt uns, und noch be-
vor wir einen dummen Antrag ge-
stellt haben, ändern Sie schon Ihre
Politik. So schnell geht das. Das
schafft man nur mit der Wahl der
Linken.

Aber die anderen drei Parteien,
die richten sich schon nach unse-
ren Wahlergebnissen. Das ist auch
ein Vorteil von uns.

Weil so viel über Koalition und
Ähnliches gesprochen wird, sage
ich: Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD, ich weiß, Ihre Lei-
densfähigkeit ist fast unbegrenzt;
aber ich gebe die Hoffnung nicht
auf, dass es doch irgendwo eine
Grenze gibt.

Was wir wollen, ist ganz einfach,
lieber Herr Gabriel: Wir wollen
nicht, dass Sie links von der SPD
stehen; da stehen wir doch, das ist
gar nicht nötig. Aber wenigstens so-
zialdemokratisch könnten Sie end-
lich werden.

Zur Sozialdemokratie gehören
keine Kriege, keine Rentenkürzun-
gen und kein Hartz IV. Das müssen
Sie endlich verstehen. Dann kön-
nen wir nicht nur einen Personal-
wechsel anstreben, sondern end-
lich auch einen Politikwechsel und
eine deutlich gerechtere Gesell-
schaft.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen
für mehr

Gerechtigkeit
eine

Umverteilung von
oben nach unten.
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Herr Gysi, wissen Sie was:
Angesichts dessen, was Sie
hier abgeliefert haben, und

angesichts dessen, wie oft Sie gesagt
haben, was alles nicht ohne die Lin-
ke geht, muss man schon denken:
Sie haben Sorge, nicht im nächsten
Bundestag vertreten zu sein.

Das wundert mich auch nicht,
wenn ich mir vor Augen führe, dass
sich Ihre Umfragewerte inzwischen
nicht nur in Sachsen und Thüringen
halbiert haben.

Aber ich sage Ihnen eines: Mit
dieser Art von Selbstgerechtigkeit
helfen Sie keinem Arbeitslosen, kei-
nem, der in Armut lebt, und noch
nicht einmal den Ossis. Es braucht
eine andere Politik, aber keine
Schnöselsprüche von Ihnen, Herr
Gysi!

Ich will auf das eingehen, was die
Bundeskanzlerin immer wieder
sagt: dass wir gut dastehen. 70 Pro-
zent der Arbeitnehmer bekommen
heute niedrigere Löhne als vor zehn
Jahren.

Die Produktivität hat sich seit
1999 immer weiter verschlechtert.

Die Investitionsquote ist in 2012
von über 20 auf 17 Prozent gesun-
ken.

Jetzt werden Sie wieder sagen, das
sei Schwarzmalerei.

Das ist aber nicht meine Erfin-
dung. Das sagt einer der renom-
miertesten Wirtschaftsexperten in
Deutschland, nämlich Marcel Fratz-
scher, der Chef des DIW. Das ist die
Realität. Allerdings habe ich ge-
lernt, Ihre Behauptung, Deutsch-
land stehe gut da, ist nichts anderes
als eine Illusion. Sie haben aber kei-
ne Lust mehr, sich bei Ihren Illusio-
nen unterbrechen zu lassen. Sie ha-
ben auch keine Lust mehr, sich die
Realität anzuschauen. Das haben
wir auch am Sonntag im Fernseh-
duell gesehen, als jemand versucht
hat, Ihnen eine Zwischenfrage zu
stellen, Frau Merkel.

Tatsache ist: Ja, wir leben in ei-
nem der reichsten Länder der Erde.
Aber Millionen von Menschen ha-

ben nichts von diesem Reichtum.
Die Bildungs- und Aufstiegschan-
cen sind verdammt ungleich ver-
teilt. Der Zugang zu dieser Gesell-
schaft ist reglementiert. Sie ist an
vielen Stellen eine blockierte und
an vielen Stellen eine geschlossene
Gesellschaft. Akademikerkinder ha-
ben eine sechsmal höhere Chance,
ein Studium aufzunehmen, als Kin-
der von Eltern ohne Studium. Dem
reichsten 1 Prozent der Bevölke-
rung gehören 35 Prozent des ge-
samten Vermögens, den reichsten
10 Prozent sogar zwei Drittel. Nein,
Deutschland geht es nicht gut. In
Deutschland geht es nur einigen
gut.

Wenn Sie sagen: „Deutschland
steht gut da“, dann meinen Sie mit
Deutschland nicht die Deutschen,
sondern die Privilegierten.

Das ist der Unterschied zwischen
Ihnen und uns, Frau
Merkel.

Wir brauchen kei-
ne Politik für weni-
ge, für diejenigen,
die die Handynum-
mer der Kanzlerin
oder wenigstens die
des Kanzleramtsmi-
nisters haben. Wir
brauchen eine Poli-
tik für alle Menschen, egal ob gut
verdienend oder Hartz-IV-Bezieher,
egal ob sie alleinstehend sind oder
in einer Familie leben, egal ob rei-
che oder arme Eltern, egal ob in
Deutschland geboren oder anders-
wo. Eine bessere Zukunft muss für
alle möglich sein, eine Zukunft mit
intakter Infrastruktur, mit einem
guten und bezahlbaren System so-
zialer Sicherheit, selbstverständlich
mit funktionierenden öffentlichen
Institutionen und einem Bildungs-
system, in dem die Chancen gleich
verteilt sind. Um all das zu schaf-
fen, fehlen aber entscheidende Vo-
raussetzungen, nämlich ein hand-
lungsfähiger Staat und eine hand-
lungsfähige Regierung. Ja, es fehlt
auch eine handlungswillige Kanzle-
rin in diesem Land, um die Situati-
on zu verbessern.

Diese Kanzlerin handelt jedoch
nicht, meine Damen und Herren.

Das liegt nicht daran, dass sie Os-
si ist. Das liegt auch nicht daran,
dass sie Frau ist. Das liegt noch
nicht einmal daran, dass sie Tag
und Nacht per Babyfon Herrn See-
hofer betreuen muss, weil der per-
manent herumschreit, und deswe-
gen nicht zum Regieren kommt.

Frau Merkel handelt deswegen
nicht, weil sie keine Ideen für die
Zukunft hat; weil sie auf Sicht fährt;
weil sie am Gängelband der FDP
hängt; weil sie sich von der Krise
das Programm hat schreiben lassen,

anstatt Ideen zu entwickeln. Ihnen
macht Regieren Spaß, haben Sie ge-
sagt, Frau Merkel, weil es an jedem
Morgen neue Probleme gibt. – Wir
hätten am Abend gern mal wenigs-
tens für eines der Probleme eine Lö-
sung gesehen.

Frau Bundeskanzlerin, jetzt ist ei-
ne neue Phase angebrochen, eine,
in der ohne Ideen nichts mehr geht,
eine, in der es ohne Ideen zu immer
neuen Krisen kommt, nicht nur im
Inland, sondern auch im Ausland.
Es reicht nicht mehr, herumzulavie-
ren, es reicht nicht mehr, abzuwar-
ten – nicht in Europa, nicht gegen-
über Russlands homophobem Dik-
tator und erst recht nicht in der
Energiepolitik. Sie sind dabei, das
Land müde zu lächeln. Wir brau-
chen aber dringend einen Auf-
bruch, Frau Merkel; deswegen
braucht es den Wechsel.

Bisher haben Sie
in Europa ein Kri-
senmanagement ge-
macht. Jetzt müss-
ten Sie eigentlich
einmal sagen, wo-
hin Sie mit Europa
wollen. Wir sind
doch ein Europa der
Menschen und
nicht ein Europa der

Banken. Und, ja, wir brauchen Lei-
denschaft für ein Europa, in dem
junge Leute Hoffnung haben, egal
ob ihre Muttersprache Griechisch
ist oder Deutsch, ein Europa, das
endlich vorangeht mit der Energie-
revolution. Dank Ihrer Politik
schaffen wir das noch nicht einmal
in Deutschland, Frau Merkel.

Sie stellen sich hierhin und sa-
gen: Keinen Cent für die Griechen
ohne Gegenleistung!

Kurz vor der Wahl, Frau Merkel,
fangen Sie wieder an mit einem
„faule Griechen“-Revival.

Ich finde das beschämend: die
Beschimpfung eines Landes, das ex-
trem viel geleistet hat und auf das
Sie ohne Ende Druck ausgeübt ha-
ben, Frau Merkel.

Man kann es vielleicht so zusam-
menfassen: Mit der schwarz-gelben
Regierung regiert die Ideenlosig-
keit, es regiert das Motto „Gemein-
sam gleichgültig“.

Die Verschuldung der öffentli-
chen Hand ist unter Kanzlerin Mer-
kel so stark gestiegen wie unter kei-
nem Bundeskanzler zuvor. Diese
schwarz-gelbe Regierung hat über
100 Milliarden Euro neue Schulden
aufgenommen. Frau Merkel, das ist
eine sensationelle Katastrophe und
kein sensationeller Erfolg, wie Sie es
hier behauptet haben.

Insgesamt sind das 500 Milliar-
den Euro mehr. Sagen wir es einfach
einmal so: Diese Regierung steckt

knietief im Dispo; die Zinsen und
Zinseszinsen müssen unsere Kinder
und Kindeskinder zahlen. Genera-
tionengerechtigkeit geht anders,
meine Damen und Herren.

Auch was die öffentliche Infra-
struktur angeht, muss man feststel-
len: Sie haben keine Ideen. Wir le-
ben in Deutschland längst von der
Substanz. Seinen wirtschaftlichen
Erfolg hatte dieses Land einstmals
der guten Infrastruktur zu verdan-
ken.

Die geht jetzt den Bach herunter:
Der Bahnhof einer Landeshaupt-
stadt ist tagelang außer Betrieb.

Sagen Sie jetzt bloß nicht:
„Schuld sind die anderen“, Frau
Merkel! An vielen Orten sind die
Straßen kaputt, sind Brücken bau-
fällig. In öffentlichen Gebäuden
fällt der Putz von der Decke.

Städten und Kommunen fehlen
insgesamt 128 Milliarden Euro.

Es fehlen die Steuereinnahmen,
um die Mängel endlich zu beseiti-
gen und diesen Investitionsstau zu
beheben.

Ich weiß, Herr Brüderle, dass Sie
da nie hingehen, dass Sie sich wo-
anders herumtreiben – mit Ihren
Lobbyisten Kaffee trinken gehen –,
statt einmal zu schauen, wie es in
den Schulen dieses Landes aussieht.

Man muss sich einmal mit dem
tatsächlichen Leben beschäftigen,
anstatt nur auf BIP-Zahlen zu
schauen. Wo bleiben Ihre Ideen für
gute Kinderbetreuung, für Kinder-
betreuung, die gut ist für Kinder
und nicht für die Statistik von Frau
Schröder? Ist es das Beste für das
Kind, wenn man, um einen Kinder-
betreuungsplatz zu bekommen, 20
Bewerbungen abschicken muss?
Nein, da geht es um Milliarden, die
fehlen. Frau Merkel, Sie haben eben
gesagt, dass wir mehr Geld für Kin-
derbetreuung brauchen. Aber was
machen Sie stattdessen? Sie schmei-
ßen für das Betreuungsgeld jedes
Jahr 1 Milliarde Euro zum Fenster
hinaus. Das Betreuungsgeld gehört
abgeschafft. Dann können wir end-
lich in Kitas investieren.

Ich vermisse eine Idee für den Be-
reich Bildung. Kooperationsverbot
– das haben Sie eingeführt – und ei-
ne Lücke von 20 Milliarden Euro
bei den Bildungsinvestitionen, das
ist Ihre Bilanz. Wir waren einmal
Bildungsnation, und wir waren
stolz darauf.

Heute bleiben so viele Kinder wie
nie unter ihren Möglichkeiten, nur
weil sie im falschen Stadtteil woh-
nen, den falschen Vornamen haben
oder weil ihre Großmutter nicht in
Deutschland geboren wurde. Das
ist Ihre Verantwortung. Das muss
sich ändern mit Investitionen in
Bildung und mit mehr Bildungsge-
rechtigkeit in einem Land, das es
sich definitiv leisten kann.

Ich will wissen, wen Sie eigent-
lich meinen, wenn Sie sagen: Uns
geht es gut. – Meinen Sie die 7 Mil-
lionen Menschen, die in Deutsch-
land für weniger als 8,50 Euro pro
Stunde arbeiten? Meinen Sie die 2,5
Millionen Menschen, die inzwi-

schen mehrere Jobs haben? Früher
hielten wir das für amerikanische
Verhältnisse, heute ist das in
Deutschland selbstverständlich.
Meinen Sie die 3 Millionen Frauen,
die ohne eigenständige Altersabsi-
cherung in Minijobs arbeiten, die
Angst vor Armut haben?

Frau Merkel, meinen Sie mit
„Deutschland steht gut da“ die
Menschen, die in Schlachthöfen für
4 Euro pro Stunde arbeiten, und
zwar unter katastrophalen Bedin-
gungen, die mit Arbeitsschutz
nichts zu tun haben? 8,50 Euro
Mindestlohn, Leiharbeit, die gleich
bezahlt wird, und endlich kleine
Jobs, die man sich auch leisten
kann und bei denen nicht Altersar-
mut vorprogrammiert ist - das ist
die Alternative zu Ihrer Politik, Frau
Merkel.

Man kann nicht bei denjenigen
kürzen, die es am nötigsten haben.
Wenn man in den Bundeshaushalt
schaut, dann sieht man: Sie haben
bei den Langzeitarbeitslosen, bei
den Alleinerziehenden und bei den
Berufsrückkehrern gekürzt. Frau
Merkel, Sie haben gemeinsam mit
Frau von der Leyen am Anfang der
Legislaturperiode die Republik da-
rauf hingewiesen, dass es eine Ar-
mutsgefährdung in Teilen der Be-
völkerung gebe, gerade im Alter.

Der Entwurf der Rentenreform ist
im täglichen Gezänk mit der FDP
immer kleiner und kleiner gewor-
den, und am Schluss hat er sich
komplett in Luft aufgelöst. Wir
brauchen endlich die Bekämpfung
der Altersarmut mit einer Garantie-
rente gerade für die Frauen in die-
ser Republik, die es durch Arbeit
nicht mehr schaffen können, für ei-
ne entsprechende Rente zu sorgen.
Wir müssen dafür sorgen, dass sie
mit einer Garantierente im Alter ab-
ge-sichert sind und nicht in Armut
fallen.

Ideen bei der Gesundheitsversor-
gung? Fehlanzeige! Wer gesetzlich
krankenversichert ist, wartet nicht
nur doppelt so lange auf den Ter-
min beim Hausarzt, er wartet dann
auch noch doppelt so lange, bis der
Facharzt Zeit hat. Fragen Sie mal Al-
te, chronisch Kranke oder Men-
schen mit Behinderung, dann hö-
ren Sie, dass ihnen mehr und mehr
Leistungen vorenthalten werden.
Fragen Sie einmal die Ärzteschaft
und nicht die Lobbyisten: Diese
sagt Ihnen längst mehrheitlich, sie
wolle eine Bürgerversicherung.

Ich will, dass wir endlich wieder
dahin kommen, dass man, wenn
man beim Arzt anruft, gefragt wird,
was einem fehlt, und nicht, welche
Versicherungskarte man hat. Das ist
der Unterschied zwischen Ihnen
und uns, Frau Merkel.

„Deutschland steht gut da.“ –
Fragen Sie einmal die Flüchtlinge,
die hierherkommen und die hof-
fen, dass sie endlich in Sicherheit
sind. Diese müssen hören, dass wir
eine Krise hätten oder überfordert
seien. Anstatt mit dem Blick auf die
furchtbare Situation in Syrien die
Türen zu öffnen und mehr Flücht-

Katrin Göring-Eckhardt (*1966)
Bundestagsvizepräsidentin

Katrin Göring-Eckardt, Bundestagsvizepräsidentin:

Unter Ihrer Regierung 
bewegt sich nichts in Deutschland

Frau Merkel 
handelt nicht,

weil 
sie keine Ideen
für die Zukunft

hat.
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linge aufzunehmen und zu sagen:
„Natürlich können wir sie hier in
Deutschland sicher unterbringen“,
machen Sie die Tür wieder zu und
reden von Überforderung in unse-
rem Land mit Herrn Friedrich an
der Spitze.

Fragen Sie einmal die jungen
Leute, ob es ihnen gut geht, die Sie
zwingen, sich entweder gegen das
Land zu entscheiden, in dem sie
aufgewachsen sind, oder gegen das
Land, in dem ihre Großeltern gebo-
ren wurden. Wo ist Ihre Idee von ei-
nem Land, in dem man gut leben
kann, gerade wenn man unter-
schiedlich ist? Jeder weiß doch, dass
nur solche Gesellschaften erfolg-
reich sind, Frau Merkel. Nein, Ihr
„Deutschland geht es gut“ hat
nichts mit der Lebensrealität der
Menschen hier zu tun.

Meine Damen und Herren, für
diese schwarz-gelbe Bundesregie-
rung ist Deutschland kein Gemein-
wesen, sondern eine einzige Lobby-
republik. Diese Kanzlerin und ihre
Regierung haben keine Idee von so-
zialer Gerechtigkeit. Man braucht
sich nur den Bundeshaushalt anzu-
schauen: Sie kürzen bei den Kin-
dern, bei den Arbeitslosen, bei den
Kranken, bei der Entwicklungszu-
sammenarbeit mit den armen Län-
dern und zeigen den Mietern die
kalte Schulter.

Anderswo haben Sie aber mäch-
tig draufgelegt. Ihre Hotelsteuer hat
uns inzwischen 4 Milliarden Euro
gekostet, und wir geben permanent
1,8 Milliarden Euro für ein Dienst-
wagenprivileg aus, mit dem wir Ge-
ländewagen fördern.

Einen solchen Dienstwagen
braucht vielleicht ein Förster oder

ein Bauer, aber niemand, der nor-
mal zur Arbeit und wieder zurück
fährt. Hier könnten Sie eine riesige
Einsparmöglichkeit nutzen. Dann
bräuchten Sie nicht bei den Armen
und Arbeitslosen zu sparen, Frau
Merkel.

Man kann das alles zusammen-
fassen, wie Herr
Laumann das ge-
macht hat.

Ihr CDU-Freund
aus Nordrhein-
Westfalen hat wört-
lich gesagt: Sozial-
politisch waren die
schwarz-gelben Re-
gierungsjahre verlo-
rene Jahre. – Ich fin-
de, er hat recht. Leider!

Deutschland könnte bei der gro-
ßen Aufgabe unserer Zeit, der
Energiewende, so gut dastehen,
aber bei Ihnen, bei Schwarz-Gelb,
herrschen Ideenflaute und hand-
werkliche Inkompetenz. Sie wol-
len die Dynamik bremsen, haben
Sie hier gesagt. Sie haben hier wie-
der die Ausbaubremse für erneuer-
bare Energien angekündigt, Frau
Merkel.

Ehrlich gesagt glaube ich,
Schwarz-Gelb die Energiewende
machen zu lassen, ist ungefähr so
schlau, wie wenn man Lehman
Brothers beauftragen würde, die
Euro-Krise zu managen. Das wirk-
lich Tragische daran ist: Die
schlechte Umsetzung ist von Ihnen
auch politisch gewollt. Sie fahren
die Energiewende sehenden Auges
an die Wand, und die Energiekon-
zerne lachen sich mit ihren Kohle-
kraftwerken und Renditen am Ende
noch ins Fäustchen.

Wir produzieren so viel Kohle-
strom wie Anfang der 90er-Jahre.
Das hat nichts mehr mit Energie-
wende zu tun, sondern das ist eine
Konterrevolution in der Energie-
politik.

Dafür, dass der CO2-Aussstoß
steigt, tragen Sie Verantwortung,

Frau Merkel. Das
hat große Folgen für
den Klimawandel
und unsere Um-
welt, weswegen Sie
sich mehr mit der
Frage beschäftigen
sollten, wie es mit
den erneuerbaren
Energien weiter-
geht.

Es mag Ihnen ja pathetisch vor-
kommen, aber ich bleibe dabei:
Ich will, dass auch noch unsere En-
kel Zitronenfalter nicht nur aus
dem Lehrbuch kennen.

Ich bleibe dabei, dass ich will,
dass auch noch die, die nach uns
kommen, saubere Luft atmen kön-
nen, und ich bleibe auch dabei,
dass ich will, dass wir unseren
Lebensstil nicht auf Kosten der
ärmsten Weltregionen leben. Des-
wegen brauchen wir die Energie-
wende.

Ich bleibe auch dabei, dass wir,
statt jedes Jahr 1 Milliarde Euro in
die Massentierhaltung zu stecken,
endlich dafür sorgen sollten, dass
gesundes Essen und Tierschutz zu-
sammenkommen und dass nicht
inzwischen die Tiere so viele Anti-
biotika bekommen, dass die Weiß-
wurst eines Tages wahrscheinlich
rezeptpflichtig wird, Frau Aigner.

Sie lassen die Menschen ganz
nebenbei auch noch bei der Strom-

rechnung im Regen stehen. Es gibt
in Deutschland millionenfach
Stromarmut, und es hat nichts mit
Marktwirtschaft zu tun, dass die
Verbraucher immer mehr bezahlen
müssen, obwohl der Börsenstrom-
preis durch die erneuerbaren Ener-
gien sinkt.

Herr Brüderle, als Sie als Wirt-
schaftsminister angefangen haben,
betrug die EEG-Umlage 1,5 Cent.
Jetzt sind es 5,5 Cent. Das ist Ihre
Verantwortung! Das ist Ihre Ener-
giepolitik und das Ende einer
Strompreisverantwortung für die
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher.

Die Zeche Ihrer Politik zahlen
die Mittelständler, der Student und
die Oma von nebenan.

Die Zeche zahlen diejenigen, die
es sich nicht leisten können.

Deswegen sagen wir ganz klar:
Mit einer anderen Politik könnten
wir sofort 4 Milliarden Euro ein-
sparen und den Strompreis sen-
ken. Man kann erreichen, dass der
Strom und die Energie bezahlbar
bleiben, weil uns Sonne und Wind
keine Rechnungen schicken und
indem wir dafür sorgen, dass es
keine sinnlosen Ausnahmen –
nicht beim Fracking, nicht bei der
Kohle – und auch kein Ausweichen
derjenigen mehr gibt, die heimlich
schon wieder über neue Laufzeit-
verlängerungen für Atomkraftwer-
ke nachdenken.

Sie haben keine Ideen, und da-
mit werden natürlich die Spielräu-
me der kommenden Generationen
eingeengt.

Ausgerechnet Sie, Herr Brüderle,
an der Spitze werfen uns vor, wir
wären eine Verbotspartei.

Da kann ich nur sagen, lieber
Herr Brüderle: Lieber einmal in der
Woche freiwillig Spinat mit Ei als
jahrelang unfreiwillige Überwa-
chung durch die NSA.

Da wir schon dabei sind, will ich
Ihnen ein paar Verbote nennen, die
wir gern abschaffen wollen: das
Adoptionsverbot für Lebenspartner-
schaften, das Verbot einer Arbeits-
aufnahme für Asylbewerber, das
Verbot der doppelten Staatsbürger-
schaft – abschaffen! –, Wettbe-
werbshürden im Energiemarkt – ab-
schaffen! –, gerne auch das Verbot,
Fahrräder im ICE mitzunehmen.

Einführen wollen wir auch et-
was. Wir wollen zum Beispiel das
Verbot einführen, Rüstungsgüter
an Diktatoren zu liefern. Ja, hier
verbieten wir gerne etwas.

„Deutschland steht gut da“, sa-
gen Sie. Ja, Deutschland steht. Ob-
wohl viele etwas tun, bewegt sich
unter Ihrer Regierung nichts mehr.
Deutschland wird sich aber an-
strengen müssen: ökologisch, öko-
nomisch und eben auch sozial.
Aber dafür braucht es Leiden-
schaft. Dafür braucht es eine Regie-
rung, die etwas bewegen will, und
keine, die sich selbst verwaltet. Da-
für braucht es eine Regierung, die
einen Plan hat und eine Vision, ei-
ne Idee davon, wohin es gehen
soll. Ihre Regierung, die nur an BIP
und Bonus denkt, Frau Merkel,
und Ihre Art, das Land stillzulä-
cheln, haben ausgedient. Es
braucht eine neue Regierung. Es
braucht Bewegung – jetzt!

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN – Beifall bei der

SPD)

Die Zeche Ihrer
Politik zahlen die

Mittelständler,
der Student und

die Oma von
nebenan.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, Wahlkampf ist eine wich-
tige Veranstaltung. Aber wir

sollten auch im Wahlkampf unsere
Mitbürgerinnen und Mitbürger ernst
nehmen. Deswegen sollten wir auch

im Wahlkampf die Debatte über die
Lage unseres Landes mit Argumen-
ten, mit Fakten und mit Program-
men führen. Wir sollten hier weiter-
kommen.

Herr Kollege Steinbrück, ich
möchte mich gerne mit Ihnen ausei-
nandersetzen. Sie haben gefragt, wo-
hin unser Land in den letzten Jahren
gegangen ist. Die Antwort lautet:
Aufwärts! Die Bundeskanzlerin hat
in einer sehr eindrucksvollen Rede
beschrieben, wie die Lage gewesen
ist, in die wir als Folge der Finanz-
und Wirtschaftskrise geraten sind.
Wir hatten im Jahre 2009 einen
Rückgang unseres Bruttoinlandspro-
dukts um über 5 Prozent zu ver-
zeichnen; eine Erfahrung, die wir
seit der Währungsreform nicht
kannten. Als Folge dessen hatten wir
für das Jahr 2010 einen Haushalts-
entwurf mit einer hohen Neuver-
schuldung erstellt. Das haben wir in

der Großen Koalition gemeinsam
gemacht. Heute sind wir in dersel-
ben Situation. Der Haushalt, den die
Regierung im Juni aufgestellt hat,
wird das Gerüst für die nächste Le-
gislaturperiode sein, auch nach den
nächsten Wahlen.

Wir haben nämlich diesen Haus-
halt im Gerippe mit den Rahmenda-
ten übernommen, und dann musste
für 2010 eine Neuverschuldung von
86 Milliarden Euro eingeplant wer-
den. Die Bundeskanzlerin hat schon
daran erinnert, dass in der mittelfris-
tigen Finanzplanung für diese vier
Jahre – das vergessen Sie in Ihren Re-
den gelegentlich, Herr Steinbrück –
262 Milliarden Euro vorgesehen wa-
ren beziehungsweise vorgesehen
sein mussten. Das war die Ausgangs-
lage. Daraus sind nun knapp 100
Milliarden Euro geworden. Das sind
knapp 40 Prozent dessen, was vorge-
sehen war. Dazu kann man nur sa-

gen: Es ist wohl ein bisschen auf-
wärtsgegangen in den Jahren seit
2010.

Natürlich gibt es eine Menge von
Problemen. Die wird es übrigens im-
mer geben, und die globalisierte
Welt sorgt dafür, dass der Druck der
Wettbewerbsfähigkeit immer stärker
wird. Das wird auf unseren Arbeits-
markt und auf vieles andere Auswir-
kungen haben.

Ich habe übrigens, Herr Kollege
Steinbrück, als zweimaliger Innen-
minister manche Tarifverhandlun-
gen geführt. Einstmals waren sie
ganz schwierig, weil wir noch eine
Arbeitgebergemeinschaft von Bund,
Ländern und Kommunen waren.
Deswegen verstehe ich ein bisschen
was von Tarifautonomie. Auch war
eine Erfahrung aus der Überwin-
dung der Finanz- und Wirtschafts-
krise, dass unsere soziale Partner-
schaft in Deutschland wesentlich da-
zu beigetragen hat, dass wir die Kri-
se besser überstanden haben als
andere. Ein wesentliches Element
unserer sozialen Partnerschaft ist die
Tarifautonomie.

In allem Ernst, Herr Kollege Stein-
brück: Wenn Sie sich mit Freunden
in der Gewerkschaft verständigen
oder sich informieren lassen, wie die

Tariflandschaft aussieht, wird deut-
lich: Es gibt Zehntausende von Tarif-
verträgen, die sehr individuell ange-
passt sind, sei es regional oder struk-
turspezifisch für die einzelnen Be-
triebe.

Das ist ein unendlich enges Ge-
flecht. Es ist das Ergebnis von Tarif-
autonomie: ein Qualitätssiegel un-
seres Standorts Deutschland.

Reden Sie nicht von einem Fli-
ckenteppich, wenn wir sagen: Wir
wollen auch den Mindestlohn durch
die Tarifpartner regeln lassen statt
von einem Gesetzgeber, der nicht so
viel weiß! Mit Einheitsregeln geht es
doch schief.

In allem Ernst:
Die Einkommen sind in den letz-

ten drei Jahren durchschnittlich um
3 Prozent jährlich gewachsen. Wir
haben im Augenblick so viele Men-
schen in Arbeit wie nie zuvor. Die Ar-
beitslosenquote ist die niedrigste
seit der Wiedervereinigung. 

Wir haben die niedrigste Arbeits-
losenquote seit der Wiedervereini-
gung. Die Langzeitarbeitslosigkeit ist
am stärksten gesunken. Die Zahl der
Hartz-IV-Empfänger sinkt am stärks-

Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundesminister

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister der Finanzen:

Wir haben in diesen 
vier Jahren viel erreicht
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ten. Das sind Realitäten. Die OECD
hat im Mai einen Bericht vorgelegt.
Ich habe ihn dabei und könnte lan-
ge daraus zitieren. Darin heißt es: Im
Gegensatz zu fast allen anderen
OECD-Ländern ist in Deutschland
die Kluft zwischen den höheren Ein-
kommen und den geringen Einkom-
men nicht gewachsen, sondern ge-
sunken.

Jetzt kommt der nächste Punkt:
Die Korrektur der Bruttoeinkommen
gegenüber den Nettoeinkommen
durch Steuern und Beiträge ist in
Deutschland stärker als in fast allen
anderen OECD-Staaten. Sie reden
wirklich gegen jede Realität. Deswe-
gen haben Sie nichts mit der Wirk-
lichkeit in diesem Lande zu tun.

Dies alles haben wir im Übrigen
erreicht, indem wir ein stabiles
Wachstum haben. Die deutsche
Wirtschaft ist seit 2009 real um 8
Prozent gewachsen. In der ersten
Haushaltsdebatte haben Sie damals
die Bundeskanzlerin gefragt: Wo
wollen Sie eigentlich hin? Wo wol-
len Sie Ende 2013 sein? – Sie hat
dann gesagt: Wenn wir im Septem-
ber 2013 da wären, wo wir vor dieser
schlimmen Krise waren, wäre es
schön.

Ich ziehe Bilanz: Der Einbruch be-
trug 5,1 Prozent. Wir haben 8 Pro-
zent reales Wachstum. Frau Bundes-
kanzlerin, wir haben Ihr Ziel etwas
übererreicht. Genauso haben wir
auch die Schuldenbremse eingehal-
ten. Die Neuverschuldung beträgt
nicht 86 Milliarden Euro. Der Haus-
halt für das kommende Jahr sieht
noch eine Neuverschuldung von 6
Milliarden Euro – ohne strukturelles
Defizit – vor. Bevor Sie weiterhin die
unsinnige Behauptung verbreiten,
das habe nur mit den niedrigen
Zinsausgaben zu tun, will ich Ihnen
einfach sagen: Die Zinsausgaben im
Haushalt 2014 belaufen sich zwar
auf 4 Milliarden Euro weniger als im
Haushalt 2010. Aber mit 4 Milliar-
den Euro weniger Zinsausgaben ist
es schwierig, zu erklären, dass wir in
der Zwischenzeit ein strukturelles
Defizit von 46 Milliarden Euro völ-
lig beseitigt haben. Das ist der Erfolg
der Politik dieser Regierung.

Zur Situation unseres Landes ge-
hört, dass das wirtschaftliche Um-
feld auch heute schwierig ist. Die für
manche fast schon zur Sicherheit ge-
wordene Erkenntnis, dass das
Wachstum aus einer Reihe von
Schwellenländern kommt – das wird
uns, Frau Bundeskanzlerin, beim G-
20-Gipfel neben den drängenden
weltpolitischen Themen vielleicht
sehr beschäftigen –, ist nicht mehr so
sicher. Deswegen ist es gut, dass we-
nigstens Deutschland – inzwischen
auch wieder die Euro-Zone – ein rea-
les Wachstum erzielt. Das alles ist in
einem schwierigen Umfeld müh-
sam. Wir haben im Übrigen dieses
Wachstum – auch das gehört zur La-
ge unseres Landes – durch die Stei-
gerung der Inlandsnachfrage er-
reicht. Die Gesellschaft für Konsum-
forschung hat ermittelt: Das Kon-
sumklima ist seit 2007 niemals so
gut gewesen wie heutzutage. Das

Zerrbild, das Sie von der Wirklich-
keit der Menschen malen, steht im
diametralen Gegensatz zu den statis-
tischen beziehungsweise tatsächli-
chen Daten. Sie haben daher auch
kein Rezept für die kommenden Jah-
re; denn wenn Sie sich der Wirklich-
keit verweigern, können Sie die Zu-
kunft nicht gestalten. Das ist eine
ganz einfache Sache.

Herr Kollege Steinbrück, Sie ha-
ben über die Lage der Kommunen
geredet. Dazu will ich Ihnen nur
einmal ein paar Fakten – es gibt
den sogenannten Faktencheck zur
Sendung – nennen. Jeder Kommu-
nalpolitiker wird, wenn er nicht ge-
rade an einer Parteiveranstaltung
von Rot oder Grün teilnimmt, zu-
geben: Diese Legislaturperiode mit
unserer Bundespolitik war die
kommunalfreundlichste Legisla-
turperiode in der Geschichte der
Bundesrepublik.

Nein, nicht dank des Bundesrates,
sondern dank der Tatsache, dass die-
se Bundesregierung Wort gehalten
und die Kosten der Grundsicherung
im Alter in voller Höhe übernom-
men hat. Sie von Rot-Grün haben
diese Kosten zur Hälfte auf die Kom-
munen übertragen. Wir haben diese
Kosten in voller Höhe übernommen
und entsprechende Mittel in den
Bundeshaushalt eingestellt. Das sind
im Haushalt 2014 rund 4,5 Milliar-
den Euro, um die wir
die Kommunen ent-
lasten.

Wir haben die
Kommunen bei der
Erfüllung des Rechts-
anspruchs auf einen
Kinderkrippenplatz
nicht alleingelassen.
Wir haben über 5
Milliarden Euro aus
Bundesmitteln in Kinderkrippen in-
vestiert. Wir werden des Weiteren in
den kommenden Jahren Zuschüsse
in Höhe von 850 Millionen Euro
jährlich leisten. Wir haben die Kom-
munen auf diesem Weg nicht allein-
gelassen.

Im Übrigen will ich noch sagen:
Die Ausgaben beliefen sich im Bun-
deshaushalt 2010 auf 303 Milliarden
Euro. Ohne Berücksichtigung der
Mittel für den Fluthilfeopferfonds,
die in diesem Jahr hinzukommen –
diese kleine Ausnahme haben wir
noch nicht eingeplant –, haben wir
die Höhe der Ausgaben von 2010 in
keinem Jahr überschritten. Wir sind
bei 303 Milliarden Euro geblieben.
Der Haushalt, den wir im Juli im Ka-
binett eingebracht haben, sieht ein
Ausgabenniveau von 295 Milliarden
Euro vor. Das ist das Ergebnis unse-
rer konsequenten Politik der Rück-
führung der Neuverschuldung. Da-
mit machen wir unsere Finanzpoli-
tik sowie die öffentlichen Haushalte
und die sozialen Sicherungssysteme
tragbar.

Da Sie wieder eine Debatte über
Griechenland angefangen haben,
die so überflüssig ist wie ein Kropf:
Griechenland.

Mit Genehmigung des Präsiden-
ten möchte ich gerne den Wortlaut

meiner Regierungserklärung vom
30. November 2012 zitieren.

Als wir das zweite Griechenland-
Paket dem Bundestag zur vorherigen
Zustimmung vorgelegt haben, habe
ich das erläutert und wörtlich gesagt:

… wenn danach ein weiterer Fi-
nanzbedarf bestehen sollte, dann
werden wir Griechenland … zur
Wiedererlangung des Marktzugangs
weiter Hilfestellung geben, unter der
Voraussetzung, dass Griechenland
die Programmauflagen uneinge-
schränkt erfüllt.

Dieses Programm hat eine Lauf-
zeit bis Ende 2014. Die Schulden-
tragfähigkeitsanalyse unterstellt,
dass Griechenland erst nach 2020
unter die Grenze von 120 Prozent
Gesamtverschuldung im Verhältnis
zum Brutto-inlandsprodukt kom-
men kann. Deswegen war immer
klar: Es kann einen begrenzten wei-
teren Finanzierungsbedarf geben.
Den werden wir aber Mitte 2014 fest-
stellen – nicht mehr und nicht weni-
ger.

Ich füge hinzu: Griechenland ist
in einer schwierigen Lage. Das habe
ich oft genug gesagt. Deswegen müs-
sen wir auch Respekt vor den Men-
schen in Griechenland haben. Aber
Griechenland erfüllt seit der Aufstel-
lung dieses zweiten Programms das,
was in dem Programm vereinbart
worden ist. Griechenland liegt bei

der Defizitreduzie-
rung im Plan, sie er-
folgt sogar etwas
schneller. Die Wirt-
schaft entwickelt
sich etwas weniger
schlecht als befürch-
tet. Der Tourismus in
Griechenland zieht
wieder an. Griechen-
land hat seine Ar-

beitskosten um 13 Prozent gesenkt,
es gibt wieder Exporte, auch in Dritt-
länder.

Griechenland ist noch lange nicht
über den Berg, aber die Entwicklung
zeigt: Unsere Politik zur Verteidi-
gung der gemeinsamen europäi-
schen Währung, ohne die wir den
wirtschaftlichen und sozialen Stand
in unserem Lande nicht hätten, ist
richtig, sie zeitigt Erfolge, und der
Euro bleibt stabil.

Deswegen sind wir auf einem gu-
ten Weg. Das hat mit dem Wahlter-
min nichts zu tun.

Die Troika überprüft vierteljähr-
lich vor der Auszahlung der nächs-
ten Tranche und fährt dazu nach
Athen. Ich sage Ihnen jetzt schon:
Ende September fährt die Troika
wieder nach Athen. Damit Sie nicht
auf die Idee kommen, der Zeitpunkt
sei mit Absicht so gewählt, dass er
nach der Wahl liegt: Er liegt in der
Tat nach der Wahl, aber das dritte
Quartal endet nun einmal am 30.
September. Das ist meistens so, auch
in diesem Jahr.

Die Troika fährt übrigens Ende
Dezember wieder dorthin. Also re-
den Sie nicht einen solchen Unsinn.
Wir sagen das, was wir wissen, und
über das, was wir erst nächstes Jahr
wissen können, entscheiden wir im

nächsten Jahr. Dann ziehen wir die
Konsequenzen. Wir sind auf dem
richtigen Weg.

Herr Steinbrück, Sie haben noch
etwas gesagt. Ich wundere mich so-
wieso über Sie. Manchmal denke
ich, man sollte nicht Finanzminister
gewesen sein, wenn man als Kanzler-
kandidat der SPD auftritt. Dann
muss man offenbar Dinge erzählen,
die furchtbar sind.

Sie haben es doch schon einmal
besser gewusst. Ich spreche von der
Bankenunion.

Sie haben eine Bemerkung zur
Bankenrekapitalisierung gemacht,
die unsäglich für einen von mir ge-
schätzten Amtsvorgänger war.

Wir müssen es nicht schlimmer
machen, als es ist.

Es ist doch klar: Eines der zentra-
len Probleme bei der Stabilisierung
unserer gemeinsamen europäischen
Währung ist, dass es uns besser ge-
lingen muss, die Risiken aus dem Fi-
nanzsektor von den Risiken der
Staatsverschuldung zu trennen. Das
ist die Aufgabe einer Bankenunion.
Dazu brauchen wir die notwendigen
rechtlichen Grundlagen. Deswegen
brauchen wir auch eine begrenzte
Vertragsänderung, die wir über
Nacht nicht bekommen. Deswegen
hat die Bundeskanzlerin mit dem
französischen Präsidenten Hollande
schon im Sommer gesagt, dass wir
gemeinsam mit Frankreich einen
Zweistufenplan vorschlagen und
jetzt das machen, was nach den gel-
tenden Verträgen zweifelsfrei und
auf einwandfreier Grundlage mög-
lich ist, und danach den zweiten
Schritt machen.

Das alles muss erst gemacht und
eine klare Haftungskaskade einge-
führt werden.

Die Eigentümer, also die Aktionä-
re – das muss man Herrn Gysi ein-
mal erklären –, verlieren ihr Geld
immer; aber wenn die Bank pleite-
geht, dann sind die Einlagen futsch,
und das ist ein Problem für die Ein-
leger und im Übrigen natürlich vor
allen Dingen für die Stabilität des Fi-
nanzsystems als Ganzem. Deswegen
haben wir in jener schrecklichen Kri-
se 2008 und 2009 das zu Recht ver-
hindert. Wenn wir aber die Haf-
tungskaskade haben – Eigentümer,
Anleihegläubiger, dann erst die Mit-
gliedstaaten und am Schluss die Ge-
meinschaft des ESM –, dann brau-
chen wir eine stärkere europäische

Bankenaufsicht; denn Sie können
Banken – auch das ist eine Lehre von
2008/2009 – nicht mehr nur durch
nationale Institutionen beaufsichti-
gen, weil die alle grenzüberschrei-
tend tätig sind. Weil alle diese Pro-
bleme nur auf europäischer Ebene
gelöst werden können, beschreiten
wir diesen Weg. In dieser Reihenfol-
ge geht es voran.

Im ersten Teil Ihrer Rede sagten
Sie, wir trieben die Länder an den
Rand der Armut, weil wir so streng
seien, und im zweiten Teil Ihrer Rede
sagten Sie, wir seien Luftikusse, die
nicht darauf achteten, dass die Re-
geln eingehalten würden. Ich sage Ih-
nen: Es gab eine Debatte, wenn auch
nicht in unserem Land, sondern au-
ßerhalb, ob Europa immer deutscher
wird, weil wir in der Tat Wachstums-
lokomotive und Stabilitätsanker der-
zeit sind und sein müssen. Aber wir
wollen kein deutsches Europa, wenn
ich Sie, Frau Bundeskanzlerin, zitie-
ren darf. Aber ein starkes Europa
muss es sein; denn in dieser globali-
sierten Welt kann Europa seine Auf-
gabe, dazu beizutragen, dass die Welt
nicht aus den Fugen gerät, nur erfül-
len, wenn es handlungsfähiger wird,
wenn es einiger wird. Dazu muss es
vor allen Dingen wirtschaftlich leis-
tungsfähig sein.

Wir haben in diesen vier Jahren in
dieser Hinsicht viel erreicht. Wir
sind nicht über den Berg. Genau des-
wegen muss Deutschland ein ver-
lässlicher Partner in Europa und für
die Welt bleiben. Wenn es noch ei-
nen Zweifel gab, ist spätestens nach
dieser Debatte ganz klar: Das geht
nur mit der Fortsetzung dieser Koali-
tion unter der Führung von Angela
Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Frank-Walter Steinmeier (SPD), Otto
Fricke (FDP), Priska Hinz (Bündnis 90/Die
Grünen), Volker Kauder (CDU/CSU),
Andrea Nahles (SPD) sowie Patrick
Döring (FDP) und Gerda Hasselfeldt
(CDU/CSU). Das Plenarprotokoll und die
vorliegenden Drucksachen sind im
Volltext im Internet abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.we
b/bt Der Deutsche Bundestag stellt
online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
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Die Euro-Rettung wird auch die nächste Regierung noch beschäftigen.

Unsere Politik
zur Verteidigung

der gemeinsamen
europäischen

Währung
ist richtig.


